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heute als die höhere Schule bezeichnen, umzuor­
ganisieren'. Die österreichische Matura hat auf der 
ganzen We l t immer noch ihre große Bedeutung und 
Staaten wie Schweden, Amerika haben festgestellt, 
daß ihre Matura längst nicht mehr so wertvoll ist, 
wie beispielsweise die österreichische. (Abg. Ger­
hard Heidinger: „Heute kommen über 50 Prozent 
der Schüler über die Haupitschule zu einer Matura 
der berufsbildenden Schulen!") Man soll daher nicht 
verunsichern. 

Eines zur Hauptschule. Ich merke das bei Sprech­
tagen, daß vielfach Eltern sehr unglücklich sagen, 
wenn man fragt, welche Schule ihr Kind besucht 
hat , wenn sie e inen Lehrplatz oder einen Arbeits­
platz suchen, Hauptschule, zweiter Klassenzug. Mei­
stens sagen sie dann, wenn man fragt,, welche Schule: 
Hauptschule. Man weiß schon, das Kind hat den 
zweiten Klassenzug absolviert. Das ist förmlich auch 
eine Ant Klassenkampf. Bei Differenzierungen soll 
man gerade bei Kindern vorsichtig sein. Bei uns in 
ländlichen Bereichen, wo wir nicht sosehr mit Ar­
beitsplätzen begütert sind,, muß man sagen, daß 
viele, die den zweiten Klassenzug der Hauptschule 
besucht haben, ke ine Möglichkeit haben, einen 
Lehrplatz zu finden, vielfach sogar nicht die Mög­
lichkeit haben, einen Arbeitsplatz zu finden. 

Man fragt sich daher, warum wird soviel über die 
Schule diskutiert, parteipolitisch differenziert, und 
warum wird vielleicht noch zuwenig auf die Schüler 
Rücksicht genommen? Fachleute und politisch Ver­
antwortliche sollten dies ernsthaft überdenken. Ich 
bin der Meinung, die Schuld liegt keinesfalls bei den 
Kindern. Sie sind sicher nicht schlechter als Genera­
tionen vorher. Die Schuld liegt sicher auch nicht bei 
den Eltern; vielleicht zum Teil, weil sie beruflich 
überlastet sind. Die Schuld liegt sicher auch nicht 
bei den Lehrern, sondern man muß eben dem 
System die Schuld geben, und eine innere Reform 
der Schulpolitik wäre sicherlich am Platz, und hier 
zu versuchen, über die Parteien hinweg eine über­
einstimmende Schulpolitik zu finden, müßte unsere 
Aufgabe sein. 

Ich möchte nur ein paar Ausdrücke jetzt zur Ver­
lesung bringen, ich merke sie mir nicht, die meine 
Vorredner als Fachleute gebraucht haben.. Es ist von 
Differenzierung gesprochen worden, von Koeduka­
tion, ich weiß nicht,, ob ich diesen Ausdruck jetzt 
überhaupt richtig, ausgesprochen habe, Buben und 
Mädchen in einer Klasse, heißt das auf Deutsch. 
Wi r könnten j a Deutsch auch reden, aber scheinbar 
ist das nicht mehr möglich oder nicht angebracht. 
Von Durchlässigkeit, von Einheitsschule, vom För­
derungsunterricht, von Ganztagsschule, von Zwangs­
tagsschule, von IGS, integrierte Gesamtschule, von 
Klassenschülerhöchstzahl, von der neuen Haupt­
schule, von Schulversuchen, von Tagesheimschulen, 
von Zehn-Prozenlt•'Klausel wurde gesprochen. Wie 
sollen sich da die Eltern noch zurechtfinden? Wie 
sollen sich aber auch die a rmen Kinder zurechtfin­
den, die ja die Betroffenen dabei sind. 

Eine wohlüberlegte innere Schulreform wäre da­
her notwendig. Wir wünschen, daß die Klassen­
schülerhöchstzahl herabgesetzt wird, vielleicht mehr 
der Praxis angepaßt wird. Wir haben heute schon 
gehört, die Klassenschülerhöchstzahl ist zur .Zeit 
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noch gesetzlich mit über 30 geregelt und liegt 
längst schon unter 25. Eine Anpassung an die Praxis 
ist sicher notwendig. Zur Aufwertung der Land­
schulen möchte ich sehr .ernsthaft ersuchen, daß für 
j ede Schule in der Steiermark eine Dienstpostenauf­
stockung um einen Dienstposten vorgenommen wird, 
um damit eben auch die kleinen Schulen aufzuwer­
ten. Im heurigen Jahr wurden einige Schulen zuge­
sperrt. Sie mußten zugesperrt werden, weil sie an­
sonsten einklassig geführt werden sollten be­
ziehungsweise die Einklassigkeit auch nicht mehr 
im vollen Umfang gegeben war. Man sollte jetzt 
versuchen, auch diesen Landschulen gerecht zu wer­
den, die noch zwei oder drei Klassen zustande brin­
gen, daß ihre Bedeutung beibehalten bleibt. Eine 
ernsthafte Anregung noch bei der Vergabe von Lei­
terposten. Gerade durch die Auflassung der Volks­
schuloberstufen, durch die Auflassung der alten 
Volksschule, wie wir sagen, ist es vielfach nicht 
mehr möglich, oder schwer möglich, qualifizierte Lei­
ter auf das Land in kleine Volksschulen hinauszu­
bringen. Vielleicht sollten wir Überlegungen an­
stellen, ob es nicht sinnvoller wäre, bei der Ver­
gabe der Leiterposten neben den Qualifikationen in 
sachlicher Hinsicht auch darüber zu befinden, ob der 
Bewerber auch seinen Hauptwohnsitz im betreffen­
den Wohnor t dieser Schule hat. (Abg. Marczik: „Ist 
richtig!") Es ist sehr wichtig, daß ein Schulleiter in 
diesem Ort, wo er unterrichtet, auch seinen Haupt­
wohnsitz hat und damit auch mit der Bevölkerung in 
außerschulischen Bereichen, im Vereinsleben und 
im kulturellen Leben den Kontakt pflegen kann. 
Ich glaube, in der heutigen Zeit, in der immer 
nüchterner werdenden Zeit ist die außerschulische 
Arbeit viel mehr zu schätzen, als das in Wirklich­
keit zum Ausdruck kommt. Natürlich wird dabei die 
musische Begabung auch,' e ine große Rolle spielen. 
Es soll damit mehr Gerechtigkeit gegenüber den 
ländlichen Schulen geschaffen werden. 

Die Tagesheimschule ist sicher die bessere Alter­
nat ive zur Ganztagsschule, und ich freue mich, daß 
sie über die Parteigrenzen hinaus diskutiert wer­
den kann. (Abg. Brandl: „Er kennt sich gut aus!") 
Das isit eine Annäherung zum Standpunkt der ö s te r ­
reichischen Volkspartei. Ich will damit gar nicht 
sagen, daß jetzt das einzig Richtige von der einen 
Seite zum Ausdruck gebracht wird. 

Wi r brauchen auch noch für die Steiermark be­
rufsbildende Schulen, sicher wird das e twas kosten, 
Lebensqualität kostet eben etwas, Eine gute Schule 
für die Berufsausbildung unserer Kinder muß uns 
das wert sein. Wir haben sicher noch zu wenig 
Haushaltungsschulen, einjährige, mehrjährige. Wir 
haben noch keine höhere Schule für die ländliche 
Hauswirtschaft in der Steiermark, und es fehlen für 
soi manche Berufsbereiche berufsbildende mittlere 
und höhere Schulen. Ein Ersuchen an das WIFI, BFI 
und das LFI, daß sie vermehrt ihre Kurstätigkeit in 
die dezentralen Orte verlagern, denn dort ist der 
Bedarf zum Umschulen auf e inen Zweitberuf viel 
dringender erforderlich als in städtischen Bereichen. 
Ich möchte zum Schluß nur wünschen, daß die 
Schulgesetzgebung nicht zu einer parteipolitischen 
Auseinandersetzung ausartet und dabei große Grup­
pen niedergestimmt werden. Ich möchte nur fragen, 



490 12. Sitzung des Steierm. Landtages, IX, Periode — 5„ 6. und 7. Dezember 1979 

x wann wird die Schule endlich besser? Die Schule 
hat unseren Kindern zu dienen und nicht Politikern, 
die sich Gegensätzlichkeiten vorwerfen. (Beifall bei 
der FPÖ und ÖVP.) . ' 

Präsident Univ.-Prof. Dr. Koren: Zum Wort ge­
meldet hat sich der Herr Abgeordnete Hammer. 
Ich erteile es ihm. 

Abg. Hammer: Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! 

Aus der lebhaften Schulpolitik heraus zu einem 
anderenKapitel. Es hat mich.ein bißchen überrascht, 
ich war nicht der Meinung, daß ich jetzt schon dran­
kommen werde, aber ich bin sicherlich darauf ge­
faßt. Meine Damen und Herren! In dem Budget, das 
wir für 1980 beschließen werden, ist eine Budget­
post von 160 Millionen Schilling für die Region 
Schladming, für die Austragung der Weltmeister­
schaft in Schladming enthalten. Insgesamt werden 
es 590 Millionen Schilling sein, und es werden ge­
meinsam mit dem Bund eine Milliarde Schilling 
oder etwas mehr sein, die in die Region Schladming 
hineirifinanzieirt werden, Weil dort die Weltmeister­
schaften im alpinen Schilauf 1982 ausgetragen wer­
den. Ich bin stolz als Steirer, daß uns dies gelungen 
ist, und es freut mich, daß es gerade eine steirische 
Stadt ist, die die Weltmeisterschaften für den al­
pinen Schilauf übertragen bekommen hat. Aber ich 
glaube, mit mir werden sich viele darüber freuen. 
Ich möchte nur davor warnen,, daß wir bei all dieser 
Freude, bei dieser berechtigten Freude, aber die 
Wünsche der anderen Regionen übersehen. Es gibt 
Viele Regionen, die es dringend notwendig haben, 
daß der Fremdenverkehr gefördert wird, daß ihnen 
dabei geholfen wird, den Fremdenverkehr auszu­
bauen. Mit der Region Schladming wurde sicherlich 
ein Schwerpunkt in der Förderung gesetzt. Es wäre 
sicherlich nicht richtig, wenn wir jetzt in einen 
Kleingeist, in einen sogenannten „Kantönli-Geist" 
verfallen würden und alle unsere Regionen vor­
drängen würden, die es Not haben im Fremdenver­
kehr Unterstützung von der öffentlichen Hand zu 
bekommen. Aber ich glaube, wir müssen darauf acht­
geben, daß die Gießkanne auch für die anderen Ge­
biete nicht versiegt. (Abg. Dr. Eichtinger: „In Rotten­
mann eindeutig klargestellt!") Es gibt hier viele 
Piroblemgebiate, ich darf nur verweisen: Admont 
hat Wünsche* Johnsbach, St. Gallen hat Wünsche, 
in Rädmer ist ein großes Projekt in Ausarbeitung 
für die Erschließung von. Skiliften — wir wissen ge­
nau, daß dort industrielle Arbeitsplätze verloren­
gehen — und es daher notwendig ist, auszuweichen 
auf den Fremdenverkehr und hier einen Ersatz dafür 
zu schaffen, daß die Menschen in diesen Regionen 
beschäftigt werden können. Aber ich darf nur dar­
auf verweisen, wie schwierig es manchmal für eine 
Gemeinde ist: Zum Beispiel die Übernahme der 
Straße in Radmer liegt schon über zehn Jahre hier 
in diesem Haus auf, und es ist noch nicht gelungen, 
dieser Gemeinde die finanzielle Last zur Erhaltung 

-—dieser Straße abzunehmen. Auch das gehört zu einem 
Fremdenverkehrsprogramm, zu einem Konzept, wie 
man einer Region helfen kann, denn eine Verkehrs^ 
Verbindung ist doch das erste und wichtigste, damit 

man überhaupt mit dem Fremdenverkehr beginnen 
kann. Die Stadt Eisenerz: Auch hier werden große 
Hoffnungen in den Fremdenverkehr gesetzt, und 
der Werkssportverein hat mit viel Idealismus, si­
cherlich auch mit Unterstützung der öffentlichen 
Hand mit Sportförderungsmitteln in der Eisenerzer 
Ramsau ein nordisches Zentrum geschaffen, das sich 
wirklich sehen lassen kann und das auch voll des 
Lobes der Spitzensportler ist und gerne in An­
spruch genommen wird. Es wurde dort eine Lang­
laufloipe installiert und wird regelmäßig betreut 
und gepflegt: sicherlich mit Unterstützung, das wol­
len wir nicht verheimlichen, Es wurden dort zwei 
Sprungschanzen mit vielen freiwilligen Arbeitsstun­
den gebaut. Das wurde alles bewältigt, aber das, 
was jetzt auf die Gemeinde zukommt beziehungs­
weise auf den Sportverein, braucht eine gezielte 
Unterstützung, damit diese Anlagen entsprechend ge­
nützt werden können, damit diese Anlagen den ent­
sprechenden Zustrom der Sportler, der Frem­
den, der Freizeithungrigen und der Bewegungs­
süchtigen, wenn ich das so sagen darf, auch finden 
wird.. Ein ganz großes Anliegen ist natürlich das 
Skigebiet des Präbichls, Erst vor kurzem hatte ich 
Gelegenheit, mit einer Delegation aus Vordernberg 
bei unserem Landeshauptmann vorzusprechen, weil 
hier im Grübl-Gebiet bereits ein Skigebiet erschlos­
sen wurde,, weil hier die mechanischen Aufstiegs­
hilfen bereits bestehen und weil sie zu einer Zeit 
gebaut wurden, wo man noch in weit kleinräumige-
ren Konzepten gedacht hat, als dies jetzt erforder­
lich ist. Es wird notwendig sein, dort die entspre­
chenden Lawinenverbäuungen anzubringen. Der 
Herr Landeshauptmann hat großzügige Unterstüt­
zung zugesagt. Ich danke ihm dafür. Auch der Herr 
Bundesminister Haidien halt seine Unterstützung zu­
gesagt und wird versuchen, hier ausnahmsweise 
etwas zu unterstützen, das vielleicht in seinem 
Ressort nicht ganz leicht sein wird. Ich danke ihm 
für diese Bereitschaft. Ein erheblicher Teil an finan­
zieller Belastung wird noch für die Gemeinde be­
ziehungsweise für die Liftgesellschaft, die sich be­
reits seit Jahren! bemüht, der Lawinendrohung Herr 
zu werden, die bereits in viel Eigeninitiative La­
winenverbäuungen, Lawinenkegel errichtet hat, 
aber die große Anstrengung, jetzt die Lawinen an 
der Wurzel zu packen, eine sogenannte Armbruch-
verbauung zu installieren, kostet nach ersten Schät­
zungen 17 Millionen Schilling. Nach einer zweiten 
Schätzung 10 Millionen Schilling, wobei bereits schon 
irgendwelche Zugeständnisse an die Natur gemacht 
wurden. Eine Budgetmenge, ein Zehntel von dem, 
was wir für die Region Schladming heuer beschließen 
aber doch ein wesentlicher Teil für dieses Skigebiet 
am Präbichl, und es belastet eben die Gemeinde, 
weil noch eine Lücke von 25 Prozent offen ist. Es 
wird die Gemeinde, es wird die Liftgesellschaft, es 
wird die ÖBB herangezogen werden, denn auch ihre 
Bahnlinie ist irgendwie von den Lawinen gefährdet. 
Es wird notwendig sein, hier die entsprechenden 
Maßnahmen zu setzen. Die Sozialisten haben ja 
schon lange einen LdiidtaysidnUay eingebracht, da-
mit hier das Land helfend eingreift, damit diese 
notwendigen Lawinenverbäuungen am Skigebiet 
Präbichl eiidlich durchgeführt werden können. Wir 
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haben am 20. Februar diesen Antrag neuerlich ein­
gebracht, weil wir der Meinung sind, daß es für 
die Region Eisenerz—Präbichl—Vordernberg von 
besonderer Bedeutung ist, daß dieses Fremdenver­
kehrsgebiet dort oben erhalten bleibt. Ich wünsche 
nur, daß a l le Stellen ihre Zusagen e inhalten wer­
den, dann werden wir sicherlich dieses Problem be­
wält igen können. Ich möchte aber auch noch dazu 
sagen, ich wünsche den! Schladmingem viel Erfolg 
bei der Weltmeisterschaft 1982. Ich wünsche mir, 
"daß v iele österreichische Skiläufer als Sieger die 
Ziellinie passieren. Ich hoffe aber auch, daß viele 
Fremdenverkehrsgebiete die gesteckten Ziele er­
reichen werden, damit wir in der Steiermark wieder 
eine erhöhte Lebensqualität bekommen, denn gerade 
im Präbichlgebiet handelt es sich doch um das 
Freizeit- und Erholungsgebiet des Industrieraumes 
Leoben und Donawitz, ja sogar von der Landes­
hauptstadt kommen die Sportler auf den Präbichl, 
um dem Skifahren zu huldigen, und ich glaube doch, 
daß es diese Region wert ist, daß sie unser aller 
Unterstützung erhäl t und daß wir über Schladming 
hinaus, auf das wir stolz sind, daß wir dort die 
Skiweltmeisterschaft austragen können, aber nicht 
vergessen, daß es in der übrigen Steiermark noch 
viele Fremdenverkehrsgebiete und viele Probleme 
gibt, die wir nur gemeinsam bewältigen können 
und d ie wir auch in Zukunft sehen müssen. Ich 
danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Zum Wor t gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Buchberger. 

Ich erteile es ihm. 

Abg. Buchberger: Herr Präsident, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! 

Die Gruppe 2 behandelt e ine breite Palette von 
Sachgebieten: den Unterricht, die Erziehung, den 
Sport, d ie Wissenschaft und dergleichen. Mein Kol­
lege Hammer hat bereits auf die sportlichen Be­
lange hingewiesen, aber ich möchte noch einmal zu-
rückblenden auf die fachliche Berufsertüchtigung 
unserer Jugend und möchte einleitend noch einen 
Satz zur vorhergehenden Debatte über unsere Ele­
mentarschulen sagen. Es wäre zwingend notwendig, 
nach einer jahrzehntelangen Diskussion über Reor­
ganisation, Reformation, Deformationen, daß in 
unser Schulwesen endlich wieder die notwendige 
Ruhe einkehrt, damit unsere Lehrer wieder mit 
Ruhe lehren und unsere Kinder wieder mit Ruhe 
lernen können. Ich glaube, das wäre höchst an der 
Zeit. 

In d iesem Zusammenhang, wie schon erwähnt, 
die Berufsausbildung unserer Jugend. Hier kann 
eines gesagt werden, daß es gerade bei der fach­
lichen Weiterbi ldung der bäuerlichen Jugend in den 
vergangenen Jahrzehnten möglich war, sich den 
Gegebenheiten und der laufenden Entwicklung ent­
sprechend anzupassen. Ich möchte noch eines sagen, 
auch wenn erst in der Gruppe sieben die Wirt­
schaft, das Gewerbe, die Landwirtschaft oder der 
Fremdenverkehr behandelt werden, daß eigentlich 
die notwendige Entwicklung der gesamten Wirt­
schaft auf den im Kapitel zwei l iegenden Grund­
sätzen, nämlich der Weiterbildung und Ausbildung 

der Jugend fundiert. Und wenn wir diese Fragen, 
die Sparte,, d iese Situation oder dieses Sachgebiet 
von der War t e der Landwirtschaft aus betrachten, 
muß ich. noch einmal unterstreichen, daß wir uns 
bemüht haben, der Entwicklung entsprechend Rech­
nung zu t ragen. Sie werden sich erinnern, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, daß auf Druck 
oder auf Wunsch der bäuerlichen Berufsvertretung 
es im Jahre 1964 möglich war, das bäuerliche Be­
rufsschulgesetz zu beschließen. Wir hatten damals 
bei der Begründung der bäuerlichen Berufsschule 
e ine Berufsschülerzahl, sowohl bei den Mädchen als 
auch bei den Burschen, von insgesamt ungefähr 
8000 Schülern. Wenn wir die Entwicklung, was die 
Berufsschüler betrifft, seit dieser Zeit verfolgen, 
so können wir feststellen, um hier diese Aufzeich­
nung genauer zu beleuchten, daß diese Schülerzahl 
von insgesamt 8000 im Jahre 1964 im Jahre 1979 
auf 950 zurückgegangen ist. Dieser Rückgang ist 
vor allem deshalb festzustellen und darin begrün­
det, weil der Drang, einen zweiten Beruf zu er­
lernen, nun auch in den bäuerlichen Regionen 
entsprechend Fuß gefaßt hat, und der Wille auch 
heute noch vorherrscht, daß es für einen künftigen 
bäuerlichen Hofübernehmer von entscheidender Be­
deutung und eine grundsätzliche Voraussetzung 
überhaupt ist, daß er sich vorher einer entsprechen­
den fachlichen Berufsausbildung unterzieht. Wir 
haben hier im Gegensatz zur Berufsschüleranzahl 
einen Vergleich, daß sich die Anzahl der Besucher 
der landwirtschaftlichen Fachschulen entsprechend 
erhöht hat. Wenn ich hier wiederum einen Ver­
gleich anstellen darf, so waren es im Jahre 1964 
nur 510 männliche Fachschüler und 300 weibliche 
Fachschülerinnen und ist diese Zahl bis zum J ah r 
1979 auf der Mädchenseite von 300 auf 1756 ange­
stiegen und auf der Burschenseite von 510 auf 1167. 
Wir können hier feststellen, daß eine Entwicklung 
Fuß gefaßt hat, die in den Jahren 1960 bis 1965 noch 
nicht abzusehen war. Wir haben j a auch seinerzeit 
die Meinung vertreten, daß es in der Landwirtschaft 
gesetzlich verpflichtend sein müßte, daß wir von 
jedem Hofübernehmer einen entsprechenden Er­
tüchtigungsnachweis verlangen sollten. Heute kön­
nen wir sagen, daß eine solche gesetzliche Veranke­
rung überhaupt nicht mehr notwendig ist, auch 
seinerzeit nicht gemacht wurde, weil sich die Ent­
wicklung so zutrug, daß wir heute sagen können, 
daß faktisch jeder, der einen bäuerlichen Betrieb 
übernimmt, auch schon die landwirtschaftliche Fach­
schule absolviert hat. Eine Voraussetzung überhaupt, 
daß für unsere Jugend die Möglichkeilt gegeben 
wurde, diese Fachschulen zu besuchen, war die, daß 
man die notwendigen Schulen zur Verfügung ge­
stellt hat. Hier muß man sagen, daß sich der Schul­
erhalter, in diesem Fall das Land Steiermark, den 
notwendigen Gegebenheiten angepaßt hat. Man 
hat nicht in Graz und Umgebung zentrale Schulen 
gebaut, sondern man hat diese landwirtschaftlichen 
Fachschulen überall dort errichtet, wo eben die 
Notwendigkeit gegeben war. Sie werden ja selbst 
wissen und kennen die Situation, daß in allen Teil­
gebieten unseres Landes die Fachschulen stehen, 
sowohl für die Burschen als auch für die Mädchen. 
Wir haben in der Folge auch erreicht und können 
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heute mit Freude registrieren, daß nicht nur die 
bäuerlichen Fachschulen, sondern auch die Schule 
St. Martin mit ihren vielen Zweigstellen in den 
ländlichen Regionen, nicht nur von der bäuerlichen 
Seite einen entsprechenden Zuspruch verzeichnen 
können. Wir können auch mit Freude registrieren, 

' daß diese Schulen eigentlich für alle Bewohner des 
ländlichen Raumes sehr aktuell sind. Wir haben in 
der Steiermark, um hier eine Zahl zu nennen, insge­
samt 37 Fachschulen, mitinbegriffen die Schulen von 
St. Martin,, außerdem noch 12 Berufsschulen. Wenn 
wir diese beiden Summen addieren, können wir 
feststellen, daß wir im Vergleich zu den anderen 
Bundesländern in bezug auf die Bildungsmöglich­
keiten und die bäuerliche Berufsausbildung in Öster­
reich führend sind. Das gibt uns eine entsprechende 
Genugtuung, daß wir zumindest versucht haben, hier 
die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen, um 
unsere bäuerliche Jugend für die Zukunft entspre­
chend vorzubereiten. Daß diese Ausbildung möglich 
war und dieser hohe Stand der Ausbildung in den 
Schulen möglich ist, ist vor allem darauf zurückzu­
führen, daß wir einen Stab von Lehrern in unseren 
Schulen haben, die eine besondere Tüchtigkeit nach­
zuweisen in der Lage sind. Diese Bildungsmöglich­
keit ist auch darauf zurückzuführen, daß unsere 
Lehrer und Lehrerinnen in den Landwirtschaftsschu­
len selbst noch jung sind. Hier darf ich wieder 
einige Zahlen nennen. 41 Prozenit unserer Lehrer 
sind jünger als 30 Jahre, 34 Prozent sind jünger als 
40 Jahre, und insgesamt sind 75 Prozent unserer 
Lehrer in den landwirtschaftlichen Schulen jünger 
als 40 Jahre. Im gesamtösterreichischen Vergleich 
liegen wir mit Lehrern unter 40 Jahren bei 60 Pro­
zent. Auch in dieser Frage sind wir in der Steier­
mark führend. Ich möchte von dieser Stelle aus im 
Namen unserer Bauernschaft unseren Lehrern und 
Lehrerinnen recht herzlichen Dank sagen, die sich 
zu jeder Tageszeit unseren Schülern zur Verfügung 
stellen. Wie gesagt, wir legen auf die Ausbildung 
unserer Jugend besonderen Wert. Wir messen auch 
der Fachausbildung und der Ausbildung in höheren 
Schulen eine besondere Bedeutung bei und natür­
lich auch im besonderen der Tatsache, daß die Mög­
lichkeit der außerschulischen Weiterbildung für die 
bäuerliche Jugend gegeben ist. Hier haben wir ein 
Musterbeispiel, wie dies durch eine überpar­
teiliche und überkonfessionelle Jugendorganisa­
tion möglich ist. Der Bund steirischer Landjugend 
erfaßt nicht nur die bäuerliche Jugend, sondern ist 
eine Jugendorganisation für den ländlichen Raum 
geworden. Es ist somit allen, die im ländlichen 
Bereich wohnen, die Möglichkeit gegeben, sich in 
allgemeinbildenden1 und auch in Fragen der Fachaus­
bildung entsprechend weiterzubilden. Darüber hin­
aus1, um diese Palette fortzuspinnen, ist die Ausbil­
dung vom Lehrer bis zum Meister eine Notwendig­
keit und wird auch mit sehr viel Aufmerksamkeit 
verfolgt. Darüber hinaus haben wir auch noch unsere 
Kammereinrichtungen. Ich denke an den Raiffeisen-
hof oder an die Forstschule in Pichl, wo ebenfalls 
für die Jugend eine breite Bildüngspalette gegeben 

-ist. .Ebenfalls, um dem noch den entsprechenden 
Rahmen zu geben, legen, wir auf die Weiterbildung 

. der bereits als; Landwirte Tätigen einen besonderen 

Wert. Durch Spezialkurse, die von der Kammer 
organisiert werden, ist die Möglichkeit gegeben, 
sich laufend mit den aktuellen Dingen auseinander­
zusetzen. Abschließend freuen wir uns, daß die 
Post „Landwirtschaftliche Fachschulen" sowohl für 
Burschen und Mädchen auch im heurigen Jahr wie­
der entsprechend dotiert ist. Das scheint die sichere 
Gewähr dafür zu sein, daß die eingesetzten Bil­
dungsmöglichkeiten auch in Zukunft in der bisheri­
gen Form verfolgt werden können und somit auch 
in der Zukunft die Gewähr gegeben ist, daß unsere 
künftigen Bauern sich einer entsprechenden fach­
lichen Weiterbildung unterziehen können. (Allge­
meiner Beifall.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Lauirich. Ich .erteile ihm das Wort. 

Abg. Laurich: Herr Präsident, Hohes Haus! 
Wohl kaum eine andere sportliche Veranstaltung 

hat ein derartiges Echo ausgelöst als die alpinen 
S'chü-Weltmeisterschaften 1982 in der Dachstein-
Tauern-Region. Die Vergabe an diese Region krönt 
das jahrzehntelange Bemühen der Gemeinden, aber 
auch der Bewohner dieses Raumes, die Schiberge 
des oberen Ennstales durch das Erschließen mit 
Aufstiegsihilfen und Errichtung von Abfahrtspisten 
einer großen Zahl von Winitersportlern möglich zu 
machen. Zu Beginn der sechziger Jahre wurden fast 
gleichzeitig der Schlädminger< Hausberg, die Planai, 
aber auch die Hochwurzen durch Mautstraßen 
erschlossen, so daß täglich Tausende von Schifahrern 
auf diesen Mautstraßen in das Gipfelgebiet ge­
bracht werden konnten. Hand in Hand mit diesem 
Straßenbau ging dann auch die Errichtung der Ski­
abfahrten. Es ist erfreulich, daß die Skiabfahrt von 
der Planai im Jahre 1968 als Fis-Abfahrt homologiert 
wurde. In diese Zeit der Erschließungen fällt auch 
der Aufschwung dieses Gebietes im Winterfremden­
verkehr. Ich möchte ganz besonders hervorheben, 
daß die damaligen Erschließungen, die Errichtungen 
der Straßen, aber auch der Bau der Skipisten nur 
durch größte Opfer dier betroffenen Gemeinden 
durchgeführt werden konnten und daß wir es be­
dauern müssen, daß die großzügige Förderung durch 
das Land Steiermark, wie das heute üblich ist, da­
mals nicht gegeben war. Mit Freude können wir 
auch feststellen, daß die ersten Europacuprennen 
zu Ende der sechziger Jahre durchgeführt wurden 
und daß damit- unser Gebiet erstmalig auch inter­
national bekannt wurde. 

Mit der Errichtung der Einseilumlaufbahn zu Be­
ginn der siebziger Jahre, der Errichtung weiterer 
Lifte, verbunden mit neuen Abfahrtsstrecken, hat 
ein neuer Aufschwung dieses -Fremdenverkehrsge^' 
bietes eingesetzt und. konnten wir viele, viele neue 
Freunde unserer Fremdenverkehrsorte finden. 

Meine Damen und Heiiren,, erst vor wenigen 
Monaten hat der Steiermärkische Landtag den Be­
schluß gefaßt, durch den Grundankauf die Erschlie­
ßung der Planai-West zu ermöglichen. Die, Planai-
West ist ein Doppelsessellift, und wir können mit 
Freude vermerken, daß das der erste Lift der Welt 
sein wird1, der durch einen Tunnel geführt wird. In 
der zweiten Ausbaustufe soll dann auch der Rohr-
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mooser-Hausberg, die Hochwurzen, durch einen Ses­
sellift erschlossen werden. Ich möchte hier auch 
unterstreichen, daß die Steiermärkische Landesre­
gierung dem Büro Ing. Salzmann den Auftrag gege­
ben hat, e ine Studie auszuarbeiten mit dem Ziel, die 
technischen Voraussetzungen dafür zu überprüfen, 
wie weit die v ier Berge des oberen Ennsitales, der 
Hauser Kaibling, die Planai, die Hochwurzen, aber 
auch die Reiteralm, durch eine sogenannte Skischau­
kel verbunden werden können. Der Landesfremden­
verkehrsreferent des Landes und der Finanzreferent 
des Landes Steiermark haben diese Projekte den 
Bürgermeistern und den Fremdenverkehrsexperten 
des oberen Ennstales vo r zwei J ahren vorgestellt, 
und ich möchte Ihnen, meine Damen und Herren, 
mitteilen, daß seit der Mit te der sechziger Jahre 
in der Weltmeisterschaftsregion Dachstein-Tauern 
155 Kilometer präparier te Abfahrtspisten,, drei Gon­
delbahnen, neun Sesselbahnen, 71- Skilifte mit einer 
Gesamtbeförderungskapazität von 63.000 Personen 
pro Stunde, errichtet wurden. Alle Rennstrecken 
sind verkabelt , führen fast ausschließlich durch 
Waldschneisen, sind daher läwinensicher, nebelfrei, 
windgeschützt und, was besonders erfreulich ist, 
durch ihre Nordlage überaus schneesicher. (Lan-
deshauptmannsitellvartreter Wegar t : „Und billig!") 
Und billig, sagt der Herr Landeshauptmannstellver­
treter. Alle diese Voraussetzungen und eine ein­
drucksvolle Präsentation durch unsere Delegation 

, haben am 19. Mai dieses Jahres beim FIS-Kongreß 
in Nizza den Ausschlag gegeben, daß unserer Re­
gion, also damit auch der Steiermark, im vierten 
Wahlgang mit einem Abstimmungsverhältnis von 
44 zu 42 Stimmen die alpinen Skiweltmeisterschaf­
ten für das Jahr 1982 zugesprochen wurden. So 
wird, was viele von uns nicht möglich gehalten 
haben, nach Innsbruck in den Jahren 1964 und 1976 
zum ersten Mal eine steirische Stadt, nämlich die alte 
Bergstadt Schladming, mit der Durchführung solcher 
Weltmeisterschaften betraut werden. Aber neben 
aller Freude und der Tatsache, daß wir die Welt­
meisterschaften 1982 bekommen, erwachsen den be­
teiligten Gemeinden, nicht zuletzt auch dem Land 
Steiermark und unsere Republik, große, schwierige, 
organisatorische und auch finanzielle Probleme. So 
haben Vertreter des Landes und Vertreter der Re­
gion aus dem Dachstein-Tauern-Gebiet im Bundes­
kanzleramt vorgesprochen und vom Bundeskanzler 
Dr. Kreisky die Zusage erhalten, daß auch der 
Bund und die Bundesregierung die berechtigten 
Wünsche der Steiermark und die berechtigten Be­
lange unseres Gebietes entsprechend vertreten wer­
den. Der Bundeskanzler ist weit über unser Gebiet 
h inausgegangen und hat erklärt, daß man in diese 
Förderungsmaßnahmen auch ein Gebiet weit bis 
h inunter ins mitt lere Ennstal einbeziehen soll, etwa 
so, wie das in AichfeldLMurbpden gehandhabt wur­
de. Es wurde ein Organisaitionskomitee gegründet, 
Vorsitzender ist der Herr Unterrrichtsminister 
Dr. Sinowatz. In diesem Komitee sind neben den 
Vertretern des Bundes die Vertreter des Landes, 
der Region, des österreichischen Skiverbandes, des 
steirischen Skiverbandes, des Bundesheeres, der 
Exekutive und selbstverständlich auch alle örtlichen 
Vereine mit den Bürgermeistern vertreten. Ich darf 

Ihnen nur ein kleines Beispiel der schwierigen 
Organisation sagen, wenn ich Ihnen bekanntgebe, 
daß Parkplätze für 30.000 PKW geschaffen werden 
müssen und daß man hier dafür Vorsorge treffen 
muß, daß die 15 Sonderzüge, die in dieser Zeit in 
unser Gebiet kommen, ordnungsgemäß abgefertigt 
und die Personen untergebracht werden können. 

Mit Freude stelle ich als Ver t re ter dieses Gebietes 
fest, daß im Landesvoranschlag 1980 neben der Re­
gierungsvorlage unter Punkt 12, in der beachtliche 
Mittel vorgesehen sind, auch in der Gruppe 2 
24 Millionen Schilling als erste Rate für die Organi­
sationsauf gaben, die mit 100 Millionen Schilling 
präliminiert sind, 40 Millionen Schilling wird davon 
das Land bezahlen, 40 Millionen wird der Bund 
dazu bei tragen und 20 Millionen Schilling müssen 
die Gemeinden dieser Region aufbringen, daß in 
dieser Gruppe zwei dieser Beträge vorgesehen sind. 
Mit diesen Mitteln sind wichtige Vorhaben zu finan­
zieren. Ich möchte einige davon nennen, damit Sie, 
meine Damen und Herren, auch informiert sind, wo­
hin diese Mittel fließen werden. Es werden Mittel 
gebraucht für die Unterbringungsmöglichkeit der 
Aktiven, der Betreuer, der Presse, nicht zuletzt aber 
auch der vielen Gäste, die wir als Zuschauer er­
hoffen. Es sind Verkehrsifragen zu lösen, Verkehrs­
fragen, die Straße und Schiene betreffen; wir müs­
sen uns darüber Gedanken machen, wie wir weitere 
Aufstiegshilfen in diesem Raum verwirklichen kön­
nen. Es gibt beachtliche nachrichtentechnische Pro­
bleme und Fragen zu lösen; die Sicherheitsmaßnah­
men und der Ordnungsdienst erfordern ebenfalls 
beachtliche Mittel, und auch die ärztliche Versor­
gung sowohl auf der Piste wie auch im Kranken­
haus Schladming wird zusätzliche Mittel erfordern. 
Für etwas, was man auch ins Kalkül ziehen muß, 
wenn einem der Wettergott nicht so hold sein sollte, 
w i e man das gerne hätte, sind Vorkehrungen zu 
treffen, nämlich, daß wir für die künstliche Schnee­
erzeugung die erforderlichen Geräte und Maschinen 
zur Verfügung haben. 

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen hier 
einige Beispiele genannt. Aber alle finanziellen 
Mittel würden nicht ausreichen, wenn hier nicht 
von der Bevölkerung her, von den Gemeinden und 
von allen anderen betroffenen Stellen, der Wille 
zur Mitarbeit vorhanden wäre. Hier darf ich hervor­
heben, daß sich alle, Vereine, alle Gemeinden,, alle 
alpinen Vereine ausschließlich dazu bereit erklärt 
haben, durch eine Heerschar ehrenamtlicher Helfer 
diese große Veranstaltung zu unterstützen. Die 
Werbung, die Propaganda ist bereits angelaufen. 
In „Sport am Montag" vor einigen Tagen, also 
vorgestern, wurden die vier Maskottchen vorgestellt 
und alle Schibegeisterten und andere Interessier­
te eingeladen, mitzuhelfen, welches der v ier Mas­
kottchen nun endgültig für Schladming das richtige' 
sein soll. 

Nun, meine Damen und Herren, haben mein Vor­
redner, der Herr Abgeordnete Hammerl, und der 
Herr Landesfremdeniverkehrsreferent am Landes-
frenidenverkehrsitag in Rottenmann Sorgen darüber 
ausgesprochen, daß dieser Geldfluß nach Schlad­
ming, in diese Region, nicht nur Sorgen auslösen 
könnte, Sargen dahingehend, daß die auf einmal 
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vielleicht zu viel Geld haben, was anderen ab­
gehen wird.; Es sind auch Neider auf den Plan ge­
treten, die mit vollem Recht sagen, die Steiermark 
hat auch andere Schigebiete, aber, meine Damen 
und Herren, alle Maßnahmen, die dort getroffen 
werden, sind keine Einrichtungen, die ausschließ­
lich für die wenigen Tage der Weltmeisterschaft 
gebraucht werden, sondern hier werden Maßnahmen 
gesetzt, die auf Jahrzehnte hinaus für unser Ge­
biet, für unseren Fremdenverkehr und damit für 
die Wirtschaft des gesamten Ennstales und für die 
gesamte Steiermark von großer Bedeutung sind. 

Ich darf hier ausdrücklich feststellen und das 
wurde schon erwähnt, daß für Schladming zusätz­
liche Mittel vorgesehen sind und daß dadurch andere 
Gebiete in ihren Förderungsinaßnahmen in keiner 
We i se eingeschränkt werden. (Erster Landeshaupt­
mannstellvertreter Sebastian: „Das hoffen wir!") 

Zwei weitere Veranstal tungen will ich ausdrück­
lich erwähnen, das sind die Nordischen Jugendwelt-
meisterschaften im gleichen J ahr in Murau und die 
internationale Schiflugwoche am Kulm im steirischen 
Salzkammergut. Ich möchte d ie zuständigen Referen­
ten, in erster Linie den Landesfremdenverkehrsre­
ferenten dringend ersuchen, daß auch diesen anderen 
Veranstaltungen eine entsprechende finanzielle Un­
terstützung gewährt wird. (LandeshauptmannsteH-
vertreter Wegar t : „Was glauben Sie, werde ich 
machen?") Herr Landeshauptmann, wir kennen uns 
sehr, sehr lange, und ich möchte hier nicht deutlicher 
werden, wenn ich gesagt habe, daß wir bedauern, 
daß wir vor J ahren und Jahrzehnten nicht diese 
großzügige Förderung gehabt haben, wie sie jetzt 
erfreulicherweise, das darf ich wirklich sagen, durch 
das Land Steiermark gewährt wird. (Erster Landes-
hauptmanhstellvertreter Sebastian: „Du darfst ja 
fördern!" — Landeshauptmannstellvertreter Wegart:. 
„Lassen Sie sich von ihm nicht scharf machen!") 
Aber das ist eine Bitte, die ich vortrage. Das Salz­
kammergut gehört mit zu meinem Bereich, und es 
ist daher selbstverständlich, daß ich die Wünsche 
meiner Freunde hier vertrete. Hohes Haus! Für das 
Dachstein-Tauern-Gebiet ist die Durchführung der 
Weltmeisterschaften eine Auszeichnung und eine 

, Krönung aller bisherigen wintersportlichen Veran­
staltungen. Für die Steiermark ist diese Weltmei­
sterschaft eine werbewirksame Vorstellung und eine 
großartige Gelegenheit, Österreich und der Welt zu 
zeigen, daß nicht nur westliche Länder herrliche 
Schigebiete mit einer hervorragenden Pistenbetreu­
ung und bester Organisation haben. Den steirischen 
Rennläüfern, meine Damen und Herren, gibt diese 
Weltmeisterschaft Gelegenheit, in einem fairen 
Wertkampf mit den Spitzenläufern der ganzen Welt 
zu beweisen, daß sie kämpfen und, wir wollen dafür 
auch die Daumen halten, s iegen können. Ich danke 
schon. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zum Wor te gemeldet ha t sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Heidinger. Ich erteile es ihm. 

Abg. Dr. Heidinger: Herr Präsident, Hohes Haus, 
sehr geehrte Damen und Herren! 

Aus den zümindestens theoretisch weißen Regio­
nen der Dachstein-Tauern-Region zurück z u r Bil-

Periode — 5„ 6. und 7. Dezember 1979 

dung und zur Schulfrage. Ich hoffe, daß die Bil­
dungsdiskussion wieder mit der Emotion weiter­
geht, in die sie mein Namensvet ter hineingeführt 
hat. Denn es ist sicher gut und notwendig, wenn 
so wesentliche Fragen wie die Schule; Bildung, und 
„Bildung ist Zukunft", eingehend und von verschie­
denen Standpunkten beleuchtet werden. Ich glaube 
aber, und das ist bei den verschiedenen Wortmel­
dungen angeklungen, daß der Konsens viel breiter 
ist als es solche engagierte Wortmeldungen zei­
gen. Wir haben sicher Konsens, daß der Zielpara­
graph des Schulgesetzwerkes 62 noch gilt. Es wer­
den vermutlich keine Einwendungen gegen Fest­
stellungen kommen, daß sich seit 1945 der gesell­
schaftliche Wandel in einer Rasanz vollzogen hat, 
wie wir es uns nie hätten vorstellen können. Wir 
haben die Änderungen in der Kommunikations weit: 
längst s ind ' neben das gesprochene und geschrie­
bene Wor t das Radio und Fernsehen getreten. Daß 
sich daraus Folgerungen im Schulbereich ergeben, 
ist wohl selbstverständlich. Es ist sogar so, daß, 
wenn wir die Parteiprogramme und Forderungen, 
aber auch die pädagogischen Forderungen aus Fach­
zeitschriften miteinander vergleichen, wir in vielem 
Gleichklang und damit Konsens feststellen können. 

Bildung, und Schule sind die Basis der Zukunft 
des einzelnen wie der Gesellschaft. Bildung soll ' 
allen zugänglich sein. Sie soll zümindestens als 
Chance für alle Beteiligten, für alle jungen Men-

' sehen vorhanden sein. Die Wahrnehmung dieser 
Chance allerdings werden, wir wohl dem einzelnen 
überlassen müssen. Die Schule soll die diversen 
Begabungen fördern, nicht nur intellektuelle, und 
das ist vielleicht ein Punkt, der zuwenig beachtet 

. wird. Es soll auf die Arbeitswelt Rücksicht genom­
men werden; auf die Möglichkeiten und Bedürfnisse 
und, Kollege Heidinger hat das j a schon angeschnit­
ten, wenn dem nicht Rechnung getragen wird, dann 
gibt es Frustrationen, Schwierigkeiten, die den 
einzelnen mit Recht bewegen, die die Gesellschaft 
bewegen, die aber unter Umständen gar nicht lös­
bar sind. 

Es soll die Schule selbstverständlich zum Leben 
hin orientiert sein. Wir werden auch vermutlich 
noch Konsens erzielen, daß zur Bewältigung dieses 
Wandels, der ja auch in anderen Bereichen vor­
handen ist, ein permanentes Umdenken, ein per­
manentes Neu-Überdenken, mit anderen Worten, 
eine permanente Schulreform notwendig ist. Es ist 
schon in der Diskussion anläßlich der Wortmeldung 
des Kollegen Heidinger sehr vehement auf die Schul­
reformkommission, die 1969 vom damaligen Unter­
richtsminister Mock, gerade von Unterrichtsminister 
Mock, ins Leben gerufen wurde und die jetzt 10-
Jahres-Feiern hinter sich hat, hingewiesen worden., 
Differenzen wird es aber geben und gibt es in der 
Beurteilung des gegenwärtigen Schulsystems. Von 
„krisenhaften Erscheinungen" bis „es ist alles in 
Ordnung" geht die Meinung. Hier glaube ich, ist 
es gut, die Meinung von Außenstehenden zu zitie­
ren, und es i s t ' ja unlängst der Bildungsbericht 1979 
der OECD-Prüfung des österreichischen Schulsystems 
vom Bundesministerium für Unterricht und Kuns t— 
erschienen, also sicher eine Seriöse Quelle, und 
ich darf daraus zitieren, wörtlich: „über unser 
Schulsystem wird gesagt, es handelt sich um ein 
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klar durchstrukturiertes, doch nichts desto weniger 
um ein natürliches Gebilde, in dem zwar sicher nicht 
die radikaleren europäischen Bildungsauffassungen 
zum Tragen kommen, das aber eine, der österrei­
chischen Tradition entsprechende Einstellung wie­
derspiegelt." Es heißt dann, wenig weiter: „Es han­
delt sich auch, wie die Entwicklung in den letzten 
15 J ahren bewiesen hat, keineswegs um eine sta­
tische Ordnung." In der Beurteilung der Reform­
bestrebungen, und das scheint mir besonders wich­
tig: „Der gesamte Vorgang wird in allen Einzel­
heiten vorsichtig, emotionsfrei", ein bißchen Emo­
tion kann beim Reden schon sein, „und mit Gründ­
lichkeit abgewickelt. Plötzliche, gewaltsame Ver­
änderungen sind daher undenkbar. Außerdem wird 
auf diese Weise das System in den Dienst der 
österreichischen Staatsbürger gestellt und kann nie­
mals ihren Wertvorstel lungen und Wünschen zu 
weit vorauseilen." Soviel die wörtlichen Zitate. Ich 
möchte jetzt in aller gebotenen Kürze auf zwei 
Dinge hinweisen. Das eine, das schon angeklungen 
ist, nämlich, daß die Bildungswege mit den An­
forderungen der Praxis nicht übereinstimmen und 
wir in manchen Bereichen zuviele Absolventen ha­
ben und in manchen zuwenig. Konkret: Wir haben 
zu viele Lehrer und Philosophen und bereits zu 
wenige Technikstudenten. In einer Zeit, wo die 
Studentehzahl allgemein zunimmt, s tagnieren bzw. 
sind die Studentenzahlen der Technischen Univer­
sitäten und höheren Technischen Lehranstalten viel­
fach rückläufig. Wir haben einen zu s tarken An­
drang zu kaufmännischen Berufen, auch zu kauf­
männischen Hilfsarbeitern, wenn man es sehr deut­
lich sagen will, und zuwenig zu manuellen Fach­
arbeitern. Die Folgen dieser Entwicklung sind ent­
täuschte Schulabgänger, und damit komme ich zum 
zweiten, das ich hier deponieren möchte; letztlich 
auch zu gigantisch fehlgeleiteten Steuergeldern. Die 
Bildungsökonomie ist etwas, das zwar eine Kom­
mission in der Schulrefoarmkommission kreiert, wor­
über es aber wenig Literatur und noch weniger 
Bewußtsein in der Praxis gibt. Ich glaube, wenn 
e twa sechs Prozent des Bruttonationalprodukts ins­
gesamt für Bilduhgsausgaben ausgewiesen und auf­
gewendet werden, dann ist es nicht gleichgültig, 
wie diese Gelder ausgegeben' werden. Das heißt, 
daß man wohl verlangen kann, daß auch die Effi­
zienz einigermaßen gemessen wird. Es hat hier in 
dankenswerter Weise der Managementklub des 
Wirtschaftsbundes in seiner Studie „Pro Österreich" 
auch den Versuch unternommen, ein derartiges Gut­
achten über Bildungsökonomie in die Publikation 
einzubinden und die Überlegungen dieses, im übri­
gen Grazer Wissenschaftlers gehen dahin, daß die 
Wachstumsraten des Biruttonationalproduktes, die ab­
nehmend waren in den letzten Jahren, nur heuer 
ist wieder eine Ausnahme, möglicherweise auch 
mit dem geringeren Wachstumsgrad im Human­
kapitalstock gegenüber dem Sachkapitalstock zu er­
klären wären. Der Humankapitalstock ist nur um 
etwa sechs Prozent gewachsen. Man versucht dann 
in diesem Gutachten in Anlehnung an eine OECD-
Studie auch auf die Erträge des Bildungssystems 
durch soziale Indikatoren hinzuweisen. 

Es ist sicher so, daß der persönliche Nutzen 
eines Bildungsaüsganges dann letztlich vom Le-

benseinkommen bestimmt wird, und die heutige Ein­
kommensschichtung ist sicher der Grund dafür, daß 
junge Leute immer wieder in Berufe drängen trotz 
der richtigen und wohlmeinenden Ratschläge, daß 
hier eine Schwämme droht. Wenn Sie vorhin, Herr 
Kollege Heidinger, die 3000 fehlenden Lehrer er­
wähnt haben, so war das ein Nachholbedarf, und 
es war vielleicht der Fehler, daß man nicht k lar 
genug den jungen Menschen gesagt hat, daß das 
ein einmaliger Schub ist eben durch den Ausbau 
der Bildungseinrichtungen, und wenn der Nachhol­
bedarf gedeckt ist, dann eben der Stau kommt, der 
sich jetzt deutlich abzeichnet, und wo wir, glaube 
ich, alle miteinander nicht recht wissen, wie wir 
eine vernünftige Eingliederung dieser Absolventen 
im nächsten, übernächsten Jahr werden vornehmen 
können. Aber neben diesem persönlichen, erhoff­
ten oder wirklichen Nutzen haben wir natürlich von 
höherer Bildung Nutzen im Bereich der Lebens­
qualität, im Bereich der Gesundheit, im Bereich 
sozialer Gleichheit und auch in der politischen Mit­
wirkung. Eine Demokratie ist sicherlich nur dann 
gut beraten und nur dann lebensfähig, wenn das 
Bildungsniveau der gesamten Gesellschaft möglichst 
hoch ist. 

Aber neben diesen fast philosophischen Über­
legungen zu Nutzen und Kosten jetzt abschließend 
noch zu sehr konkreten Dingen, und die sollten 
uns zu denken geben: Es gibt eine Publikation, die 
ich Ihnen gerne zur Verfügung stelle, falls Sie sie 
nicht haben, Kosten der Schulversuche 1975/76, Er­
gebnisse. Herausgegeben von der Schulreformkom­
mission ökonomische Gruppe. Hier etwa kann man 
lesen, daß die Gesamtschule Mehrkosten von 1,3 
Milliarden Schilling verursachen würde, wenn sie 
als Regelschule eingeführt wird. Die Mehrkosten 
können dann abgefangen werden, nach Meinung 
des Ministeriums, wenn durch sieben Parallelklas­
sen eines Jahrganges die Schule zu einer Monster­
schule wird. Damit sind wir genau bei dem Punkt, 
Herr Kollege Heidinger, wo ich mit Ihnen nicht 
konform gehe, nämlich dort, wo Sie die Gesamt­
schule als die Rettung der Schule im ländlichen 
Raum darstellen. Wir werden, wenn wir zur Ge­
samitschule kommen, konzentrieren wie seinerzeit 
die Hauptschulen als Eliteschule, als Bürgerschulen, 
zum Beispiel im Bezirk Leibnitz nur eine, dann 
zwei und dann drei. Genau dort werden wir hin­
kommen. Wir werden zu einer gigantischen Pen­
delbewegung der jungen Leute kommen, zu Mon­
sterschulen, die anonym und absolut nicht men­
schengerecht sind. Das ist keine Vision, sondern 
durch pädagogische Studien in deutschen Landen 
sehr deutlich geworden. (Abg. Gerhard Heidinger: 
„Diese Horrorvision, die Sie darlegen, entsteht nur 
dann, wenn ich nicht geneigt bin, mehr Geld dafür 
auszugeben!") Diese entstünden dann, wenn Sie 
sich einbilden, daß Sie ein neues System einführen 
müssen, statt daß Sie ein bestehendes zart ändern, 
wie es unserer Vorstellung der neuen Hauptschule 
und der Abschaffung der Zweizügigkeit und der 
Einführung der Vorteile entspricht, die auch bei 
der Gesamtschule ins Treffen geführt werden. (Abg. 
Gerhard Heidinger: „Das stimmt nicht!") Denn, Herr 
Kollege, ich darf jetzt wieder den Bildungsbericht 
zitieren über das Ergebnis der Schulversuche in 
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pädagogischer Hinsicht. Ich würde mir das gefal­
len lassen, daß das mehr kostet, wenn der Schul­
effekt besser ist. Wenn ich aber hier lese, bitte 
amtlich auf Seite 30: „Laut Bericht der österreichi­
schen Behörden, sind die Ergebnisse der Gesamt-
schülversuche bisher positiv, das heißt, daß gleich­
befähigte Schüler etwa gleich viel lernen wie in 
den traditionellen Schulen." Was heißt denn das? 
Es ist pädagogisch gleich gut. Dann werde ich 
doch nicht justament bei den Budgetsituationen, wie, 
sie jetzt ja von allen Rednern hier im Hohen Haus 
in der Generaldebatte mit Recht angezogen wur­
den, mehr Geld ausgeben. (Abg. Gerhard Heidin­
ger: „Sie haben doch selber in der Landesschulrat-
sitzung Unterlagen bekommen. Schauen Sie sich 
an, was da über den, Schulversuch dxinnensteM. 
Schauen Sie sich das an!") Ich pflege mir die Un­
terlagen sehr genau anzuschauen. Sie sehen, ich 
habe eine ganze Fülle von Unterlagen studiert, um 
hier Unangreifbares behaupten zu können, und ich 
bediene mich, wie Sie sehen, vornehmlich Mate­
rialien des Bundesministeriums für Unterricht. 

Ich darf jetzt noch zur Ganztagsschule und Ta­
gesheimschule, auch wieder nüchtern, Ihnen die 
Kosten darstellen. Die Zusatzkosten beim Schul­
versuch Ganztagsschule sind pro Klasse 306.000 
Schilling, beim Schulversuch Tagesheimschule Mehr­
kosten 71.000 Schilling. Bitte, meine sehr geehrten 
Damen und Herren des Hohen Hauses, das heißt, 
daß die Gesamtschule viermal so teuer ist wie die 
Tagesheimschule. Warum, denn um Gottes Willen 
sich dann auf die Ganztagsschule versteifen, wenn 
man pädagogisch sogar bessere Effekte mit der 
Tagesheimschule' erzielen kann. Das sind Zahlen, 
die vom Ministerium. sind, die sicher auch angreif­
bar sind, die von der einen Schule etwas höher, 
von der anderen etwas niedriger sind. Abschlie­
ßend zu den Kostenfragen noch ein ganz ernstes 
Kapitel, das bisher in der Diskussion, wenigstens 
meines Wissens, nicht angeschnitten wurde. Es wird, 
ohne daß es gesagt wird, vorausgesetzt, daß die 
Kosten der Tagesheimschule oder der Ganztags­
schule natürlich vom Schulerhalter getragen werden, 
ohne Kostenbeteiligung derer, die, diese Schule 
benützen. Ich halte das, vor allem dann, wenn sie, 
und anderes ist ja auch von Seiten des Bundes­
ministeriums nicht gedacht, fakultativ eingeführt 
wird. Warum soll ich als Steuerzahler für diejeni­
gen bezahlen, die ihre Kinder, statt daß sie sie 
in der Familie auch miterziehen, wegstellen? (Abg. 
Gerhard Heidinger: „Wegstellen müssen! Berufs­
tätige Mütter!") Wegstellen, Herr Kollege! (Abg. 
Gerhard Heidinger: „Wegstellen müssen!") Lassen 
Sie mich ausreden. Es ist das der typische Gedan­
kenfehler, Herr Kollege Heidinger, bitte hören Sie 
zu, daß sozial, nur gleich, alles muß gleich sein 
und ob der Vater dieses Kindes ein Generaldirek­
tor ist oder ob das ein Waisenkind ist. Ich bin 
der Auffassung, daß man diese Frage sehr ernst 
diskutieren muß, daß man natürlich, wo soziale 
Barrieren bestehen und.es notwendig ist aus päd­
agogischen Gründen, so ein Kind in eine Ganz­
tags—oder Tageslieimsdmle zu schicken, man- das 
ohne Kosten tun soll.. Aber der Nulltarif für das 
Kind des Generaldirektors oder für die Kinder von 
gutsituierten Angestellten, die nur, weil die Mütter 

berufstätig sein möchte, damit ein höherer Lebens­
standard möglich ist, das Kind dorthin schicken, 
daß man das kostenlos zu Lasten derer machen 
soll, die ihre Kinder auch noch in der Familie 
behalten, das sehe ich nicht ein. Ich darf abschlie­
ßend zusammenfassen: Ich glaube, daß man viel 
zu wenig in der pädagogischen Diskussion auch 
die Kosent-Nutzen-Frage mit allen Schwierigkeilten, 
die ich dafür konzediere, diskutiert. Es ist leicht, 
eine Ware zu kaufen und zu verkaufen und fest­
zustellen, ob man dabei einen Nutzen gehabt hat 
oder nicht, und es ist schwer, pädagogische Bil­
dungsgänge in Kositen-Nutzen-Relationen zu setzen. 
Aber man muß es jedenfalls auch beachten, weil 
wir Sonst mit pädagogischen Lösungen zu Lösun­
gen kommen, die hur auf dem Papier stehen und 
die wir aus Mangel an wirtschaftlicher Fundierung 
nicht bezahlen können. Das ist eine Augenaus-
wischerei. Ich bin daher dafür, so wie -es der Bil­
dungsbericht hier sehr richtig sagt, die Politik der 
kleinen Schritte fortzusetzen, und soviel ich weiß, 
ist das auch das Ziel des Herrn Unterrichtsministecrs, 
der ein sehr geschickter und pragmatischer Poli-, 
tiker ist. Aber alle Übereiferer muß man in ihre 
Schranken weisen! (Beifall bei der FPÖ und ÖVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Ing. Stoisser. Ich erteile es ihm. 

Abg. Ing. Stoisser: Sehr geehrter Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! 

Bevor ich in diese Gruppe eingehe, möchte ich 
dem Abgeordneten Gerhard Heidinger etwas sagen. 
Auf einen Zwischenruf von mir hat er erklärt, daß 
die Unternehmer mit dem Bezahlen der sechsprozen-
tigen Kinderbeihilfenfonds, heute Fämilienlasten-
ausgleichsfonds, den Arbeitern einen Lohn vorweg­
nehmen. (Abg. Gerhard Heidinger: „So ist das nicht. 
So habe ich es sicher nicht gemeint. Ich habe ge­
sagt, daß bei einem Lohn-Preis-Abkommen sechs, Pro­
zent den Arbeitern nicht ausgezahlt wurden und 
in den Farhilienlastenausgleichstopf hineingekom­
men sind!") Wortwörtlich wurde das gesagt, und 
das meine ich, ist ein Gipfelpunkt der Demagogie, 
wenn Unternehmungen von Gesetzes wegen Ab­
züge abführen müssen. (Abg. Kollmann: „Er nimmt 
es zurück und behauptet das Gegenteil!") Wenn 
es keine Lohnvorwegnahme ist, dann ist es in Ord­
nung, aber es wurde früher so gesagt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In die­
ser Gruppe wurde schon sehr viel von Bildung ge­
sprochen, von neuen Schulforme.n, und auch von 
den Gefahren, die eine Bildung, die zu weit führt, 
haben kann. Ich möchte hier von der Berufsbildung 
sprechen. In dieser Gruppe sollen 240 Millionen 
Schilling für die Berufsschulen im nächsten Jahr 
ausgegeben werden. Es gibt zur Zeit 32 steirische 
Berufsschulen, wovon 6 Bezirksberufsschulen 
aufgelassen werden, wenn die beiden . letzten 
Landesberufsschulen, die in Knittelfeld und Lassing 
errichtet werden sollen, fertiggestellt sind. 

Das Steiermärkische Berufsschulorganisationsae-
setz ist ein neuer Meilenstein. Mit 1. Jänner 1980 
übernimmt das Land Steiermark sämtliche Kosten 
und die Haltung und Führung der Landesberufs­
schulen mit den dazugehörigen Internaten. Damit 
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wird auch für die Gemeinden der Steiermark eine 
Kosteneinsparung kommen, da ab 1. Jänner 1980 für 
jeden Lehrling nur mehr 600 Schilling Kostenbei­
trag zu bezahlen sind, während bisher bis zu 1800 
Schilling für einen Lehrling im Jahr zu bezahlen 
waren. Es hat das Land Steiermark für die Be­
rufsschulen ein großartiges Aufbauwerk geleistet. 
Es werden bis zum nächsten J ahr etwa eine Mil­
liarde Schilling verbaut worden sein, und es wird 
dann das Aufbauprogramm beendet sein. Es sind 
heute schon 95 Prozent der Lehrlinge lehrgangs­
mäßig in den Landesberufsschulen untergebracht, 
Wir haben dann den Ansatz 228, Förderung von 
Lehrplätzen, der mit 3 Millionen Schilling prälimi-
niert ist und im nächsten Jahr, wo es noch sehr 
schwierig sein wird, Lehrlinge unterzubringen, 
helfen sollte, entsprechende Lehrplätze zu schaffen. 
Die Lehrplatzsituation ist im Moment so, daß alle 
männlichen Jugendlichen, die einen Lehrplatz woll­
ten, e inen solchen bekommen haben. Wenn es auch 
nicht unbedingt ihr Traumberuf war. Es sind aber 
etwa 400 bis 500 Mädchen, denen es nicht gelungen 
ist, e inen Lehrplatz zu finden. Es ist also die 
Situation so, wie sie im vorigen Jahr war. Es ist 
zu sagen, daß im heurigen J ahr bereits um etwa 
500 Lehrlinge weniger sind als im Vorjahr, weil 
schon die Geburtsjahrgänge von Jahr zu Jahr schwä­
cher werden. Es ist heuer der Jahrgang 1964 in 
die Lehre eingetreten und der ist bereits um etwa 
400 Personen schwächer als der Jährgang 1963. 
Die Lehrplatzsituation hat sich in .den letzten Jah­
ren so entwickelt, daß wir im , Jahre 1970 27.000 
Lehrlinge hatten und im Jahre 1978 waren es be­
reits 35.500 Lehrlinge. Heuer werden wir, die ge­
nauen Zahlen liegen noch nicht vor, 35.000, viel­
leicht e twas mehr, haben. Diese Lehrplatzförderung 
durch das Land und auch durch den Bund hat 
sicherlich dazu beigetragen, daß die Situation nicht 
so schlimm war, als man sie vor Jahren befürchtet 
hat. 

Einiges gibt es aber zu bekriteln. Es gibt seit 
dem Jahr 1978 ein Berufsausbildungsgesetz, das 
heißt eine Novelle, und hier gibt es nun einige 
Dinge, die durch übermäßigen Bürokratismus das 
Aufnehmen von Lehrlingen erschweren. Es muß 
ein Betrieb, der erstmalig einen Lehrling aufnimmt, 
ein sogenanntes Feststellungsverfahren über sich 
ergehen lassen. Das waren in diesem Jahre etwa 
700. Da muß ein Vertreter der Arbeiterkammer 
und der Wirtschaftskammer an Ort und Stelle hin­
fahren und begutachten, ob dieser Betrieb als Lehr­
betrieb geeignet ist, und so e twas geht nicht immer 
von heute auf morgen, und so sind hier oft Ver­
zögerungen von einigen Wochen und Monaten fest­
zustellen gewesen. Ein weiteres Erschwernis: Die 
Verhältniszahlen, wie viele Lehrlinge man pro Fach­
kraft haben darf, sind laut Gesetz in den einzel­
nen Berufen verschieden hoch. Es muß hier aller­
dings gesagt werden, daß im Landesberufsausbil­
dungsbeirat sehr großzügig vorgegangen wurde und 
alle Wünsche, so weit es nur möglich war, erfüllt 
wurden. Eine weitere Schwierigkeit ist im Moment 
die Ausbilderprüfung, die alle diejenigen absol­
vieren müssen, die bisher noch keinen Lehrling 
gehabt haben. Es sind e twa tausend solche Prü­
fungen im J ähr und von Gesetzes wegen ist das 

Land Steiermark verpflichtet, diese Prüfungen durch­
zuführen. Das Land Steiermark ist aber personell 
und räumlich dazu nicht in der Lage, und so hat 
sich das Wirtschaftsförderungsinstitut bereiterklärt, 
diese Ausbilderprüfungen durchzuführen, was tadel­
los geklappt hat. Man muß auch sagen, daß die 
Prüfer für diese Ausbilderprüfung eine sehr um­
fangreiche Schulung über sich ergehen ließen, so 
daß die Qualität dieser Prüfungen in Zukunft ge­
währleistet sein wird. 

Jetzt vielleicht ein Blick in die Zukunft. Bis zum 
Jahre 1985 werden wir weniger als 30.000 Lehrlinge 
haben, und wenn wir noch weiterschauen: Die s tark 
abnehmenden Jahrgänge — der GeburtsJahrgang 
1978 hat ja nur etwa 60 Prozent des Jahrganges 
1963; wir werden nur mehr etwa 20.000 Lehrlinge 
haben, wenn wir das Jahr 1993 schreiben. Es ist 
aber auch durchaus möglich, daß diese Zahl noch 
unterschritten wird, wenn der Zuzug zu den höheren 
Schulen weiterhin anhält und das ist durchaus mög­
lich. Es wurde ja heute schon lobenswerterweise 
der Schulbau erwähnt, und auch wir in der Steier­
mark haben zahlreiche neue Bundesschulzentren; 
so ist eines in Liezen, in Mürzzuschlag, in Graz 
und in Weiz und so weiter im Entstehen oder 
schon eröffnet worden. Diese neuen Schulen haben 
selbstverständlich größere Kapazitäten, und es ist 
anzunehmen, daß der Prozentsatz eines Jahrganges, 
der eine höhere Schule besuchen wird, ein größerer 
werden wird. Das wird für die Zukunft für die 
Ausbildung der Fachkräfte eine große Konkurrenz 
werden. Wenn wir aber heute den Arbeitsmarkt 
betrachten, ist es so, daß es auch in den Zeiten 
der größten Rezession immer einen Mangel an 
Facharbeitern gegeben hat, aber keinen Mangel an 
Maturanten und an Akademikern. Man wird sich 
also hier für die Zukunft e twas einfallen lassen 
müssen. Ich persönlich würde sogar den Vorschlag 
machen, man sollte auch Maturanten das Erlernen 
eines Berufes erleichtern (Abg. Gerhard Heidin­
ger: „Schilcher hat sich durchgesetzt!")! es ist ja 
zur Zeit sehr kompliziert, er muß genauso drei 
Jahre lernen, und das bei Facharbeiterlöhnen, so 
daß es für einen Betrieb wahrscheinlich nicht mög­
lich sein wird, so etwas durchzuführen. (Abg. Ger­
hard Heidinger: „In China gibt es das schon!") J a 
in China, aber bei uns! Nun, vielleicht einen klei­
nen Beitrag zur Schulreform. In den berufsbilden­
den höheren Schulen besteht seit dem Schuljahr 
1978/1979 ein neuer Lehrplan. Hier wurde in den 
Handelsschulen und Handelsakademien der Lehr­
stoff nivelliert, das heißt es wurde in den ersten 
Klassen dasselbe vorgetragen. Hier hat man nun 
in der zweiten Klasse der Handelsakademie Schwie­
rigkeiten, weil zwangsläufig in der Handelsschule 
der Lehrstoff einfacher war als für die Akademien, 
und so e twas ähnliches könnte ich mir bei der 
Gesamtschule dann auch vorstellen. Ich gebe das 
hier nur zu bedenken, ohne daß ich weiter in diese 
Debatte, die ja schon ausführlichst geführt wurde, 
einschreiten möchte. (Abg. Gerhard Heidinger: „Sie 
sind nicht informiert!") Ich bin schon informiert. 
(Abg. Gerhard Heidinger: „Dann müßten Sie wis­
sen, daß der Lehrplan wortident ist!" -— Abg. DDr. 
Stepantschitz; „Teilweise!") Ich möchte abschlie­
ßend sagen, daß das derzeitige Berufsausbildungs-
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system mit dazu beigetragen hat, den Wiederauf­
bau, den Anschluß an die internationale Konkur­
renz und schließlich auch die vorläufige Bewäl­
tigung der Rezession zu ermöglichen. Daher, wah­
ren wir uns dieses Ausbildungssystem, damit wir 
auch die Zukunft bewältigen können! (Beifall bei 
d e r öVP . ) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Hammerl. 

Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Hammerl: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! 

Nach den Diskussionen über das Schulwesen und 
über die Sportförderung nun zu einem Kapitel der 
Kleineren, dem Kindergartenwesen. Sie wissen, daß 
die Sozialisten in der steirischen Landstube seit 
J ahren die weitestgehende Förderung des Kinder­
gartenwesens betreiben, daß die Veränderung der 
Aufgabenstellung aus einer Betreuungsfunktion in 
eine weitgehende Bildungsfunktion es nötwendig 
gemacht hat, vom Land her eine breite Förderungs­
politik zu betreiben. Nach vielen Schwierigkeiten 
ist dies 1974 mit einem eigenen Kindergartenför­
derungsgesetz eingeleitet worden, wenn auch heute 
noch einige markante Postülate in diesem Förde­
rungsgesetz fehlen. Es fehlt noch immer der ge­
setzliche Anspruch auf Förderung, es fehlt noch 
immer ein mehrjähriger Ausbauplan, und es gibt 
noch immer nicht, wie beim Schulbesuch, die kosten­
lose Inanspruchnahme eines Kindergartenplatzes. 
Immerhin war aber nach den Budgetansätzen die­
ser Förderungspost im Jahre 1976 wenigstens in 
Richtung Kindergartenausbau eine Annäherung an 
die Zielsetzungen der Sozialisten zu erkennen, das 
notwendige Ausbauvolumen in etwa zehn Jahren 
zu erreichen. Nun, wie schaut es jetzt aus? Die 
Entwicklung der Ausgaben 1976 mit über 31 Mil­
lionen Schilling, 1977 schon gekürzt auf etwas über 
26 Millionen Schilling, 1978 mit e twa 22,5 Millio­
nen Schilling und vor allem, meine Damen und 
Herren, die Budgetansätze für 1979 mit nur 15 Mil­
lionen Schilling und heuer sogar mit nur mehr 
10 Millionen Schilling geben aber sicher Anlaß zu 
ernsten Bedenken und auch Anlaß über diese Ge­
gebenheiten doch einiges zu sagen. Meine Damen 
Und Herren, zur Zeit hält man an der Auffassung 
fest, daß eine 70prozentige Bedarfsdeckung eine 
ausreichende Versorgung mit Kindergartenplätzen 
gewährleistet. Nach einer vom Land erstellten Sta­
tistik fehlen auf diesen 70prozentigen Bedarfs­
deckungssatz noch 445 Kindergartengruppen in der 
Steiermark. Da der Kostenzuschuß des Landes pro 
Kindergartengruppe 700.000 Schilling beträgt, wird 
zur Bedarfsdeckung noch ein Betrag von über.311 
Millionen Schilling aus Landesmitteln nach heutigem 
Baukostenindex benötigt werden. Mit anderen Wor­
ten: Wenn es weiterhin bei der Höhe der Ansätze 

' von 1979 und 1980 bleibt, wird es noch 30 Jahre 
dauern, bis in der Steiermark eine ausreichende 
Zahl von Kindergartenplätzen vorhanden wäre, und 
das ist eine echte Katastrophe. Man muß überhaupt 
teststellen, daß in der Kindergartenfrage etwas 
locker gearbeitet wird. Mit dem Kindergartenför-
derungsgesetz 1974 hat sich zum Beispiel auch die 

Notwendigkeit eines neuen steirischen Kindergar­
ten- und Hortgesetzes ergeben. Entwürfe eines sol­
chen Gesetzes gibt es von Zeit zu Zeit, sie ver­
schwinden dann aber wieder in der Versenkung, 
und auch der letzte zugegangene Entwurf enthält 
noch immer eine Reihe von Bestimmungen, die 
har te Brocken für die Kindergartenerhalter sind und 
über die noch einiges zu sagen sein wird. Dazu 
kommt noch die Notwendigkeit, bestimmte gene­
relle Dienstrechtsfragen für Kindergärtnerinnen und 
Hortnerinnen zu fixieren, wobei man auch hier 
den einfachen Weg über die bestehenden Gemeinde­
dienstrechte meidet, um ja alles komplizierter und 
umständlicher zu machen. Meine Damen und Her­
ren! Das Jahr 1980 und der Budgetansatz mit 
10 Millionen Schilling, ist, was den Kinder­
gartenausbau betrifft, ein verlorenes Jahr. Aber 
alle anderen Fragen, die das Kindergartenwesen 
betreffen, wie ein neues Kindergarten- und Hort­
gesetz unter Einbau spezifischer dienstrechtlicher 
Bestimmungen in das Dienst- und Vertragsbedien­
stetenrecht der Gemeinden, müßten im Jahre 1980 
noch erledigt werden können. 1981, und das ist 
leider der frühestmögliche Termin, meine Damen 
und Herren, müßten neue Prioritäten für den Bau 
von Kindergärten gesetzt werden, und ich kann mir 
nur vorstellen, daß man mit Hilfe eines Sonderbau­
programms die erforderliche Ausbaustufe in einem 
kürzeren Zeitraum zu erreichen versucht. 30 Jahre 
auf die nötigen Kindergartenplätze zu warten, ist 
jedenfalls, ich sagte das schon, einfach unzumutbar. 
Unzumutbar für die berufstätigen Eltern, unzumut­
bar für die Kindergärtnerinnen, die auf Anstellung 
warten und unzumutbar für die Kinder ohne Kin-

' dergartenpiätze. Ich meine, daß scnon jetzt, zumin­
dest Vorarbeiten geleistet werden müßten, eine 
objektive Bedarfsfeststellung veranlaßt werden 
sollte, damit Kindergärten zuerst in j enen Gebieten 
errichtet werden, wo sie am dringendsten benötigt 
werden. Die vorschulische Erziehung in den Kin­
dergärten, meine Damen und Herren, gibt vielen 
Kindern, und vor allem denen im ländlichen Be­
reich, erst die Voraussetzung, chancengleich in die 
Schule einzutreten. Im Interesse der Eltern, aber 
auch im Interesse der Gesellschaft, müßte alles 
getan werden, um diese Chancengleichheit zu er­
reichen. Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall 
bei der SPD.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Schilcher. 

Ich erteile es ihm. 

Abg. Dr. Schilcher: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! 

Ich weiß nicht, wie es Ihnen ergangen ist, aber 
die ganze Stimmung am heutigen Tag war ein biß­
chen senza brio, hat der Herr Präsident gemeint. 
Manche mit Gefühl für Atmosphäre haben es dem 
Wet ter angelastet, aber offenbar ist das, Wet ter 
nicht imstande, kopernikanische Wendungen, wenn 
sie. sich abzeichnen, zu verhindern, und wir sind 
Zeugen einer kopernikanischen Wendung gewor-
den an diesem Nachmittag. Der Herr Kopernikus 
ist der Herr Abgeordnete Heidinger. Nicht, daß 
Sie wieder sagen, ich habe mir das bestellt. Er hat 
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die Einheitsschule aus dem Zentrum der sozialisti­
schen Schulpolitik verdrängt. Denn ich darf Ihnen 
vorlesen, was in Ihren Programmen bislang dar­
über stand. Im Linzer Programm, Herr Abgeord­
neter, „Die Sozialdemokratie erstrebt die Aufhe­
bung des Bildungsmonopols der Bourgeoisie, sie 
fordert daher die Einheitsschule." Im Programm 
1958 „Wir fordern die öffentliche Gemeinschafts­
schule in der alle Kinder gemeinsam erzogen wer­
den." Im Programm 1978: „Wir fordern die Ver­
wirklichung der gemeinsamen Schule aller Zehn-
bis Vierzehnjährigen." (Abg. Gerhard Heidinger: 
„Ganz normal!") Wenn es nur ein Programm ist, 
genau, Sie folgen damit einem großen Beispiel. 
Herr Präsident, auch Adenauer hat von sich in An­
spruch genommen, über Nacht klüger zu werden. 
Warum soll Herr Heidinger diesem leuchtenden 
Beispiel nicht folgen? (Abg. Gerhard Heidinger: 
„Das war sehr nett von Ihnen!") Sie bereiten 
damit allerdings der Idee einer Einheitsschule, und 
lassen Sie sich da informieren von Experten wie 
dem Herrn Wolf, oder anderen Leuten, ein Be­
gräbnis. Sie sagen nun: „durch den.Zwang der Ver­
hältnisse". Was sind denn diese Verhältnisse? Ein 
paar dieser Verhältnisse hat Ihnen der Herr Ab­
geordnete Dr. Heidinger vorgelesen, es ist schlicht 
das Geld. Es kostet einfach eine Einheitsschule, 
wie Sie sie sich vorstellen können, Milliardenbe­
träge mehr. Das Zweite: Sie haben hingewiesen auf 
die Erfolge im ländlichen Raum. Nicht von unge­
fähr muß man sagen, denn dort haben wir ja ge­
waltige Anstrengungen gemacht, wie Sie wissen. 
Vor allem auch hier in der Steiermark. Wir haben 
in den letzten zehn Jahren allein 85 Schulen ge­
baut. Das Land Steiermark hat Millionen hinein­
gebaut. (Abg. Gerhard Heidinger: „Die Gemeinde 
hat es gebaut!") Natürlich, aber mit Hilfe des Lan­
des selbstverständlich. Herr Heidinger, da wollen 
wir doch keinen Streit. Ich sage ja sogar, ich gehe 
so weit, nicht wir, die Leute die hier gearbeitet 
haben und das bezahlt haben, das haben wir ge­
macht. Zweifellos, Herr Abgeordneter, damit wir 
die Chancengleichheit dort verbessern. Denn da 
haben wir uns wohl immer geeinigt, es soll eine 
Chancengerechtigkeit zwischen Land und Stadt ge­
ben, die wir noch nicht erreicht haben. Schauen 
Sie den OECD-Bericht an, da steht es schwarz auf 
weiß, das ist noch ein offenes Gebiet. (Abg. Ile-
schitz: „Wer hat dem Land das Geld gegeben und 
warum?" — Abg. Gerhard Heidinger: „Weil es 
zu wenige AHS gegeben hat!") Ich kann es Ihnen 
gleich sagen, warten Sie. Das Konzept, das dort 
läuft, ist sehr eindrucksvoll. Wir wollen einmal 
überall Hauptschulen anbieten. Wir haben zum Bei­
spiel in Feldbach vor 15 Jahren noch zwei oder 
drei gehabt, jetzt haben wir 11, also wir haben 
die Zahlen der Hauptschulen massiv erhöht. Wir 
haben unter der Regierung Piffl gesagt, jedem Be­
zirk eine Mittelschule. Wir haben allerdings nicht 
gesagt, daß die unbedingt so ausschauen muß, wie 
sie jetzt bisweilen ausschaut, nämlich, daß das ein 
Bundesschulzentrum wird, wie etwa in Weiz, für 
3000 Schüler, für das 500 Millionen Schilling prä-
liminiert sind. Sie wissen, was das dann wirklich 
kostet. Da gilt, glaube ich eine Faustregel! Wirt­
schafter können mich korrigieren:' Wenn eine Bau­

summe 500 Millionen Schilling beträgt, kann man 
zehn Prozent jährlich als Aufwand für die Erhal­
tung rechnen, also 50 Millionen Schilling, wenn 
ich annehme, sie kostet nicht mehr. Diese Gigan-
tomanie haben wir nicht gemeint, als wir gesagt 
haben, jedem Bezirk eine Mittelschule. Denn dort 
passieren Dinge, die wir nicht wollen, im Interesse 
der Chancengleichheit. (Abg. Gerhard Heidinger: 
„Das Schulbauprogramm ist im Land erstellt wor­
den!") Im Lande hat man einfach keine Ingerenz. 
Im Lande wird gesagt, Gott sei Dank, es wird 
etwas gebaut. Der Bund ist ja zuständig, der muß 
das bezahlen. Ich weiß nicht, wie Sie dazu stehen. 
Ich würde mich freuen, wenn wir weniger solche 
gigantische Projekte hätten, wo dann die ganze 
Sache fabriksähnlich wird, wo der Schüler zur Num­
mer wird, wo der Lehrer zum Fließbandarbeiter 
wird. Das ist wirklich gefährlich. (Abg. Gerhard 
Heidinger: „Schrecklich, was Sie da aufführen!") 
Reden Sie draußen mit Ihren Leuten, durchaus mit 
eigenen, die nicht sehr glücklich sind darüber, 
Nicht nur wegen des Rauchs und des Staubs, der 
aus dem Steinbruch herauskommt, sondern auch 
wegen der Größe. 

Nun, Herr Abgeordneter, aber warum reden Sie 
nicht vom städtischen Raum? Da haben Sie eine 
Bürgerinitiative gegen sich. Und zwar nicht die 
Bürgerinitiative irgendwelcher sogenannter „reak­
tionärer Mittelschullehrer", wie der Herr Bundes­
minister gesagt hat, sondern eine Bürgerinitiative 
in den eigenen Reihen. In Wien können" Sie seit 
fast zehn Jahren wählen zwischen der Einheits­
schule oder dem Gymnasium. (Abg. Gerhard Hei­
dinger: „Sowohl als auch!") Jetzt darf ich Ihnen 
vorrechnen, wer wählt: Der Herr Leopold Gratz 
schickt seine beiden Söhne ins Theresianum, der 
Herr Minister Androsch schickt seine Kinder, wie 
der Herr Zentralsekretär Marsch, wie der Chef des 
Konsumverbandes, Generaldirektor Kaditz, in das 
bekannte RG 19 in Döbling, der Herr Exstaatssekre-
tär Veselsky schickt seine Tochter in das katho­
lische Internat Neulandschule, und der Herr Charly 
Blecha bitte, der uns immer sagt, wie ungeheuer 
reaktionär wir sind in unserer Schulpolitik, der in 
Floridsdorf daheim ist, der ohne weiters die Mög­
lichkeit hätte, sein Kind in die Anton-Krieger-Ge­
samtschule zu schicken, schickt seine Tochter ins 
Gymnasium. (Abg. Laurich: „Und der Bernd Schil-
cher?") Ich bin ja niemals mit diesen Worten auf­
getreten. Ich habe einen Antrag unterschrieben, 
hier im Hause, wie andere auch, wir machen einen 
Schulversuch für die Gesamtschule, weil es mich 
pädagogisch interessiert, was herauskommt. (Abg. 
Laurich: „Und da sind Ihre Kinder drinnen!") Das 
ist doch kein Gag, das ist eine Bürgerinitiative! 
(Abg. Gerhard Heidinger: „Das ist ein Gag, weil 
es in ganz Wien nur einen Gesamtschulversuch 
gibt!") Zwei, Herr Abgeordneter. Anton-Krieger-
Gasse, Anton-Sattler-Gasse. Bitte und im Einzugs­
bereich dieser Schule hat der Herr Staatssekretär 
Löschnak sein Kind auch in das Gymnasium ge­
schickt mit der Begründung, ich lese Ihnen die 
„Presse" vor: „Ja wissen Sie, mein Bub hat dort 
einen FreUnd!" (Abg. Gerhard Heidinger: „Nach­
dem Sie ihn im Rundfunk hineingelegt haben. Dort 
ist es Ihnen gelungen!") Das getraue ich mich gar 
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nicht, Herr Abgeordneter. (Unverständlicher Zwi­
schenruf.) Dann widerlegen Sie es. Herr Abgeord­
neter bleiben wir im Lande und fragen, Wo der Herr 
Abgeordnete Heidinger seine Sohne hingeschickt 
hat. Nachdem es das Hartberger Modell gibt und 
Sie nicht so weit von dem entfernt wohnen. (Abg. 
Gerhard Heidinger: „Ich haben einen Sohn mit 30 
und einen mit 20!") Im Gymnasium, aber niemand 
war in der integrierten Gesamtschule. (Abg. Ger­
hard Heidinger: „Weil es das nicht gegeben hat!") 
Hätte es leicht gegeben die letzten acht Jahre, 
Herr Abgeordneter. (Landesrat Bammer: „Die ha­
ben nicht.so oft repetiert!") Sie sind ja kein un­
einflußreicher Mensch, Sie sind Schuldirektor in 
Neudau und hätten dort ja auch einen solchen 
Schulversuch machen können. (Abg. Gerhard Hei­
dinger: „Jawohl, das wurde abgewürgt!") Und? 
(Abg. Heidinger: „Die Eltern waren mit 89 Pro­
zent für den Gesamtschulversuch, aber der Be­
zirksschulinspektor hat es abgewürgt!") Ui, das wer­
den wir sofort zur Kenntnis nehmen. Herr Abgeord­
neter, wie dem auch immer sei, eines konzediere 
ich Ihnen ja: Der Unterschied zwischen Haupt­
schule und AHS wird tatsächlich immer geringer, 
Und zwar aus einem ganz einfachen Grund. Wenn 
wir wollen, daß von den Hauptschulen die Leute 
zum Beispiel in ein Oberstufengymnasium über­
treten, dann müssen wir ja die Lehrpläne Stufe 
für Stufe angleichen. Wenn wir wollen, daß die 
Ausbildung ungefähr äquivalent ist, dann müssen 
wir die Lehrerausbildung angleichen, was passiert 
ist. Daher haben Sie recht, werden die Alternati­
ven im organisatorischen Bereich wirklich langsam 
nicht mehr so groß. Das stimmt, wir fahren hier 
wie auf Schienen. Die Politiker der Schulpolitik' 
tun immer so, als ob sie ungeheure Wahlmöglich-i 
keiten hätten. Entweder die Neue Mittelschule oder 
die Neue Hauptschule; entweder die differenzierte 
oder die integrierte Schule. Nichts haben wir. In 
Wahrheit fahren wir auf einem Gleis ziemlich ein­
gleisig in eine Richtung. Sehen Sie, das ist der 
Punkt, wo ich glaube, daß Sie Recht haben, wenn 
Sie sagen: „Sowohl als auch." (Abg. Gerhard Hei­
dinger: „Bei Veränderung der inneren Organisa­
tion!") Da habe ich mir wirklich gedacht: Jawohl, 
jetzt hat er es eingesehen, wir müssen es „sowohl 
als auch" machen. Wir können nicht einfach Schul­
typen beseitigen und uns nur auf eine einzige Ein­
heitsschule konzentrieren. Nur, bitte Herr Abge­
ordneter, ganz entscheidend: mit Hilfe von orga­
nisatorischen Maßnahmen können wir gar nichts 
mehr. Da sind wir am Ende. Wir können noch ein 
paar Schulen mehr bauen. Sie haben mit Recht 
darauf hingewiesen, wir haben jährlich im Häupt-
schul- und Volksschulbereich minus 4000 Schüler, 
produzieren jährlich plus 400 Lehrer in den letzten 
Jahren und bauen im Schnitt drei Schulen; also 
für immer Weniger Schüler immer mehr Lehrer, 
immer mehr Schulen. Da hätte der Wirtschafts­
politiker irgendeinmäl kommen sollen und sagen: 
Ja, i was ist denn mit der Effizienz, wenn immer 
mehr gezahlt wird und gleichzeitig, wie der Schram-
mel mit Recht gesaul Iial, immer mehr geschimpft 
wird. Da müssen wir uns etwas einfallen lassen, 
und das heißt bitte innere Schulreform. Darüber 
ist nur nie etwas gesagt worden. Sie haben heute 

kaum ein Wort darüber verloren. Innere Schul-' 
reform. Da sind wir uns einig. Ich kann Ihnen auch 
sagen warum. (Abg. Gerhard Heidinger: „Sie wis­
sen auch, wie uneinig sich die Leute da draußen 
in Wieff sind!") Der Typ, den Sie heute in der 
AHS haben und den Sie jetzt durch die Lehrplan­
gleichheit exportieren in die Hauptschulen, ist ein 
ausgesprochener Typ der ergänzenden Familien­
erziehung. Er ist von Humboldt erfunden worden 
in einer Zeit, da man davon ausgehen konnte: Die 
Erziehung macht die Familie, ergänzende Wissens­
vermittlung macht mir die Mittelschule. Das war 
das Konzept. -Dieses Konzept paßt nicht mehr auf 
jene Familien, die Sie mit Recht heranziehen, die 
sagen: Ich kann die Erziehung der Kinder nicht über­
nehmen. Es müssen 52 Prozent der Frauen berufs­
tätig sein. Ich will nicht untersuchen warum, so ist 
es. Die können nicht im gleichen Ausmaß wie jene 
anderen etwa sagen: Ich kümmere mich um meine 
Kinder. Sehen Sie, für die nutzt Ihre jetzige Schule 
im Inhalt gar nichts. Denn das ist keine Schule der 
Erziehung, das ist eine Schule der Wissensvermitt­
lung, das wissen wir alle. Das heißt, ich brauche, 
wenn ich einen Typ der Erziehungsschule will, das, 
was früher einmal die guten alten Internate ge­
leistet haben. Dort ist erzogen und nicht bloß Wis-

, sen vermittelt worden. Ich brauche das heute sozu­
sagen in sekularisierter Form auf breiter Basis und 
es geschieht auch. Schauen Sie sich in Deutschland, 
in Stuttgart zum Beispiel oder auch in Wien, die 
Steiner-Schulen, schauen Sie sich die Happy-Schools, 
schauen Sie sich in Amerika einige College-Typen 
an, dort passiert das: Erziehung, und zwar in jeder 
Hinsicht. Förderung aller Anlagen der Kinder, wie 
das heute auch der Herr Abgeordnete Stoisser ge­
sagt hat, manuell, musisch und geistig. Dort geht 
jeder wegv mit einem Berufsdiplom und er geht 
zweitens mit der Hochschulreife weg. Das ist, glaube 
ich, das, was wir für diesen Teil der Familien 
brauchen. Ich habe heute Mittag eine Klasse aus 
Liezen der HAK gehabt und habe dort eine Um­
frage gestartet: Warum sind Sie in die HAK ge­
gangen? Das war ein interessantes Ergebnis. Un­
gefähr 17 waren es, die -sagten, ich bin deshalb 
gegangen, weil ich mit der HAK-Matura gleich­
zeitig einen Beruf habe und nicht nur Maturant 
bin, und der Rest hat gesagt, das weist in das 
hinein, was wir mit Chancengleichheit meinen, 
weil es die einzige erreichbare Schule für mich 
war. Ich würde dieses Ergebnis so werten, daß 
wir sagen, wir müssen den Menschen auch einen 
Typ Schule anbieten, wo sie Erziehung haben, wenn 
die Eltern sie nicht leisten können. Wenn die 
Eltern sie aber leisten können und wollen, dann 
gilt genau das, was Heidinger gesagt hat, dann 
wäre es doch ein Irrsinn, gigantisch teure Ganz­
tagsschulen zu errichten, wenn die Eltern' sagen: 
Die Erziehung möchte ich selbst machen. Also ich 
meine unter Wahlfreiheit müßte diese Wahlfrei­
heit verstanden werden, entweder in eine ergän­
zende^ Schule oder in eine „Erziehungsschüle". Wo­
bei ich auch glaube, daß es sinnvoll wäre,' daß es 
in diesem Typ Erziehungsschule, Vorbild Internat, 
wie wir das dann, auch immer sehen, Elternbetei-
ligüng gibt, weil es Eltern gibt, die sagen, ich 
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kann nicht immer, aber wann immer ich kann, 
tue ' ich mit. Ich habe mir so etwas in Wien an­
geschaut. Dorf wird mitgetan bei der Sporterzie­
hung, bei der handwerklichen Erziehung, beim Mu­
sischen. Das hat den enormen Vorteil, daß man 
nicht den Eindruck hat, Eltern stellen ihre Kinder 
ab und kümmern sich nicht um sie. Wenn wir das 
wollen, dann müssen wir das auch zeigen. Zum 
Beispiel so, daß wir an der Lehrerausbildung etwas 
ändern. Diese innere Schulreform ist deshalb noch 
nie zur Sprache gekommen, weil wir immer nur 
über die Organisation reden und dabei den Lehrer 
vergessen. Ein Lehrer, der erziehen soll, der Vor­
bild sein soll, der muß selbst ein „Gstandener" sein. 
Er darf daher nicht unter Druck stehen, er darf 
nicht sechs, sieben Vorgesetzte haben, er darf nicht 
ein graues Mäuschen sein, weil dann erzieht er 
wieder graue Mäuschen. Der Lehrer muß ein selbst­
bewußter, verantwortungsbewußter Mensch sein, 
der weiß, was er will. Da müssen wir uns küm­
mern, und da bitte ich Sie, wenn sie sowohl als 
auch sagen, Herr Heidinger, daß wir da ansetzen 
auch beim politischen Klima. Wir müssen auch im 
Lehrerbereich „bunte Hunde" haben, Leute, die 
anders denken, die sich hervorwagen dürfen und 
nicht geköpft werden. Wir müssen sorgen, daß es 
eine Stimmung zugunsten von Menschen gibt, die 
ganze Persönlichkeiten sind, weil ich glaube, daß 
die dann auch wieder ganze Persönlichkeiten durch 
ihr Beispiel erziehen können. Ich bin eigentlich 
traurig, daß in den ganzen letzten 10, 15 Jahren 
dieses Problem des Lehrers als Vorbild, des Er-, 
ziehers, desjenigen, an dem man sich orientieren, 
kann, so untergegangen ist im Verhältnis zu Or­
ganisationstypen und Begriffen. Obwohl eine ganze 
Reihe von ihnen zu 0,1 Prozent genutzt werden, 
wie das musische Gymnasium zum Beispiel, haben 
wir 13 Typen. Wir verwirren mit einer Vielfalt, statt 
Lehrer so zu erziehen, daß sie wieder ordentliche 
Menschen erziehen. (Abg. Gerhard Heidinger: „Eines 
schließt das andere nicht aus!") Wenn Sie hier ein­
verstanden sind, Herr Abgeordneter Heidinger, 
das wäre dann wirklich eine kopernikanische Wen­
dung in der Schulpolitik, dann würden wir gemein­
sam dieses Ziel einer neueren inneren Schulreform 
gehen. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Ich unterbreche die Sitzung. Wir neh­
men die Verhandlungen morgen um 8 Uhr wieder 
auf. (Unterbrechung der Sitzung: 19.15 Uhr — Wie­
deraufnahme: 6. Dezember 1979, 8 Uhr.) 

Zweiter Präsident Gross: Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! 

Wir nehmen die unterbrochenen Beratungen der 
Gruppe 2, Unterricht, Erziehung, Sport und Wissen­
schaft, wiederum auf. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Lackner. Ich erteile es ihm. 

Abg. Lackner: Hoher Landtag, meine Damen und 
Herren! 

Das Land Steiermark ist nicht nur ein Land der 
Vielfalt, worüber wir sehr stolz sind, sondern, wir 
haben es ja gestern zum Teil schon vernehmen 

dürfen, es ist auch ein Fremdenverkehrsland ge­
worden, wobei dem Wintersport eine besonders 
große Bedeutung zukommt und das wiederum im 
Alpinen Raum, besonders im Bezirk Liezen mit sei­
ner Dachstein-Tauern-Region. Es haben dort schon 
vor vielen Jahrzehnten die Menschen mit dieser 
Entwicklung begonnen, und zwar nach dem ersten 
Weltkrieg hat man dort mit der Zimmervermietung 
für die sogenannten Sommerfrischler, die noch sehr 
spärlich in unser Tal gekommen sind, begonnen 
und durch große Opfer mit besonderer Hingabe 
und Risikobereitschaft und Rückschlägen ist es den 
Menschen gelungen, ein Fremdenverkehrsgebiet 
entstehen zu lassen, das sich internationalen Na­
men erarbeitet hat. Die Krönung für diese Arbeit 
war natürlich jetzt in diesem Fall die Zuerkennung 
der Weltmeisterschaft 1982. Diese Weltmeisterschaft 
ist aber nicht nur für die Dachstein-Tauern-Region 
eine Krönung, sie ist auch eine Krönung für unse­
ren Landesfremdenverkehrsreferenten, Landeshaupt­
mannstellvertreter Franz Wegart, der ebenfalls seit 
vielen Jahren eine kluge, gezielte Fremdenverkehrs-
politik betreibt, die auch ihren besonderen Nieder­
schlag erfahren konnte. Durch diese Weltmeister­
schaft in Schladming werden auf jeden Fall für die 
steirische Heimat beachtliche wirtschaftliche Erfolge 
erzielt werden. Man braucht dazu kein Prophet zu 
sein, es sprechen ja allein die Nächtigungsziffern 
in dieser Dachstein-Tauern-Region für sich. Wenn 
man sich diese Entwicklung anschaut, so sind allein 
im Jahr 1967/68, vor zehn Jahren, in diesem Raum 
1,686.926 Ubernächtigungen zu verzeichnen gewesen, 
wobei auf den Sommer 768.794 und auf den Winter 
318.182 Nächtigungen entfielen. Zehn Jahre später 
ist nach der Durchführung eines Weltcuprennens 
ein Auftrieb entstanden, wonach die Nächtigungs-
ziffer folgendermaßen aussieht: Die Nächtigungen 
sind von 1,686.926 auf 2,385.000 gestiegen, wobei 
für das Winterhalbjahr 1,231.000 zu verzeichnen 
sind, das heißt, daß der Winterfremdenverkehr um 
921.000 Nächtigungen, oder um 289 Prozent zuge­
nommen hat. Es sind daher die' erforderlichen In­
vestitionen auf diesem Gebiet unbedingt notwen­
dig, weil sie in vielfacher Weise wieder zurück­
kommen. Diese Investitionen sind letzten Endes 
wertvollste Devisenbringer, die der Vater Staat so 
notwendig braucht und außerdem wird eine Reihe 
ständiger Arbeitsplätze damit geschaffen, und fürs 
dritte hat auch diese Entwicklung für die Landwirt­
schaft eine ganz besondere Bedeutung, weil diese 
vielen tausend Menschen, die in diesen Raum 
kommen, Verzehrer unserer Überschußprodukte, 
sind, die sonst ebenfalls wieder vom Staat, oft mit 
bedeutenden Stützuhgsmitteln, ins Ausland expor­
tiert werden müßten. Nur ein kleines Beispiel hie­
für. Seit den letzten Jahren kommen laufend in 
unseren Raum so zwischen 12 und 15 Fleischhacker 
mit ihren Kühlwägen aus dem Murtal, von der 
Weststeiermark, von der Untersteiermark und im 
besonderen auch aus dem Raum Oberösterreich, 
die alle dieses Gebiet mit Fleisch versorgen, weil 
die heimische Wirtschaft nicht mehr in der Lage 
ist, alle Lebensmittel aufzubringen. Es ist daher 
bedauerlich, wenn irgendwelche Bedenken auftre­
ten würden, daß die anderen Gebiete durch diese 
Weltmeisterschaft benachteiligt würden. Ganz im 
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eher hat gestern sehr schön gesprochen über ge­
wisse Internate, und auf ihre Notwendigkeit hin­
gewiesen. Sicher ist dies der Fall.. Dennoch darf 
ich dazu auch zwei Dinge sagen, die nur auch wie­
der seine Meinung bestätigen sollen, daß es sich 
immer nur um Hilfsmaßnahmen handelt. Ich darf 
erwähnen, was ich erlebt habe, in einer Zeit, als 
meine Eltern nicht in Graz waren und ich in einem 
Internat abgegeben wurde. Ich habe das mitge­
macht, was es heißt, wenn nach der Schule die an­
deren Kinder nach Hause gehen und wenn man 
drinnen bleiben muß. Ich weiß auch was es heißt, 
wenn man dem gleichen Lehrer den ganzen Tag 
über ausgeliefert ist, auch wenn man zu ihm kein 
richtiges Verhältnis hat, das kommt vor. Meine 
Damen und Herren! Es gibt Internate, wir haben 
ja auch Landesschülerheime; wir haben die Kran­
kenpflegeschule, die aufgrund des Gesetzes auch 
ein Internat führen muß. Nun habe ich in letzter 
Zeit einen Brief bekommen von den Schülerinnen 
dieses Internates, 92 Unterschriften, in denen sie 
ihre Unzufriedenheit mit der Anstaltsleitung zum 
Ausdruck geben. Schauen Sie, wir brauchen Inter­
nate. Es ist nur sehr schwer sie so zu führen, daß 
die Insassen dieser Internate auch wirklich erzogen 
werden können. Ich glaube, wir müßten eines mehr 
beachten, bei der Erziehung unserer' Kinder über­
haupt. Es gibt sicher einmal die Lehrer, ich neige 
sicher in Demut mein Haupt vor den Lehrern, nicht 
nur deshalb, weil ich, schon als Schüler dazu er­
zogen wurde, daß es sich um höhere Wesen han­
delt, und auch nicht nur deshalb, weil dieser Be­
rufsstand hier so reichlich vertreten ist, sondern 
vor allem auch deshalb, weil ich weiß, daß das 
wirklich ein Beruf ist, der sehr wesentlich für den 
Staat ist und für die Zukunft dieses Staates. (Abg. 
Haas: „Für die Kinder auch!") Aber es gibt nicht 
nur die Lehrer. Es gibt sicher auch die Eltern. Es 
ist sicher auch sehr notwendig, daß das Elternhaus 
intakt ist, und es gibt aber auch das, was, glaube 
ich, gerade im Jahr des Kindes immer wieder ver­
gessen wird, was man mit einem modernen Wort 
als die Selbstverwirklichung des Kindes bezeichnet. 
Auch ein Kind hat sich selbst zu entwickeln und 
es gibt die Anlagen. Wir haben das jetzt festge­
stellt, unabhängig von Parteiprogrammen, daß es 
auch Anlagen gibt, die man pflegen kann, die sich 
aber auch so oder so einmal durchsetzen müssen. 
Wir wollen keine Glashauspflanzen. Wir wollen 
Kinder, die auch einmal raufen, die auch einmal 
etwas anstellen, die einmal schlimm sind und die 
das Lehrgeld schon als Kind zahlen, um sich später 
dann möglich als freier Mensch durchzusetzen. Meine 
Damen und Herren, wir denken sehr viel darüber 
nach, wie wir die Schule gestalten sollen, obwohl 
sie bei uns an sich in Ordnung ist. Wir denken 
sehr viel darüber nach, wie wir jenen Müttern hel­
fen können, die nicht zu Hause sind und ihre Kin­
der tagsüber irgendwo unterbringen müssen. Wir 
müssen aber, glaube ich, noch mehr darüber nach­
denken was wir tun können, daß auch das Kind 
zu seinem Recht kömmt. Danke schön. (Allgemeiner 
Beifall.) • 

Gegenteil, es hat ja der Herr Kollege Laurich ge­
stern schon darüber gesprochen und der Herr Kol­
lege Hammer aus Eisenerz. Ihr -habt es ja selbst 
festgestellt, im Budget steht es drinnen, daß dies 
so festgelegt wurde, daß es undenkbar wäre, ein 
anderes Gebiet irgendwie zu vernachlässigen. Ein 
lebendiges Beispiel dafür haben wir ja mit Süd­
tirol. Südtirol ist seit langem ein bekanntes Er­
holungsgebiet für den Sommer. Wintersportmäßig 
hat sich in Südtirol nicht viel abgespielt, und seit 
der Weltmeisterschaft im Grödnertal hat dieses 
Südtirol einen derartigen Aufschwung erlebt, daß 
es heute auch auf dem Gebiete des Wintersports 
erstrangig geworden ist! Wir dürfen daher mit 
besonderer Begeisterung dankbar sein, daß wir 
diese Weltmeisterschaft in Schladming zuerkannt 
erhalten haben, und wir dürfen den verantwort­
lichen Männern, die direkt oder indirekt mitge­
wirkt haben, nur danken und Glück wünschen. Be­
sonders danken möchte ich aber einigen Männern. 
Es ist dies ja nicht so von ungefähr gekommen. 
Die Weltmeisterschaft haben wir ja nicht deshalb 
bekommen, weil dies ein schönes Gebiet ist, oder 
weil es die Bergstadt Schladming ist, sondern weil in 
diesem Gebiet schon seit Jahrzehnten Männer am 
Werk sind, die seinerzeit den Grundstein gelegt 
haben. Ich nenne hier nur den Namen des Altprä­
sidenten Kommerzialrat Derkogner, der heute weit 
über 80 Jahre ist und der seinerzeit mit den dama­
ligen Männern die ganze Entwicklung aufgebaut 
hat. Der Sepp Streicher war der Pistenchef, der 
alle Pisten richtig errichtet hat, oder der Name 
Karl Kahr, der Cheftrainer des DSV, das sind alles 
Garanten dafür. Natürlich 'auch unsere braven Mäd­
chen und Buben, die haben ebenfalls mitgeholfen. 
(Abg. Kohlhammer: „Bürgermeister Laurich, nicht 
vergessen!") Was heißt das? Bürgermeister Laurich, 
bist du auch Cheftrainer gewesen? Das ist mir 
nicht bekannt. (Abg. Laurich: „Mach den Karl nicht 
nervös!") Im besonderen aber sind es unsere bra-
von Dirndln und Buben, wenn ich sie so nennen 
darf, Reinhard Tritscher, Olympiasieger, oder Lea 
Sölkner, Weltmeisterin, Regina Sackl, Sepp Wal-
cher oder Peter Wirnsberger. Auch diese Spitzen­
läufer haben die Steiermark auf internationaler 
Ebene bekanntgemacht, und auch das hat einen 
besonderen Beitrag gebracht. Die Regina Sackl ist 
ja als ein Kind der Schihauptschule Schladming her­
vorgegangen, und daher wollen wir nur wünschen, 
daß es bei der kommenden Weltmeisterschaft, 
genau wie das letzte Mal, unsere steirischen Spit­
zenläufer wieder so erfolgreich sein mögen, daß 
sie wieder als Sieger hervorgehen. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr Ab­
geordnete Primarius DDr. Stepantschitz. Ich erteile 
es ihm. 

Abg. DDr. Stepantschitz: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

TW ^pm-t ist sirhpr a t traktiver als die Schule, 
aber dennoch werden Sie mir bitte gestatten, ein 
paar Worte auch zum Kapitel Schule noch anzu­
führen. Der Herr Abgeordnete Professor Dr. Schil-

Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Ing. Turek. 
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Abg. Ing. Turek: Meine Damen und Herren! 

Nach 12 Teilnehmern an der Diskussion ist es 
schwer, hier neue Aspekte zu setzen. Ich möchte 
aber doch von unserer War t e aus ein paar Dinge 
hier anreißen, und zwar habe ich in meiner Ge­
neraldebat te die Frage des akademischen Tankwar­
tes oder Tankwartes mit Matura angeschnitten, 
und der Herr Abgeordnete Heidinger dürfte mich 
offensichtlich falsch verstanden haben. Ich habe 
nichts dagegen, daß ein Tankwart die Matura hat, 
und ich habe auch sicher nichts dagegen, daß der 
Tankstelleninhaber Matura hat, wie Sie sich aus­
gedrückt haben, sondern ich wollte damit nur zum 
Ausdruck bringen, daß ein Tankwart mit Matura 
oder LKW-Fahrer mit Matura sich eigentlich fru­
striert fühlt und nicht befriedigt ist, weil er auf­
grund seiner Ausbildung der Meinung ist, daß er 
eine qualifiziertere Tätigkeit ausüben könnte, und 
das ist das Problem, an dem wir nicht vorbeigehen 
können. Mir ist völlig bewußt und ich bekenne mich 
dazu, daß die Bildung an und für sich auch ihren 
Wer t an sich hat. Es ist hier über die allgemein­
bildende höhere Schule gesprochen worden, und es 
ha t einer meiner Vorredner auch darauf hingewie­
sen, daß es sehr zweckmäßig wäre, daß im Zuge 
dieser allgemeinbildenden höheren Schule eine Be­
rufsausbildung mit angegliedert werden könnte. Ich 
stimme dem völlig zu und bin der Meinung, daß 
es sehr positiv wäre. Es gibt hier einen Schulver­
such, soweit mir bekannt ist, wo die Mittelschule 
mit einer Tischlerlehre gekoppelt ist. Sicher po­
sitiv auch in dem Sinne wie ich das verstanden 
haben möchte, nämlich, daß hier auch der, der eine 
Mittelschule besucht, eine Beziehung zu einem hand­
werklichen Beruf und seinem Berufsleben bekommt, 
und wenn er diese Beziehung zum Berufsleben hat, 
dann wird sicher nicht diese Frustration eintreten, 
wenn er dann seine Mittelschule hinter sich ge­
bracht hat und feststellt, daß er nicht mehr in der 
Lage ist, einen Dienstposten zu bekommen, wo er 
nur geistig tätig ist, sondern, daß er durchaus auch, 
was den parallellaufenden Bildungsweg anbelangt, 
es als nicht absurd ansehen würde, ein Handwerk 
auszuüben. Deswegen finde ich es sehr positiv, 
wenn es mehrere solche Versuche geben würde 
und im Endeffekt tatsächlich dann die allgemein­
bildende höhere Schule einen gewissen Beiufsab-
schluß bringen würde. Jetzt steht sie ein bißchen 
leer im Raum. Mit der Matura selbst kann man 
sehr wenig anfangen, man kann eigentlich nur in 
die Verwal tung gehen. Außerhalb der Verwaltung 
hat man kaum Chancen oder man muß zwangsläu­
fig auf die Hochschule, auf die Universität gehen. 
Diese Flexibilität wäre sehr positiv. Nun, das geht 
aber in die Richtung Entkoppelung von Ausbildung 
beziehungsweise Bildung und angestrebter Berufs­
ausbildung. Hier doch ein paar grundsätzliche Ge­
danken. 

Nach der herkömmlichen Vorstellung, ich meine 
diese ist derzeit noch unbestritten, soll doch eine 
bessere Ausbildung auch zu einem besseren Beruf 
führen, das Ist allgemein gut und dort, wo man 
das ignoriert, stellen wir in der Praxis fest, daß 
es so von den jungen Menschen, die einen Aus­
bildungsweg hinter sich gebracht haben, auch auf­
gefaßt wird. Es scheint allerdings aufgrund der 

Entwicklung, nachdem sich die vielzitierte Aka­
demikerschwemme, ich möchte sie hier nicht un­
nötig strapazieren, herausstellt, daß diese Vorstel­
lung offensichtlich veraltert ist. Es wird diese be­
rühmte Entkoppelung, ein politisch sehr heißes 
Thema, zwischen Bildung und Ausbildung diskutiert. 
Es würde heißen, daß wir bei dieser Entkoppelung 
als Investitionsgut angesehen können, sondern daß 
dieses Ausbildungssystem ein Konsumgut wird. /Wir 
haben bisher die Investitionen in unser Bildungs­
system auch von der öffentlichen Hand her gese­
hen, sehr intensiviert, weil wir gedacht haben und 
der Vorstellung sind, daß, wenn der junge Mensch 
eine bessere Ausbildung mitbekommt, daß das nicht 
nur für seinen weiteren Lebensweg positive Aus­
wirkungen hat und ihn in die_ Situation versetzt, 
hier sein Leben selbst gestalten zu können und 
daß er damit natürlich auch im Sinne der Volks­
wirtschaft eine Leistung erbringt. Wenn wir aber 
nun einer Entwicklung entgegengehen, wo Bil­
dung Konsumgut wird, das heißt, das dieses Kon­
sumgut von jedem konsumiert werden kann und 
soll, dann wird selbstverständlich der Andrang zu 
höheren Schulen immer größer werden und es wer­
den sich dann die Fragen der Finanzierbarkeit die­
ses Bildungssystems stellen. Ich weiß, daß das heute 
noch umstrit ten ist. Ich weiß, daß Modelle von Bil­
dungskredit oder ähnlichem heute noch verpönt 
sind, weil man der Meinung ist, daß selbstverständ­
lich jeder Bildung genießen soll. Aber wenn alle 
das höherschulende System konsumieren, dann wird 
sich die Frage der Finanzierbarkeit dieses Systems 
stellen; sicher nicht morgen, sicher nicht übermor­
gen, aber sicher wird das eine sehr bedeutende 
finanzielle und volkswirtschaftliche Frage werden. 
(Beifall bei der ÖVP und FPÖ.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Premsberger. 

Abg. Premsberger: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! 

Wenn heute auch über die Zweckmäßigkeit einer 
speziellen und erstklassigen Ausbildung unserer 
Jugend gesprochen wird, so kommt dies nicht nur 
der Jugend, sondern natürlich auch unserer Wirt­
schaft zugute. Mit Recht wird darauf hingewiesen, 
daß eine gute Beschäftigung auf Dauer nur möglich 
ist, wenn man auch über die qualifizierten Fach­
arbeiter verfügt. In der heutigen schnellebigen Zeit, 
in der sprunghaft technischen Entwicklung der Wirt­
schaft, wo Betriebe gezwungen werden ihr Pro­
duktionsprogramm schnell umzustellen und sich an­
zupassen, ist es notwendig, über erstklassig aus­
gebildete Facharbeiter und Techniker zu verfügen. 
Mehr als 50 Prozent der schulpflichtigen Jugend­
lichen erhalten ihre Berufsausbildung in 64.000 Be­
trieben der gewerblichen Wirtschaft. Es wurde von 
der Bundeswirtschaftskammer darauf, verwiesen, 
daß diese Lehrlingsausbildung natürlich dementspre­
chend viel Geld kostet. Das ist auch richtig. Wenn 
hier von einer Summe von 7 Milliarden Schilling 
Kosten im Jahr gesprochen wird, so glaube ich, ist 
dies ein bißchen hoch gegriffen, weil es doch ge-
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wisse Sparten bei der Lehrlingsausbildung gibt, wo 
man nach einer relativ kurzen Zeit der Ausbildung 
bereits die Verrechnung an die Kundschaft weiter­
geben kann. Es gibt natürlich sehr viele Sparten 
der Lehrlingsausbildung, wo- dies nicht möglich ist. 
Wenn gestern vom Abgeordneten Ing. Stoisser dar­
auf hingewiesen wurde, daß das Land Steiermark 
nun die Milliardengrenze für den Ausbau und die 
Errichtung von Berufsschulinternaten bald erreichen 
wird, dann muß man mit Recht die Frage an den 
Referenten, Landesrat Peltzmann, stellen, wieviel 
Berufsiriternate werden noch gebaut, oder umge­
baut, ist dieses Programm nun beendet und wenn 
noch gebaut wird, die Frage, wo und in welchen 
Sparten? Ing. Stoisser sagte richtig, daß ab 1980 
ein Rückgang bei Lehrlingen eintreten wird, und 
wir haben dann natürlich dies auch im Ausbau unse­
rer Internate zu berücksichtigen. 95 Prozent der 
weiblichen Lehrlinge teilen sich auf 19 Berufe auf, 
und dies sind Berufe, für die sich die Burschen in 
keiner Weise interessieren. Ich sage dies, weil es 
nämlich 225 Lehrberufe gibt, und daraus ersieht 
man, daß sich die Mädchen nur auf eine ganz kleine 
Gruppe der Sparten konzentrierten. Der Höchststand 
an Lehrlingen wurde in Österreich 1979 erreicht. 
Es gab 194.000 Lehrlinge. Es wird nun ab 1980, 
die geburtenreichen Jahrgänge sind vorbei, weniger 
Nachfragen für Lehrstellen geben. Nun darf ich viel­
leicht noch kurz darauf hinweisen, daß es 1979 doch 
um 3500 Jugendliche mehr waren, die Lehrstellen 
gesucht haben, als 1978, und es war nicht einfach, 
die alle unterzubringen, denn wir Österreicher hat­
ten das Glück, die Jugendarbeitslosigkeit, die in 
vielen Industrieländern vorhanden ist, bei uns durch 
eine vernünftige gemeinsame Zusammenarbeit hint­
anzustellen. Die im Gewerbe aufgetretenen Eng­
pässe wurden durch die gezielten Förderungsmittel 
vom Land und zusätzlich vom Bund überwunden. 
Schwierigkeiten sind aufgetreten bei den Abgän­
gen der Sonderschulen. Im Falle der erstmaligen 
Lehrlingsausbildung, hier würde auch gestern vom 
Abgeordneten Ing. Stoisser darauf hingewiesen, hat 
die Kammer für Arbeiter und Angestellte ein Mit­
spracherecht. Er meinte, es seien dadurch Verzöge­
rungen entstanden. Ich möchte dem Widersprechen. 
Die Ausbildungsbetriebe, die hier ein Ansuchen 
richten, werden auf schnellstem Weg seitens der 
Kammer für Arbeiter und Angestellte erledigt, und 
in den allermeisten Fällen, das darf ich auch heraus­
streichen, sind es positive Stellungnahmen. Daß 
natürlich auch Betriebe aufscheinen, die nicht den 
Erfordernissen entsprechen und daß man auch hier 
seitens der Kammer mit Recht Bedenken und Ein­
spruch erhebt, ist, glaube ich, vernünftig, nicht nur 
im Interesse der Arbeitnehmer, sondern auch im 
Interesse der Arbeitgeber. Es werden ja immer 
wieder viele Fehler in der Lehrlingsausbildung be­
gangen. Das geht sogar so weit, daß ein Kellner­
lehrling in einem Gastgewerbebetrieb Dachdecken 
mußte und der Arbeitgeber der Meinung war, wenn 
es hereinregnet, könne der Bursche nicht servieren 
und infolgedessen liege es auch im Interesse seiner 
Berufsausbildung. Ein Fäll, den die Gcwcrkschafts-
jugend aufzeigte. Daß so etwas passiert, wissen 
wir, es- soll abgestellt werden. .Aber wenn man 
einen Artikel der Zeitung hernimmt, in dem erwähnt 

wird, daß die gleichen Chancen- für Frauen in der 
Berufsausbildung gefordert werden, ist es richtig, 
denn dies soll nicht nur im Interesse der Frauen 
geschehen, sondern auch ein Anliegen der Wirt­
schaft sein im Hinblick auf die nächsten Jahre. 
In erster Linie muß ein Umdenken der Frauen und 
Mädchen erfolgen, und nicht ein Umdenken der 
Lehrherren. Für die Ausbildung der Mädchen ist 
seitens der VEW Kapfenberg zum Beispiel ein po­
sitiver Weg beschritten worden, die erstmals Mäd­
chen in die Metallberufe aufgenommen haben. Wenn 
ich hier die VEW Kapfenberg nenne, so mit voller 
Absicht, denn es wurde schon des öfteren die In­
dustrie kritisiert, daß sie mehr Lehrlinge ausbilden 
soll, im Interesse der Wirtschaft und der Allgemein­
heit. Wir wissen ganz genau, daß die VEW ge­
rade in den letzten Jahren mit Auftragsschwierig­
keiten zu kämpfen hatte und auch heute noch nicht 
diese Schwierigkeiten überwunden hat. (Landesrat 
Peltzmann: „Sie wissen ja, daß ich der Vorsitzende 
bin!") Das ist zu begrüßen, Herr Landesrat, hier 
darf ich aber auch auf ein paar Investitionen hin­
weisen, die beispielgebend sind. Sie kennen sie als 
Vorsitzender, aber hier im Haus, glaube, ich, ist 
es notwendig, im Interesse der verstaatlichten In­
dustrie, dies herauszustreichen und auch im Inter-, 
esse der Industrie allgemein, die auf diesem Ge­
biet ja sehr viel investiert. Die VEW Kapfenberg 
hat in zwei Teilen die Äusbildungsstätten und Um­
schulungsstätten errichtet. Man darf nicht übersehen, 
daß in der heutigen Zeit Umschulungen äußerst 
wichtig und notwendig sind. Beim ersten Teil, 
schon im Mai 1968, wurde das eine Schulgebäude 
und eine Umschulungswerkstätte in Betrieb ge­
nommen. Der zweite Teil besteht aus'den neuen, 
wesentlich vergrößerten Lehrwerkstätten, Unterwei­
sungsräumen und einer Turnhalle. Diese Turnhalle 
ist hier besonders zu erwähnen, denn es ist rich­
tig, daß den Lehrlingen auch die Möglichkeit des 
Sports immer wieder zur Verfügung gestellt wird. 
Die Gesamtbaukosten für dieses Schulzentrum be­
trugen 92,6 Millionen Schilling, von denen je 26 Mil­
lionen aus den Mitteln der Arbeitsmarktförderung 
und aus den Förderungsmitteln des Landes Steier­
mark flössen. 40,6 • Millionen, und das ist keine 
kleine Summe, betrugen die Eigenmittel, die hier 
von der VEW selbst getragen wurden. (Landesrat 
Peltzmann: „Das stimmt nicht!") Stimmt nicht? Dann 
habe ich falsche Ziffern. Ich habe das, das muß 
ich Ihnen sagen, Herr Landesrat, aber aus einer 
Meldung entnommen, die normalerweise die rich­
tigen Zahlen nennen müßte. Mit diesen, wie auch 
immer und sollte diese Summe, die selbst von den 
.Kapfenbergern erbracht wurde, nicht ganz stimmen, 
so ist aber damit der Beweis erbracht, daß dieses 
Schulzentrum unterstreicht, daß die verstaatlichte 
Industrie ihrer volkswirtschaftlichen Aufgabe in 
Richtung; Ausbildung der Jugend nachkommt. Es 
werden gerade bei Siemens 20, und ich spreche laut 
Zeitungsbericht, sonst korrigieren Sie mich wieder, 
Herr Landesrat, und in Kapfenberg 45 bis 50 weib­
liche Lehrlinge ausgebildet, in Berufen, die anson-
sten den Burschen mehr zugespiudien haben. Hier 
ist also eine positive Entwicklung festzustellen. Herr 
Abgeordneter Turek sagte schon, daß auch Matu­
ranten logischerweise einen Beruf erlernen können 
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und es wäre sogar wünschenswert, ich glaube auch 
im Interesse der Wirtschaft. Es wird darauf hin­
gewiesen, daß zwei Maturantinnen in der WIFI 
eine Tischlerlehre aufgenommen haben, und das 
sind, glaube ich, ganz positive Beiträge. Nun wird 
von der Gewerkschaftsjugend, das muß ich Ihnen 
hier auch vortragen, mit Recht verlangt, daß sich 
die Jugend wünscht, daß die Unterrichtszeit er­
weitert wird, daß das nicht Freude bei den Leh­
rern auslöst, das ist verständlich, daß die sport­
liche Erziehung auch eine Rolle spielen soll und 
man Turnhallen bei diesen Berufsschulen errichten 
sollte, um nicht Turnhallen anderer Schulen zu 
blockieren. Ich glaube aber einen Punkt sollte man 
nicht übersehen, daß der Wunsch auch von diesen 
Lehrlingen geäußert wird, daß sie einen Fremd­
sprachenunterricht, Vorträge über Sozial- und Ar­
beitsrecht gerne in ihrem Lehrplan hätten, ü be r 
Fremdsprachen gibt es schwerlich Meinungsver­
schiedenheiten zwischen Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer (Abg. Wimmler: „Er versteht sich gut!"), 
denn wo wir heute in allen Bereichen Europas und 
darüber hinaus Monteure entsenden müssen, wäre 
es sehr wünschenswert, wenn der Facharbeiter auch 
über Fremdsprachen verfügt. Es würde uns sehr 
zugute kommen. Daß die Vorträge über Sozial-
und Arbeitsrecht in unseren Berufsschulinternaten 
auch zum Tragen kommen sollen, Herr Landesrat 
Peltzmann, das ist auch ein berechtigter Wunsch. 
Die Einstellung von qualifizierten Lehrkräften zu^ 
sätzlich, das ist eine Kostenfrage, ist notwendig, 
wenn man diese Wünsche berücksichtigen will. Ich 
darf aber auch abschließend besonderen Dank an 
die in den Internaten, Berufsschulen tätigen Lehr­
kräfte richten, die sich sehr bemühen, unsere Lehr­
linge in der theoretischen Ausbildung auf den letz­
ten Stand zu bringen. Ich möchte es aber auch nicht 
verabsäumen, weil ich von einem Berufsschullehrer 
angerufen wurde, daß wir Sozialisten und gerade 
ich persönlich, scheinbar dagegen seien, weil es 
gelungen ist, die Urlaubszeit (diesen Energieurlaub) 
auch für die Berufsschullehrer einzuführen, das 
heißt gegen eine Gleichstellung zu den anderen 
Lehrern. Ich habe ausdrücklich diese Entwicklung 
gut geheißen, als fortschrittlich und richtig. Ich 
habe nur den Wunsch geäußert, ich glaube den 
berechtigten Wunsch, daß auch die Lehrlinge, die 
sich zu dieser Zeit im Internat befinden, die von 
den Lehrkräften, weil sie in der gleichen Zeit ihr 
Lehrvolumen erfüllen müssen, Aufgaben mit nach 
Hause bekommen, um sie auszuführen, um dann, 
wenn sie zurückkehren nach einer Woche, zu den 
Prüfungen antreten müssen, nicht arbeiten müssen. 
Sie sollten in dieser Woche in Ruhe ihre Auf­
gaben und Hausarbeiten erledigen. Dieser Wunsch 
wurde abgelehnt. Ich bin überzeugt, daß die Ge­
werkschaft auf Bundesebene die Voraussetzung 
schaffen wird. Aber noch einmal: Wir Sozialisten 
sind dafür, daß auch die Berufsschullehrer im Ur­
laubsanspruch gleichgestellt sind mit den anderen 
Lehrern. In diesem Sinne ein Dankeschön für Ihre 
Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Das Wor t hat der Herr Prof. Dr. Eich-
tinger. 

Abg. Dr. Eichungen Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! 

Kurz noch ein paar Worte , ich muß dem Kolle­
gen Heidinger ein bißchen replizieren. Ich möchte 
Sie um eines bitten; Wir in Österreich haben es 
durchaus nicht notwendig, immer wieder in das 
Ausland zu schauen. Wenn man die Highschool 
von Amerika nimmt, die Sie zitiert haben — also 
einem kapitalistischen Land —, dann kann ich Ihnen 
sagen: „Was sich dort abspielt ist so, daß wir 
Österreicher uns sagen müßten: Gott bewahre uns 
vor solchen Zuständen." 

Wenn jetzt die Diskussion über die Gesamtschule 
in Skandinavien, in England und so weiter, wieder 
ausgebrochen ist, dann deshalb, weil man von die­
ser Schule nicht überzeugt ist und weil man darauf 
kommt, daß eben die alten Schulformen doch nicht 
so schlecht sind, daß sie aber ständig reformiert 
werden müssen. In Deutschland hat ein führender 
Pädagoge kürzlich festgestellt, daß die Schüler­
relation bei Gesamtschulen 1 : 15,4 ist und bei ge­
gliederten Schulen 1 : 21,8; das bedeutet e ine Mehr­
ausstattung für die Gesamtschulen von 40 Prozent. 
Oder: die Baukosten liegen auf dem Quadratmeter 
Hauptnutzfläche bei Gesamtschulen um 23 bis 54 
Prozent höher. Daraus schließt er, Herr Kollege 
Heidinger (Abg. Heidinger: „Ich warte 'bis die 
Luft ausgeht!"): Wenn man den anderen Schulen 
diese Privilegien gewährt, sind natürlich die Lei­
stungen dort wesentlich besser. Was leider immer 
wieder fehlt, das sind die Vergleiche. Ich erinnere 
mich immer wieder an einen deutschen Kollegen, 
der gesagt hat: Wir haben es schwer, wenn wir 
i rgendetwas schreiben, das in das Gesamtkonzept 
des Schulsenators von Hamburg nicht hineinpaßt. 
Das wird überhaupt nicht berücksichtigt, und das 
sind eben die großen Probleme, Herr Kollege. Wenn 
Sie glauben wir führen einen Klassenkampf oder 
wir sind bestrebt, Schüler abzuweisen — gerade 
aus Arbeiterkreisen —, möchte ich Ihnen sagen, 
daß Sie das nicht mehr sagen dürften. Sie dürften 
aus Ihrer Praxis wissen, daß das überhaupt nicht 
der Fall ist und daß uns Lehrer wirklich eines eint, 
nämlich der Wille und der Wunsch, daß wir allen 
den Zugang zur Schule ermöglichen, daß wir für 
alle Schüler da sind. Ich darf Ihnen, Herr Kollege, 
nur ein paar Zahlen aus der Schule, an der ich 
tätig bin, berichten. Immerhin kommen hier 46,97 
Prozent der Schüler von Arbeitern, 33,51 Prozent 
von Angestellten und Beamten, also ein sehr hoher 
und erfreulicher Prozentsatz Herr Kollege. (Abg. 
Gerhard Heidinger: „Ihnen wird die Luft ausgehen. 
Ich hät te nur eine Frage. Sind Sie nicht der Direk­
tor eines Oberstufenrealgymnasiums?") Jawohl ich 
bin es. (Abg. Gerhard Heidinger: „Sie sind Direk­
tor einer Schule, die schon einer modifizierten Form 
und nicht der ganz alten Schule entspricht. Stimmt 
das? Sie bekommen Ihre Kinder aus der Haupt­
schule. Stimmt das?") Herr Kollege, wir gehen doch 
zurück. Meine Schüler kommen zu 80 Prozent aus 
der Hauptschule, natürlich. Ich will Ihnen damit 
nur beweisen, Herr Kollege, daß wir gerade mit 
unseren Beschlußfassungen Sorge getragen haben, 
daß wir weiterführende Möglichkeiten schaffen, und 
dazu stehen wir voll und ganz. (Abg. Gerhard Hei­
dinger: „Keine Geschichtsfälschung, die ÖVP war 
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gegen das Oberstufenrealgymnasium!" — Landes­
rat Peltzmann: „Es gab einen Piffl und Drimmel!" — 
Abg. Gerhard Heidinger: „ 1962 haben Sie nach 
mühseligen Verhandlungen zugestimmt!") Herr Kol­
lege lasseh Sie sich sägen. (Abg. Dr. Heidinger: 
„Die Geschichte der Oberstufenrealgymnasien müs­
sen Sie als Lehrer wissen!"—- Landesrat Peltzmann: 
„Das ist eine Verdrehung!" — Abg. Dr. Schilcher: 
„Uralter Lavendel!") Herr Kollege Heidinger, ich 
darf nur sagen: Bei diesen Problemen könnte man 
Ihnen den Vorwurf machen, daß Sie manchesmal 
wirklich nicht so informiert sind, wie es sein müßte. 
Das erlaube ich mir hier wirklich festzustellen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) Herr Kollege, wir Lehrer sind 
„gstandene Männer", Sie brauchen nicht glauben, 
daß wir nicht dastehen, nicht wahr. Darf ich noch 
eines sagen. (Landesrat Bammer: „Wenn eure Kin­
der das hören, fehlt der ,gestandene' Mann!") Trotz 
Peltzmann, das stört mich auch nicht, wir sind trotz­
dem gestandene Männer. Noch etwas Erfreuliches 
möchte ich berichten. Ich habe mir die 4. Klasse 
einer Hauptschule angeschaut, um zu sehen, was 
die Schüler machen, wenn sie abgehen. 

Ist hier wirklich das Ende? Es sieht folgender­
maßen aus: Eine Klasse mit 21. Schülern, I. Klas­
senzug: in die Handelsakademie geht einer, Han­
delsschule zwei, Forstschule einer, Oberstufenreal­
gymnasium zwei, Oberstufenrealgymnasium-Über­
gängsstufe zwei, Höhere Technische Bundeslehran­
stalt drei, Fachschule sechs, Hotelfachschule einer, 
Polytechnikum einer, Lehrstelle einer, unbekannt 
einer. Daraus möchte ich hier die Feststellung tref­
fen, daß die Möglichkeit des Weiterbesuches ge­
geben ist. Herr Kollege Heidinger, dazu stehen 
wir. Das wollen wir ja, darum ist j a diese Welle 
unter Unterrichtsminister Piffl gekommen. Da hat 
es geheißen, jeder Bezirk soll eine höhere Schule 
bekommen. 

Schlimm ist es nur, wenn ich den IL Zug nehme, 
da haben wir: Lehrstellen 15, das sind die, die ein­
mal eiri J ahr wiederholt haben, Polytechnischer 
Lehrgang 18. Das sind Ziffern, die mich persönlich 
'erfreuen, weil sie beweisen, daß man doch die Mög­
lichkeiten der weiterführenden Schule nützt. Ent­
scheidend ist nur, das möchte ich wiederholen, Herr 
Kollege, lassen Sie mich das noch sagen. (Abg. Ger­
hard Heidinger: „Ich danke Ihnen für die Feststel­
lung, daß der erste Klassenzug der Hauptschule 
ohne weiteres in eine weiterführende Schule gehen 
kann. Damit ist der erste Klassenzug der AHS 
gleichzuziehen!") Herr Kollege, darüber streiten 
wir ja gar nicht. Sie rederi über Dinge, die uns 
selbstverständlich sind. Ich habe nur eine Angst, 
meine Damen Und Herren, daß bei dem Großauf­
marsch, den der Charly Blecha jetzt in Österreich 
veranstaltet, die innere Reform wiederum leidet. 
(Unverständlicher Zwischenruf.) Herr Präsident, ich 
muß Ihnen noch eines sagen; mir persönlich tut es 
sehr leid, daß der Gewerkschäftsbund von vorn­
herein zum Bannerträger für die Gesamtschule wird. 
Auch hier die Frage, ob das wirklich die Aufgabe 
einer Gewerkschaft ist. Wenn man noch dazu weiß, 
daß diese Schule umstritten ist, Herr Präsident. 
(Abg. Brandl: „Die Diskussion war sehr gründlich!" 
— Abg. Ileschitz: „Die Diskussion wa r einhellig, 
auch mit Ihren Leuten. Erst als die Weisung vom 
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Mock gekommen ist, wurde eingebfemst!") Herr 
Präsident, mir hat ein Bekannter gesagt, Sie sollen 
nicht sosehr für die integrierte Gesamtschule, son­
dern Sie sollen gegen die, integrierte Gesamtbela­
stung der österreichischen Bevölkerung auftreten. 
(Abg. Ileschitz: „Da 'müssen Sie einmal Gewerk­
schaftsfunktionär werden. Dann wissen Sie mehr!" 
— Abg. Brandl: „Wir sind für die Vollbeschäftigung. 
Das ist wichtig!") Das wäre für den Gewerkschafts­
bund wesentlich notwendiger, Herr Präsident, ich 
säge auch das, was mir einige Arbeiter gesagt ha­
ben und was ich hundertprozentig unterstreichen 
mußte, daß; die Gewerkschaft schauen soll, daß wir 
nicht so viele Steuern zahlen müssen. Eines noch, 
das ich mir wünschen möchte, das wäre die Auf­
wertung des Facharbeiters. Auch hier fehlt es, Herr 
Präsident. (Abg. Ileschitz: „Das machen wir!") Wenn 
man hier alles daransetzen würde, um den Fach­
arbeiter aufzuwerten, mit der Meinung aufzuräu­
men, daß der Mensch nicht beim Maturanten an­
fängt, sondern daß der Mensch dort anfängt, wo 
er e twas leistet, dann würden wir Vieles und 
Gutes für unser Schulwesen machen. (Beifall bei 
der ÖVP und FPÖ. — Abg. Ileschitz: „Warte nur, 
das machen wir. Haben Sie schon etwas vom 
Benya-Stiftungsfonds zur Förderung der Facharbei:-
te r gehört?") Alles zu wenig, viel zu wenig, Herr 
Präsident. (Abg. Ileschitz: „Eine großzügige Ange­
legenheit. Wir brauchen die Hinweise nicht. Wir 
sind Ihnen zehn Jahre voraus!") Viel mehr muß 
noch geschehen auf diesem Sektor. Aber, wenn 
wir nur darum streiten, wenn wir nur um die Ge­
samtschule streiten, dann leidet der Schüler in 
Österreich, dann leiden auch die Eltern, und das 
wollen wir alle nicht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr Ab­
geordnete Kohlhammer. Ich erteile es ihm. 

Abg. Kohlhammer: Sehr geehrter Herr Präsi­
dent, Hohes Haus! 
. In unserer sehnellebigen Zeit kommt der For­
schung und der Entwicklung gesteigerte Bedeutung 
zu und jede sinnvoll erscheinende Förderung ist 
grundsätzlich zu begrüßen. Dieser Bereich ist je­
doch auch ein Faß ohne Boden und deshalb müssen 
wir uns im Landesbudget nach der Decke strecken. 
Es geht aber, glaube ich, im wesentlichen darum, 
daß man die Effizienz aus der Forschung, das Best­
mögliche herausarbeitet und da glaube ich, daß es 
nicht nu r darum geht, selbst Forschungsaüfträge zu 
vergeben beziehungsweise zu finanzieren, sondern 
vor allem, bereits im Laufen befindliche Forschungs­
aüfträge und Studien auszuwerten, sich die Ergeb­
nisse gegenüberzustellen, darüber zu diskutieren 
und zu versuchen, diese möglichst rasch in die Tat 
umzusetzen. Der Bereich Energie beispielsweise ist 
ein derart schwieriges Thema, daß man nicht ein­
fach aufgeschnappte Ansichten und Meinungen wei-
tervenfereten kann, sondern ausgearbeitete Unter­
lagen vorliegen müßten, mit denen man sich aus­
einanderzusetzen und entsprechende Maßnahmen 
treffen sollte. Im diesjährigen Budget findet sich ein 
neuer Ansatz .mit 6 Millionen Schilling Aufwand für 
die Förschungisgesellschaft Joanneum. Ich würde 
anregen, daß man prüft, ob vielleicht von dieser 
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Gesellschaft e ine Aufgabe übernommen werden 
könnte, die darin besteht, die Ergebnisverwertung 
zu übernehmen. Ich habe der Zeitung „Die Gemein­
de" Ausgabe 12/1979 entnommen, daß dem Raum­
ordnungsgesetz 1974 folgend von der Landesamts­
direktion der Landesregierung, nicht dem Landtag, 
ein Entwurf eines Entwicklungsprogramms für Roh­
stoff- und Energieversorgung vorgelegt worden sei. 
Wenn der Zeitungsbericht vollständig ist, so ent­
hält das Programm wohl sehr wichtige Fragen zur 
Energiebereitstellung, allerdings nichts in Fragen 
Energieeinspärung und in welcher Form politisch 
Einfluß genommen werden kann, das Energiebe-
wußitsein der Bevölkerung zu fördern. So wichtig 
der Bereich der Bereitstellung auch isit, ebenso 
wichtig, so meine ich, ist d ie Einsparung, und wie 
mir scheint, e ine e ingehende und wiederholte Dis­
kussion darüber. Aus einer der Unterlagen, die 
mir zur Verfügung stehen, einem Buch von Profes­
sor Meier-Habbich, Mitglied dar Enquetekommission 
„Zukünftige Energiepolitik des Deutschen Bundes­
tages" möchte ich zwei Beispiele herausgreifen, um 
zu zeigen, wie Studien landläufige Aussagen wider­
legen können und wie wichtig eine eingehende Dis­
kussion beziehungsweise e ine vorangegangene Ana­
lyse dieser Studien und dieser Aussagen ist. Sehr ge­
ehr te Damen und Herren! Zum ersten Beispiel, man 
könnte für den Bereich Energie meinen, daß dort 
die größten Einsparungen stattfinden und Einspa­
rungsmaßnahmen getroffen werden, wo die Ener­
giekosten am stärksten in die Kostenrechnung, in 
die Kalkulation eingehen. Eben erwähnter Autor 
zeigt an Hand von Erhebungen, daß dies nicht der 
Fall ist, sondern daß nur dort, wo Rationalisierungs­
maßnahmen zum Tragen kommen, beziehungsweise 
wo durch den Strukturwandel neue Technologien 
eingeführt werden, Einsparungen festgestellt wer­
den konnten. Das würde bedeuten, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, daß der technische Fort­
schritt unter Berücksichtigung des gesteigerten Aus­
stoßes der gesteigerten Produktivität eine energie­
sparende Entwicklung nehmen würde, oder anders 
formuliert, daß Energieeinsparung, sozusagen als 
Nebenprodukt einer technischen Entwicklung aufge­
treten ist, deren Ziel es in ers ter Linie war, Lohn­
kosten einzusparen. Ich betone ausdrücklich, falls 
diese Hypothese stimmen sollte, so widerspricht sie 
deutlich der weitverbreiteten Ansicht, daß eine 
rasche technische Entwicklung und das Wegrat io-
nalisieren der Arbeitsplätze, vor allem im Erzeu-
gunsgbereich der Industrie, gleichzeitig einen ge­
steigerten Energiebedarf erfordern würde. In diesem 
Fall geht es mir darum, daß diese Aussagen von 
Fachleuten gegenübergestell t und geprüft werden. 
Falls diese Folgerungen stimmen, müßten unsere 
politischen Handlungen und Entscheidungen darauf 
ausgerichtet werden. Es dürften aufgrund der be­
grenzten Förderungsmittel überhaupt nur neue 
Technologien gefördert werden. Natürlich müßten 
mit größter Sorgfalt die damit verbundenen Be­
schäftigungsprobleme mitdiskutiert und mitbeachtet 
werden. 

Ein zweites Beispiel aus dem Haushaltsbereich: 
Es ist eindeutig festzustellen, daß der Energiever­
brauch, der Energieumsatz im Bereich der Industrie 

rückläufig ist, während er im Bereich der Haushalte 
beziehungsweise Kleinverbraucher ansteigt, In die­
ser Studie wird dies aufgezeigt, und zwar wird die 
Betracbjtungsart folgendermaßen angestellt, daß die 
bisherigen Zuwachsraten bis zu einem angeblich zu 
bestimmenden Sättigungsstadium vorgeschrieben 
und von dort der Verbrauch beziehungsweise eine 
mögliche Einsparung errechnet wird. Es stellt sich 
heraus, daß ein ein- bis dreifacher Energieaufwand 
erforderlich sein wird. Also, meine Damen und Her­
ren, eine Spanne von 330 Prozent zwischen einer 
sparsamen Energieumsetzung und einer verschwen­
derischen. Der einzige Einfluß, der darauf genom­
men werden kann, liegt im politischen Bereich. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich glaube, 
daß wir uns grundsätzlich darüber k lar werden 
müßten, ob man der grenzenlosen Energiebereitstel­
lung das Wa r t reden soll, daß man sich darauf ein­
stellt, daß eben der Verbrauch abgedeckt werden 
muß, der auf uns zukommt. Begreiflicherweise er­
geben sich daraus j a dann Konsequenzen: die Ver-
sorgungsunternehmungen wollen natürlich aus wirt­
schaftlich begründbaren Aspekten einmal vorsorg­
lich bereitgestellte Energie auch umsetzen und an 
den Mann bringen. Es wird mindestens, der Spitzen­
bedarf als Richtwert angenommen und die Täler sollen 
gefüllt werden,, möglichst bis zu diesen Spitzenwer­
ten hin. Es wird nicht zum Sparen angeregt, sondern 
eher zum Verbrauch. Bekennt man sich jedoch dazu, 
alle Möglichkeiten des Sparens auszunützen, dann 
müßten von öffentlichen, von politischen Stellen die 
nötigen Einflüsse geltend gemacht werden, daß nicht 
die Versoirgungsuniternehmungen tonangebend sind 
in der Verbrauchsphilosophie, sondern eben aus 
Sicht e iner sparsamsten Energieumsetzung der poli­
tische Gesichtspunkt. Es müßte also versucht werden, 
die Spitzennachfrage abzusenken. W i e kann man 
das erreichen? Beispielsweise durch eine geänderte 
Tarifgestaltung, beispielsweise in einem Unterneh­
men gibt es wohl e ine Überwachungseinrichtung über 
den Spitzenverbrauch; die Spitze wird in der Indu­
strie zusätzlich bewertet, aber nur einmal die soge­
nannte Bereitstellung, das heißt, wir wachen sehr ge­
nau, daß diese Spitze nicht überschritten wird; Gerä­
te werden entsprechend gestaffelt eingeschaltet (Abg. 
Dr. Schilcher: „Durch Malussystem!"); nur wenn diese 
Spitze einmal bezahlt ist, dann hilft ke ine Rationa­
lisierungsmaßnahme mehr und man bekommt keinen 
Schilling dafür zurück,, das heißt es ist kein Anreiz 
gegeben, dann weniger zu verbrauchen, im Gegen­
teil, es ist so, daß der höhere Verbrauch eine 
relative Begünstigung, beziehungsweise eine Ein­
sparung eine relative Benachteiligung bedeutet. Im 
Haushaltsbereich gibt es überhaupt keine Orientie­
rung, das heißt man müßte Spitzenlastzeiten mit 

' e inem anderen Tarif belegen, andererseits eben 
Schwachlastzeiten günstiger anbieten. Es würde so 
angeregt werden, den Verbrauch bewußter zu re­
geln, beziehungsweise einzusparen. Die Stromtairif-
gestaltung im übrigen ist höchst problematisch und 
veraltet. Wenn heute Rationalisierungsrechnungen 
angestellt werden im Bereich der Energieeinsparung, 
so kommt deutlich auch der gespaltene Tarif zum 
Tragen. Der Einspaningsrechnung wird nur der 
variable Teil, nämlich dieser Arbeitspreis, angerech-
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net,' nur diesen Teil kann man sich ersparen, wäh­
rend der Grundpreis ja nicht -vergütet wird, be­
ziehungsweise nicht zu Buche schlägt und so die 
Aniortisationszeit ungebührlich lang islt und in sehr 
vielen Fällen ein Entscheid zu Ungunsten einer mög­
lichen Einsparung fallen wird. Die Ursachen in dieser 
Tarifgestaltung liegen natürlich darin, daß seiner­
zeit ja absichtlich eine absaitzfördeirnde Tarifgestal­
tung eingeführt wurde. Ich glaube,, es wäre daher 
längst an der Zeit, auch in der Tarifgestaltung der 
geänderten Situation Rechnung zu tragen, will man 
nicht als Anachronist dastehen. Weil ich gerade bei 
der geänderten Tarifgestaltung bin, möchte ich gleich 
noch den Vorschlag unterstützen, den effektiven 
mittleren Haushalteverbrauch als Bezugsgröße für 
den gestaffelten Tarif anzunehmen. Es würde ohne 
willkürliche Festlegung von selbst ein überhöhter 
Bedarf ausgewiesen werden, beziehungsweise er 
würde sich laufend den Veränderungen von selbst 
und automatisch anpassen. Darüberhinaus könnte 
natürlich über eine bestimmte Bandbreite eventuell 
ein Luxusbezugszuschlag oder wie immer Sie ihn 
nennen wollen, eingehoben werden. Es wäre dies 
sicher ein brauchbares Instrument mit deutlicher 
Signalwirkung.. Ohne generelle Preiserhöhungen 
und unter voller Berücksichtigung einer kostendek-
kenden Tarifgestaltung könnte auch damit der Ver* 
braucher zum energiebewußteren Verhalten moti­
viert werden. 

Abschließend möchte ich nochmals den Zusammen­
hang mit dem Bereich Forschung herzustellen ver­
suchen. Für mich stellen sich folgende Fragen: 
Erstens: Von welcher Stelle werden zur Zeit An­
strengungen unternommen, eine Mitbenützungsmög­
lichkeit von Studienergebnissen zu erhalten? Zwei­
tens: Wo werden konzeptiv und kontinuierlich Er­
gebnisse von Farschungsauftragen beziehungsweise> 
von Studien, soweit sie zugänglich sind, auf eine 
mögliche Umsetzung geprüft? (Abg. Dr. Schlichen 
„In Forschungszentren!") Drittens: In welcher Form 
ist es einem interessierten Mandatar möglich mit­
zuwirken oder auch nur Informationen über eine 
mögliche energiepolitische Maßnahme zu erhalten? 
(Abg. Dr. Schilcher: „Herr Landeshauptmann Seba­
stian ist Mitglied des Forschungszentrums!") Vier­
tens: Wäre für den Energiebereich eine demokra­
tische Farm der Mitwirkung und Mitbestimmung 
weiter Kreise möglich, etwa in der Art, wie dies 
für Raumordnungspröbleme gut und optimal prak­
tiziert wird? Diese Fragen bitte ich nicht als provo­
kant aufzufassen, sondern ,sie sind als Anregung 
gedacht, falls Sie wider mein besseres Wissen nicht 
ohnehin schon gelöst sind. 

-Meine Damen und Herren, mir geht es in erster 
Linie darum, zur Bewußtseinsbildung zuerst in den 
politischen Gremien beizutragen, diese Bewußtseins­
bildung zu vertiefen,, daß neben dem Problem der 
Energiebeistellung oder rbereitstellung vor allem 
auch die Einsparungsphilosophie näher betrachtet 
wird und die enormen Möglichkeiten, die drinnen 
liegen, erkannt werden, beziehungsweise entspre-
chende Maßnahmen eingesetzt werden. Selbst wenn -
wir in der westlichen Welt die heutigen Zuwachs­
raten decken könnten, so bitte ich nicht außer Acht zu 
lassen, daß nicht nur bei uns in Österreich, sondern 

vor allem in der übrigen Welt größter Nachholbe­
darf herrscht; Die Menschen, die. uns gegenüber 
heute noch arg im Nachteil liegen, haben dasselbe 
Recht auf Energieumsetzung und sie werden dieses 
Recht zunehmend geltend machen, meine Damen 
und Herren. Wir sollten nicht darauf warten, daß 
uns ein Umdenken durch äußere Einflüsse aufge­
zwungen wird. Ich wünsche mir eine Form der Be­
einflussung der Menschen, die sich möglichst nicht 
in Reglementierungen ausdrückt, sondern mehr in 
werbender Form angeböten wird. Jene, die aber 
darauf ansprechen, sollten die bestmögliche Begün­
stigung und Förderung erhalten. Teilweise liegt es 
an uns, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
dafür die Weichen zu stellen und wir sollten mög­
lichst rasch damit beginnen. Dankeschön. (Allge­
meiner Beifall.) 

Präsident: Das Wort hat Herr Landesrat Peltz-
mann. 

Landesrat Peltzmann: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! ' 

Ich habe nicht vorgehabt, mich zur Gruppe 2 zu 
Wort zu melden, aber da mich der Herr Kollege 
Premsberger, ich glaube, er ist nicht mehr im Hause, 
angesprochen hat, gebieten es der Respekt und die 
Höflichkeit vor dem Hohen Haus, ihm auch hier 
eine Antwort zu geben. Das Berufsschulwesen als 
solches wird mit den neuen Maßnahmen, die der 
Landtag durch das Berufsschulorganisationsgesetz 
1979 gesetzt hat, 1980 natürlich auf dem Gebiete 
dar Schulerhaltung andere Maßstäbe vorfinden, wie 
das 1979 der Fall war. Ab 1. Jänner 1980 trägt 
das Land Steiermark sämtliche Kosten. Es wird 
nur ein Teil davon, und zwar 600 Schilling pro 
Lehrling, an die Lehrplatzgemeinden umgelegt. Das 
ist eine Einsparung, sehr schwer auszurechnen, bei 
den Berufsschulen, wo 1800 Schilling verumlagt wur­
den, sind es zwei Drittel und bei den Schulen wo 
1200 Schilling verumlagt wurden, sind es 50 Pro­
zent. Mindestens 50 Prozent ersparen sich die stei-
rischen Gemeinden auf diesem Sektor durch dieses 
Berufsschulorganisationsgesetz. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nun 
darf ich schon ein bißchen auf die Fragen eingehen, 
ich glaube, dann kommen wir am leichtesten mit 
den Dingen zu Rand,, Herr Kollege Premsberger. Er 
hat gefordert und es islt eine richtige Forderung, 
daß die Wirtschaft in erster Linie gut ausgebildete 
Facharbeiter braucht. Man sieht auch in der Arbeits­
marktpolitik, daß die Quote von Arbeitslosen in 
erster Linie bei den angelernten Arbeitskräften zu 
verzeichnen ist. Sie bekommen, ich glaube fast in 
ganz Steiermark, nirgends Facharbeiter. Man.sieht 
Schon, daß der Weg, den wir vor 30 Jahren be­
gonnen haben, der richtige war: das Schwergewicht 
auf die Ausbildung von Facharbeitern zu legen und 
dieser Überlegung haben wir auch unsere Berufs­
schulidee unterworfen. So kam es 1965 zum ersten 
Berufsschulorganisationsgesetz in der Steiermark 
und dieses Gesetz sali beneils die Verfadilichiing, 
das heißt, die lehtrgangsmäßige Führung von Be­
rufsschulen vor und heute ist der Großteil, also 
90 Prozent, bereits lehrgahgsmäßig geführt und 4,95 
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Prrozenit aller sitekischen Lehrgänge sind noch in 
sogenannten Tages- oder, wie wir sagen, in Bezirks­
berufsschulen eingeschult. Hier ist d ie Frage sehr 
richtig aufgeworfen worden, was hier noch in Pla­
nung ist : Die Schule für die metallverarbeitenden 
Industrielehrlinge, dann d ie Schule für Lebensmittel, 
das heißt, Fleischhauer und Zuckerbäcker. Die eine 
Schule in Knittelfeld ist planungsreif, ausschreibungs­
reif, und es dürfte im März mit dem Bau begonnen 
werden; das gleiche gilt für Lassing. In Lassing 
könnite es sein, daß ich noch einmal darauf dränge, 
daß die Schule nochmals ausgeschrieben werden 
muß, weil hier viele Unklarheiten, die mix nicht 
eingehen, durch die Ausschreibung zu Tage geltre­
ten sind. Dadurch könnte sich vielleicht der Bau­
beginn um zwei oder drei Monate verzögern. Eines 
darf ich Ihnen aber sagen, Herr Kollege Premsber-
ger, ich weiß, Berufsschulen sind auch Pflichtschulen, 
unsere Planung ist so ausgerichtet, daß auch bei 
einem absehbaren Rückgang der Lehrlingszahlen es 
ke ine leerstehenden Internate und keine leerstehen­
den Schulen geben wird. Heute haben wir leider 
alle Freizeiträume dem Unterrichts- und dem Inter­
natsbedarf unterworfen, das ist nicht schön, ge­
plant haben w i r Spielzimmer und so weiter. Auf der 
anderen Seite gibt es keine Berufsschule, wo wir 
nicht zusätzlich Internatsräume angemietet haben; 
in Gleichenberg vier Gebäude, in Fürstenfeld zirka 
5 Gebäude. Trotzdem, sage ich, ist dieser Weg der 
richtige, weil es ja durch die Bevölkerungsentwick­
lung,, durch die Geburtenzahl bildlich, wie man so 
schön sagt, ersichtbar ist, daß sich dies in vielen 
Jahren verflachen wird. Es ist ja .auch eine Eigen­
art der Steiermark. Wir sind das einzige Bundes­
land, das im Lehrjahr 1979/80 noch einen Zugang zu 
verzeichnen hatte. In den meisten Bundesländern 
haben wir bereits ein Einpendeln auf die gleichen 
Zahlen und in einigen Bundesländern, besonders im 
Westen- und in Wien, haben wir einen leichten Ab­
fall der Lehrlihgszahlen zu verzeichnen. Hier noch 
e ine Zahl, d ie ich Ihnen sagen darf. In der Steier­
mark haben wir zur Zeit .35.861 Lehrlinge. Von die­
sen 35.861 Lehrlingen werden ausgebildet: 17.868 im 
Gewerbe, 7574 im Handel, 41 Geld- und Kredit­
wesen, 414 im Verkehr und 3434 im Fremdenver­
kehr, und Herr Premsberger, leider noch immer nur 
6130 in der Industrie. Das heißt, 29.731 gegen 6130. 
Mich würde es freuen, wenn alle Industriebetriebe, 
wie viele beispielgebende, Ihr Betrieb gehört zu 
den beispielgebenden, den gleichen Weg gehen wür­
den. Dort wären, glaube ich,, noch Ausbildungsreser­
ven in einem wirklich breiten Rahmen vorhanden. 
Ich appell iere immer wieder, uniter dem Motto „wir 
brauchen die Leute nicht", entschuldigen Sie, seit 
einem Jahrhunder t hat die gewerbliche Wirtschaft 
in erster Linie Lehrlinge für die Industrie ausge­
bildet und es schadet gar nichts, wenn ein Industrie­
lehrling zurückwandert in das Gewerbe als Fach­
arbeiter. Ich glaube, diese Wechselwirkung muß man 
auch dort endlich einmal zur Kenntnis nehmen. 

Zu den Verhältniszahlen und zur Arbeiterkam­
mer noch ein Worlt. Ich muß sagen, daß in der Stei­
ermark die-Zusammenarbeit sich in den letzten J a h ­
ren gut eingependelt hat. Sie wissen, die Verhält­
niszahlen sind leider nicht geändert worden.- Wir 

umgehen es ganz brutal, das sage ich auch ganz offen, 
mit Zustimmung der Arbeiterkammer, (Abg. Ile­
schitz: „Keine Schwierigkeiten!") denn wo kein 
Kläger, ist auch kein Richter. Wir tun es ja für 
die Jugend dieses Landes, für nichts anderes. (Abg. 
Ileschitz: „Keine Schwierigkeiten!") Jawohl, hier 
gibt es keine Schwierigkeiten, hier klappt die Sache 
sehr gut. Aber eines noch, ich will Sie nicht berich­
tigen, Herr Kollege Premsberger. Da ich selbst Vor­
sitzender des Kuratoriums der VEW-Lehrwerk- und 
Umschulungszentren bin,, kenne ich die Dinge ganz 
genau. Es gibt hier einen gemischten Finanzie­
rungsschlüssel. Sie müssen das Umschulungszentrum 
von der Lehrlingsausbildung trennen, das gehört 
nicht zusammen. (Abg. Premsberger: „Das tue ich 
so!") Zweitens, Böhler, bitte VEW, erlauben Sie mir 
den Ausdruck noch für Böhler, Böhler bezahlt zur 
Zeit unsere Zusagen voraus, der Bund hat seine Zu­
sagen eingehalten, sein Drittel, aber das Land, und 
ich habe das bei der Abmachung auch erklärt, daß 
wir das nicht auf einmal bezahlen können, sondern 
in Jahresraten und unsere fälligen Summen, die 
ausständig sind, sind von VEW vorausbezahlt wor­
den. Ich habe sogar bei der letzten Finanzverhand­
lung nicht durchbekommen, daß der Herr Finanzre­
ferent heuer schon wieder einen Teil nachbedeckt 
und das wird erst bei einer der nächsten Regie-
irungssitzungen zum Beschluß erhoben und bringt 
dann die Summe wieder in das Licht, indem die Ab­
machung läuft. Das heißt, das Landesdrittel wird 
erst ich schätze 1982 voll zur Auszahlung kommen. 
Inzwischen ist VEW in Vorlage getreten und die 
einzige Meinungsverschiedenheit ist, daß VEW sagt, 
wenn wir schon in Vorlage treten, zahlt uns für 
diese Summe einen Zinsenzuschuß. Aber das ist 
alles, was hier noch in der Luft liegt. Ich darf aber 
noch ein paair Dinge sagen, Herr Kollege Premsber­
ger, da sind Sie von Ihren Freunden bezüglich der 
Energieferien falsch informiert. Die Energieferien 
sind leider in keinem Bundesgesetz festgelegt. Sie 
sind durch Verordnung der Siteiermärkischen Lan­
desregierung bis jetzt gewährleistet worden. Wi r 
werden das weiter gewährleisten, obwohl wir wis­
sen, daß wir hieir mit dem BundesgesetzgebeT nicht 
konform gehen. Sage ich ganz offen. Wenn wir 
vom Ministerium eines auf den Deckel bekommen, 
bekommen wir es j a gemeinsam, Herr Premsber­
ger, weil es ja im Parteiabkommen drinnen ist, 
daß diese Beschlüsse gemeinsam gefaßt werden 
müssen. (Abg. Premsberger: „Ich habe nuir klarge­
stellt, daß wir als Sozialisten nicht dagegen sind!") 
Ich komme ja auf ihren Kern. Zugleich die 
Freistellung der Lehrlinge, Herr Premsberger, das 
geht nicht. Wi r können für die Steiermark nicht ein 
eigenes ATbeitszeitgesetz einführen. Das ist nicht 
drinnen. (Abg. Premsberger: „Das kommt auf Bun­
desebene!") Ob das bundesweit einmal kommt, das 
ist e ine andere Frage, aber das wird zur Zeit in 
jedem Land anders gehandhabt, das muß ich dazu-
sagen, währenddem das nächste Jahr überhaupt 
keine Rolle spielt, weil nächstes Jahr fallen die 
Lehrgänge genau so, daß die Woche für alle Teile 
ausfällt, während das bei den Normallehrgängen 
nicht möglich ist. Ich sage: Wir sind hier an den 
Bund mit der Bitte herangetreten, durch eine Geset-
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zesnovellieirung einen geregelten Zustand herzu­
stellen. Ich frage, warum? In der Steiermark sind 
zum Beispiel in der Berufsausbildung Spediteure 
acht Bundesländer eingeschulit. Dadurch spüren wir 
den Wirrwarr der Verschiedenheit .der Regelung 
in den einzelnen Bundesländern. Mir wäre lieber, 
wenn das nicht geschieht. (Abg. Premsberger: „Eine 
Bemerkung. Auch ich habe im Zentralvorstand diese' 
Frage angeschnitten, damit es auf Bundesebene ge­
klärt wird!") Danke, da sind wir wieder einer Mei­
nung. Nun die Forderung der Gewerkschaftsjugend. 
Nichts gegen die organisierte Jugend, nur muß ich 
sagen, in der Steiermark ist die Mehrheit der Lehr­
lingsunterstützungsverein und nicht die Gewerk-
schaftsjugend. Ich muß mich mit beiden Forderungen 
auseinandersetzen. Die Forderung, die Sie jetzt auf­
geworfen haben, daß man auch das Arbeits- und So­
zialrecht in den Internaten einführt, lieber Herr Kol­
lege Premsberger, da stehst Du neben den Schuhen! 
Internat ist Freizeit und nicht Lehrplan und jedeir 
Lehrling ist einfach dagegen, daß seine Freizeit be­
schnitten wird, verständlich, ganz egal mit welcher 
Auflage, Das ist nicht möglich, das, ist Freizeit. Die 
Lehrpläne werden vom Bund erstellt und da ist das, 
was Sie heute gefordert haben, vollinhaltlich drin­
nen und wird auch von unseren Berufsschüllehrern 
voll gelehrt. Das möchte ich kurz dazu sagen. (Abg. 
Premsbergeir: „Im Unterricht bitte!") 

Die Anregung, Fremdsprachen einzuführen, haben 
wir bereits in gewissen Berufssparten, zum Beispiel 
Gast- und Schankgewarbe, Spediteure, bürokauf­
männische Berufsschulen, aufgegriffen. Ich bin gerne 
bereit, auch in den technischen Schulen diese An­
regung aufzunehmen und bei der nächsten Lehrplan­
diskussion in die Waagschale zu werfen. Ich darf 
allen Betrieben, die den Mut haben, immer wieder 
Lehrlinge auszubilden, herzlichen Dank sagen, ich 
darf der lernenden Jugend in der gewerblichen Wirt­
schaft einen guten Weg weiterhin wünschen und ich 
darf ebenfalls den Lehrern sowie allen Beamten, 
vom Landesschulrat angefangen bis zur Rechtsabtei­
lung 13, die an diesem großen Werk mitwirken, 
meinen herzlichen Dank aussprechen. Glück auf! 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Landesrat Prof. 
Jungwirth. 

Landesrat Prof. Jungwirth:' Herr Präsident, Hohes 
Haus! 

In der Gruppe 2 wurde viel von den Kinder­
gärten und Schulen gesprochen und ich möchte dazu 
auch ein paar Bemerkungen anführen. Zuerst zu 
den Kindergärten, über deren Entwicklung folgen­
des zu sagen ist: Es gibt eine Reihe von Gemeinden 
und Pfarren, die mit Gründlingen von Kindergärten 
beschäftigt sind. In Zahlen sieht das so aus, daß wir 
läufende Errichtungsverfahren in 19 Orten haben 
und bewilligte Errichtungen in 33 Orten, während 
an weiteren 18 Punkten das Verfahren bisher ruht, 
weil hier gewisse Unklarheiten aufgetaucht sind und 
rlpjr Bedarf nnrh ohiHiart wpfrrlpn muß Wir gphpn 
sehr genau bei der Überprüfung des Bedarfes vor. 
Die Geburtenziffern werden selbstverständlich genau 
überprüft und es wird auch immer wieder die Möglich­

keit ins Auge gefaßt, daß man in bestehende Schul-
oder Pfarrhöfe den Kindergarten hineinbaut, um zu 
einer finanziell günstigeren Lösung zu kommen. 
Wir bieten derzeit in den steirischen Kindergärten 
rund 24.000 Kindergartenplätze an. Auf der anderen 
Seite is£ die bekannte Entwicklung bei den Gebur­
tenziffern selbstverständlich zu beobachten und zu 
beachten. Sie ist uns allgemein bekannt. Eine Zahl: 
Im Jahire 1969 hatten wir in der Steiermark noch 
19.640 Geburten und im Jahre 1978, also neun Jahre 
später, nur mehr 13.440, um 6000 weniger. Es ist 
dies eine Erscheinung, die in deri Industrieländern 
des Westens und auch des Ostens zu beobachten 
ist. Es gibt natürlich Gründe dafür. Gerade kürzlich 
hat es wieder im Zusammenhang mit einem neuen 
Gesetz über Schwangerschaftsabbiruch in Frankreich 
eine sehr starke Diskussion über diese Problematik 
gegeben und die Argumente, die es dort gegeben 
hat, die man dort gefunden hat, wären sicher auch 
in Österreich, wenn ein ähnliches Gesetz gerade 
fällig gewesen wäre, gebracht worden. Immer wie­
derum die Auffassung. Was spricht dafür, daß Leute 
weniger Kinder bekommen, was sind die Gründe 
dafür? Und es wird auf diese Frage in erster Linie 
geantwortet: Unsichere Zukunft, wirtschaftliche 
Schwierigkeiten, ja sogar Arbeitslosigkeit und na­
türlich die Problematik der berufstätigen Frau. (Abg. 
Ing. Turek: „Das Fernsehen!") Wir dürfen nicht 
vergessen, daß gerade die Rolle der berufstätigen 
Frau eine schwierige und doch für viele neue Rolle 
ist in den industriellen Ländern von heute. Das 
Lebensgefühl in der industriellen Gesellschaft ist, 
ob wir es glauben oder nicht, doch von einer 
gewissen Unsicherheit geprägt und die Wahlfrei­
heit für die Frau, entweder in den Beruf zu gehen 
oder auf der anderen Seite zu Hause zu bleiben, 
stürzt sie ja manchesmal in Gewissenskonflikte. 
Sicherlich ist diese Wahlfreiheit zu begrüßen, aller­
dings mit einer ganz besonderen Einschränkung, 
und das sollten wir auch nicht vergessen, wenn wir 
über Kindergärten sprechen, das sagen uns alle 
Jugendpsychologen und Jugend- und Kinderärzte. 
Besonders wichtig in den ersten drei Lebensjahren 
des Kindes ist die Bezugsperson für das Kind, die 
nicht wechseln soll. In den allermeisten Fällen wird 
und soll es die Mutter sein. Ihr Kontakt mit dem 
Kind, ihr Sprech-, ihr Blick-, ihr Hautkontakt, ist 
ganz einfach wesentlich für die künftige Entwicklung 
des jungen Lebens, des jungen Menschen. Kinder, 
die diese Bezugsperson sehr früh, in den ersten 
Lebensjahren, wechseln, und sehr oft wechseln müs­
sen, sind oft später gestörte Persönlichkeiten. Das 
dürfen wir nicht vergessen, das bezieht sich beson­
ders auf die J,ahre vor dem Kindergarten, aber es 
reicht natürlich in das Kindergartenalter ab dem 
vierten^ Lebensjahr hinein. Was die Schulen betrifft, 
ist die Reorganisation des Pflichtschulwesens in der 
Steiermark abgeschlossen bis auf kleine Details. 
Ich kann mich daher darauf beschränken, nur noch 
ein Wort zu den Sonderschulen zu sagen.- Auch hier 
sind wir weitgehend mit dem Netz fertig. Probleme 
gibt es noch bei den behinderten Kindern, dag darf 
nicht verschwiegen werden, bei den Schwerstbehin-
derteai besonders, wo in den Schulklassen sehr oft 
die Betreuüngsperäön fehlt. Der Lehrer oder die 
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Lehrerin, die sich um diese armen Hascherin zu be­
mühen haben, sind oft überfordert, wenn sie in der 
Klasse allein sind, weil das Kind oft seine Probleme 
hat und die Aufsicht unter Umständen nicht gewähr­
leistet ist, wenn ein Kind den Raum verlassen muß. 
Hier werden wir uns eltwas einfallen, lassen müssen, 
daß in Schwerstbehindertenklassen,, das sind rund 
50 in der Steiermark, auch eine zusätzliche Betreu­
ungsperson gesichert wird. 

Zur Schule im allgemeinen, zur Schuldiskussion, 
gestatten Sie mir auch ein paar Worte. Ich kann 
mich zurückerinnern an meine Praxis als Lehrer, 
wir haben eigentlich schon damals immer wieder 
darunter gelitten, daß wir uns von allzuviel Voir-
schiriften, Gesetzen und Paragraphen eingeengt ge­
fühlt haben. Es hat eigentlich zum guten Ton ge­
hört, daß man als Lehrer im Konferenzzimmer über 
die Behörden geschimpft hat. Das ha t sich leider 
nicht verbessert , im Gegenteil, es ist sicherlich in 
den letzten J ah ren schlechter geworden. Wi r haben 
ganz einfach immer mehr Vorschriften, immer mehr 
Gesetze, wir vergit tern uns allgemein, das ist nicht 
nur im Landhaus der Fall, uns geht es in der Schule 
eigentlich so, wie im Landhaus, wir bauen immer 
mehr Gitter um uns und setzen uns immer mehr 
in den Käfig hinein, und das ist nicht sehr gut für 
die Entwicklung der Schule. Was ich mir wünschen 
würde wäre eine dezentralisierte Schule, mit 
mehr Freiheit für den schöpferischen Lehrer, auch 
mit mehr Freiheit für den Direktor natürlich, nicht 
so, daß man ununterbrochen fürchten muß, daß man 
in e inem Minenfeld ist, daß alles reglementiert ist. 
Ich glaube, mehr Freizügigkeit und mehr Möglich­
keit, den Unterricht zu gestalten, wären sehr wich­
tig. Das würde bedeuten, daß wir die Vielfalt der 
Schüler anerkennen. Meine Damen und Herren, ich 
bin fest davon überzeugt, daß wir eine Schule der 
Vielfalt brauchen, weil wir in diesem kleinen Öster­
reich auch eine Gesellschaft der Vielfalt brauchen. 
W i r haben ganz einfach Menschen mit verschiedenen 
Fähigkeiten, mit verschiedenen Eignungen, mit ver­
schiedenen Talenten, vom Arbeiter bis zum For­
scher, bis zum Erfinder, bis zum Künstler und wir 
brauchen ihre Verschiedenheit in unserem Land. 
Ich gehe soweit,, daß ich sage, wir brauchen in die­
sem kleinen Österreich Eliten. Ich habe persönlich 
nie mitgetan bei der Verteufelung des Begriffes 
Eliten. Ich weiß nicht, warum dieses Wort in den 
letzten J ahren immer wieder heruntergezogen wor­
den ist. Es ist eine große Widersprüchlichkeit darin, 
denn wir jubeln Eliten auf der einen Seite ununter­
brochen hoch. Was1 heißt Elite? Elite ist e ine Aus­
wahl, wenn Sie wollen eine Auswahlmannschaft. 
Bei unseren Fußballern, bei unseren Schifah­
rern sind wir froh, daß wir große Auswahl­
mannscha f t en und große Eliten haben und auf 
der anderen Seite der gleichen Zeitung wollen wir 
diese Eliten heruntermachen. Ich glaube, das ist ein 
zwiespältiges Vorgehen, das einfach nicht stimmt. 
Wi r brauchen einfach Leute, die e twas Besonderes 
leisten können, mit ihren Händen, mit ihren Köpfen, 
mit ihrem Herzen und dem muß auch die Schule 
nachkommen. (Landesrat Peltzmann: „Aber nicht mit 
Bomben!") Deswegen p lädiere ich für eine Schule 
der Vielfalt, weil ich glaube, daß das für unser Land 

sehr wichtig und für unsere Zukunft sehr gut ist. 
Meine Damen und Herren! Was nun die Schule der 
Zehn- bis Vierzehnjährigen betrifft: Die Diskussion 
darüber, gestern und heute, hat nicht viel Neues 
gebracht, ich fürchte, ich kann auch nichts Neues 
dazu sagen und ich werde es kurz machen. Was ist 
interessant, oder was ist wesentlich an diesem 
Problem? Für mich die Frage, was ist zu verändern, 
damit Verbesserung auf zwei Gebieten entsteht: 

1. W i e entsteht e ine bessere Schule, wenn man so 
will, zur Verbesserung des sozialen Verhaltens der 
Kinder, zum Abbau von Schranken zwischen Grup­
pen und Klassen? 

2. W a s ist zu' verbessern, damit an der Schule 
einfach mehr und besser gelernt wird? Also die 
pädagogische Seite. 

Zum ersten Punkt genügt es sehr wohl, dort hin­
zuschauen, wo seit Jahrzehnten Gesamtschulen be­
stehen, das ist in den verschiedensten Ländern der 
Fall, das ist in der Sowjetunion der Fall, das ist in 
den Vereinigten Staaten von Amerika genauso der 
Fall. Wenn man diese Gesellschaften sieht, dann 
weiß man sehr genau, in Ost und West, daß es sehr 
stark gegliederte Gesellschaften sind, sehr hierar-
chisiert, Kasten haben, Klassen haben, auch im Osten 
selbstverständlich,, wo es eine neue Funktionäirs-
klasse gibt, zweifelsohne auch in den Vereinigten 
Staaten. Es ist also so, daß die Schule nicht letztlich 
entscheidet über das soziale Verhalten der Menschen 
untereinander und daß diese Entscheidungen ganz 
woanders fallen. Bleibt der zweite Punkt, wie sieht 
es also aus mit dem Lernen und mit den Bildungs­
chancen? Hier ein Wort aus der Statistik. Jederzeit 
für Chancengerechtigkeit, in Ordnung. Der Herr Ab­
geordnete Eichtinger hat schon ein paar Ziffern aus 
seiner . e igenen Schule genannt. Ich habe sie für 
die ganze Steiermark. Wie sieht es aus mit den 
Maturantenzahlen des Jahres 1978. 1979 laufen noch 
ein paar Nachtragstarmine, da haben wir noch nicht 
die Schlußbilanz. Aus dem Schuljahr 1977/78 haben 
wir in der Steiermark 3440 Maturanten, und zwar 
von allgemeinbildenden und von berufsbildenden 
höheren Schulen, also einschließlich BULMEf Han­
delsakademie und so weiter. Davon kommen immer­
hin 1360, also mehr als ein Drittel, aus Hauptschulen. 
Aus Hauptschulen, aus denen sie dann umgestiegen 
sind in Gymnasien, in Oberstufengymnasien. Das 
heißt, daß die Hauptschule sicherlich nicht mehr eine 
Sackgasse ist, wenn sie es überhaupt jemals ge­
wesen ist. Vor der Schulreform 1962 wa r s ie das, 
einverstanden. Aber durch die Möglichkeit dieses 
Umsteigens ist sie es sicherlich nicht mehr. Das ist 
sehr erfreulich, das ist zu begrüßen. Das bedeutet 
jetzt aber zwei Dinge, meine Damen und Herren. 
Erstens, daß die Unterstufe des Gymnasiums ihre 
Bewährung längst bestanden hat und daß es wirk­
lich ke inen pädagogischen Grund gibt, s ie abzuschaf­
fen und daß auf .der anderen Seite die Hauptschule 
in Österreich von einer ganz besonderen Qualität 
ist, verglichen mit Schulen für Zehn- bis Vierzehn­
jährige in anderen Ländern. Deswegen wird ja 
diese Diskussion ein bißchen importiert, durch die 
Problematik, die e s anderswo gibt oder gegeben 
h a t Wo also wirklich für die Zehn- bis Vierzehn­
jährigen das Angebot schlecht war. Da ein paar 
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Gymnasien und dort irgendeine diffuse Oberstufen­
schule oder Volksschule, die einfach nicht gut 
genug war. Da hat es wirklich viele Sackgassen ge­
geben. Das ist durch die gute Form, durch die guten 
Leistungen der österreichischen Hauptschule nicht 
der Fall. Aber das bedeutet nicht, daß wir uns nicht 
die Frage stellen müssen, ist die Hauptschule wirk­
lich in Ordnung? Da stimme ich mit allen Meinun­
gen übereiii, die da sagen, da gibt es noch einiges 
zu verbessern. Denn es ist sicherlich richtig, wenn 
man vom 1. Klassenzug der Hauptschule sagt, da 
können die Kinder gut weitergehen, wenn sie stark 
genug sind, haben sie alle Bildungsmöglichkeiten 
im Leben noch vor sich. Aber im 2. Klässenzug ist 
das nicht der Fall, und das sind immerhin ein Drittel 
der Hauptschüler. Ungefähr 33 Prozent besuchen 
den 2. Klassenzug, ganz wenige von ihnen haben 
die Chance, über den 1. Klassenzug noch aufzustei­
gen, fast alle bleiben sitzen in ihrem 2. Klassen-
zung, und haben dann mit 14 Jahren wirklich nur 
mehr beschränkte Möglichkeiten vor sich. Da gibt 
es noch Probleme, das ist richtig. Soweit es also 
Begabungsprobleme sind, wird man die nie ganz 
ändern können und es wird eben auch solche Schü­
ler geben, die vielleicht eher sonderschulreif sind 
und die in diesen 2. Klassenzügen sitzen, und auf 
der anderen Seite wird es aber doch die Frage geben, 
kann man ihnen noch mehr Chancen geben? Hier 
sind die Formen, die man versucht, bei Schulver­
suchen mit einer integrierten Gesamtschule, mit 
den Leistungsgruppen, beispielsweise im Hartber-
ger Modell, vielleicht eine Möglichkeit, die Haupt­
schule in ihrer Qualität noch zu verbessern. Das 
muß man im Auge behalten, obwohl auch hier 
immer wieder die Pädagogen sagen, gut, die dritte 
Leistungsgruppe ist und bleibt ein Problem. Es 
wird sozusagen die Frage des 2. Klassenzuges in 
die dritte Gruppe der IGS projiziert. Ganz werden 
wir wahrscheinlich aus diesem Teufelskreis nie 
ausbrechen können. 

Meine Damen und Herren! Am Ende der Gruppe 2, 
in der dieses Mal über Forschung, Erwachsenenbil­
dung und anderes, was sehr wichtig ist, kaum ge­
sprochen wurde, zusammenfassend nur noch ein 
Wort am Endes des Jahres des Kindes, 

Wir haben das Jahr 1979 hinter uns. Wenn wir 
von Schulen,, von Kindergärten reden, dann sollen 
wir nicht vergessen, daß es ja um die Kinder geht, 
nicht um uns Erwachsene und auch nicht um die 
Lehrer. Da ist sicherlich auch einiges zu sagen. 
.Es ist richtig, daß die erjäte soziale Frage des Kin­
des in unseren entwickelten Ländern weitestgehend 
gelöst ist. Infektionskrankheiten sind besiegt, gott­
lob, Not in Ernährung, in Kleidung ist weitgehend 
beseitigt oder zumindest gemildert, was in den 
Entwicklungsländern überhaupt nicht der Fall ißt. 
Dort gibt es noch die erste soziale Frage für die 
Kinder. Aber vergessen wir nicht, daß die zweite, 
die nächste soziale Frage für das Kind, zweifels­
ohne bei uris existiert, nämlich daß wir nicht immer 
eine kinderfreundliche Gesellschaft in unseren In­
dustrieländern habon. Bei der Eröffnung des Jahres -
des Kindes in Wien hat der Herr Bundespräsident 
gesagt: '̂Es scheint so zu sein, daß bei reicheren 
Eltern Kinder innerlich immer ärmer werden." Eine 

solche Diagnose steht nicht allein da, wir sollten sie 
nicht, vergessen. Es gibt eine Untersuchung von 
Prof. Hohenauer aus Linz, den: festgestellt hat, daß 
zwischen Eltern und Kindern im Schnitt eine Ge­
sprächssituation pro Tag von rund 9,5 Minuten be­
stehe, Wenn die Eltern berufstätig sind. Das ist 
zweifelsohne zu wenig, zu wenig Zuwendung von 
Erwachsenen an Kinder. Es gibt die Statistik der 
Verkehrsunfälle. Rund 6000 Kinder sind in Ver­
kehrsunfälle in Österreich pro Jahr verwickelt und 
fast 100 verlieren dabei ihr Leben. Auto oder Kind, 
das ist oft die Frage. Kindesmißhandlungen hat es > 
immer schon gegeben, leider Gattes, aber ist viel­
leicht symptomatisch, daß ausgerechnet im Jahr 
des Kindes eine Aktion „Liebe statt Hiebe" ge­
gründet werden mußte. Das sollte uns auch zu den­
ken geben.. Der große amerikanische Kinderpsycho­
loge Bettelheim hat vor kurzem gesagt: „Es scheint 
so zu sein, daß die Interessen von Erwachsenen 
und von Kindern immer schwieriger auf einen ge­
meinsamen Nenner zu bringen sind." Diese Pro­
blematik wollen wir auch nicht vergessen, wenn 
wir von Schulen, von Kindergärten und von Fami­
lien sprechen, da ist bei weitem nicht alles mit 
Organisation zu lösen, sondern vieles! nur mit 
menschlicher Zuwendung, die braucht unsere Kin­
der, die braucht unsere Jugendlichen. Ich wünsche, 
daß solche Zuwendungen auch in unseren Einrich­
tungen, über die wir alle gesprochen haben, so viel 
als .möglich existieren und ich danke allen, die zu 
dieser Zuwendung fähig sind, die sie immer wieder 
von sich aus geben und schenken. Ich danke allen 
Erziehern, Kindergärtnerinnen, Lehrern, vielen Män­
nern und Frauen, die im ganzen Land für unsere 
Jugend tätig sind. Ich danke auch den Beamten der 
Rechtsabteilung 13 und des Landesschulrates für ihre 
Arbeit und wünsche unseren Schulen, unseren Kin­
dergärten, allen unseren Einrichtungen, die sich 
mit Kindern und jungen Menschen beschäftigen, auch 
in Zukunft, im Jahre 1980, einen guten Erfolg. (All­
gemeiner Beifall.) 

Dritter Präsident Feldgrill: Ich erteile dem Herrn 
Landeshauptmannstellvertreiter Wegart das Wort. 

Landeshauptmannstellvertreter Wegart: Herr 
Präsident, verehrte Damen und Herren! 

Ich melde mich aus zwei Gründen zum Wort. Zu­
nächst einmal zur Landessportorganisation und dann 
in weiterer Folge zur Durchführung der alpinen 
Skiweltmeisterschaften 1982. Zur Landessportorga-
nisation! Wir haben im heurigen Jahr eine Reihe 
von Jubiläen erlebt und gefeiert, Städte haben 
jubiliert, Vereine haben jubiliert, aber auch die 
Landessportorganisation hat jubiliert. 25 Jahre 
Landesspolto.rganisatiQn wurde in einem Festakt im ' 
Schloß Eggenberg gefeiert. Es wurden sehr ein­
drucksvolle Reden gehalten, Rechenschaftsberichte 
dargelegt und ich glaube, es ist auch der Anlaß am 
heutigen Tage, dazu ein Wort zu sagen. Das:Lan-
d'ebspoälgeselz, da war ich .selbst ein junger Abge^ 
ordneter, habe ich damals mitberaten und'mitbe­
schlossen, 1953 hatte zur Auswirkung gehabt, daß 
daraufhin der Laridessportrat eingesetzt würde und 



12. Sitzung des Steierm. Landtages, IX. Periode — 5., 6. und 7. Dezember 1979 513 

die entsprechenden Institutionen. Es sind jetzt 25 
Jahre her, daß der steirische Sport und die Landes­
sportorganisation ihre Tätigkeit aufgenommen ha­
ben und wenn ich jetzt diese 25 Jahre überblicke, 
dann können wir sagen, daß der steirische Sport im 
Spitzensport, aber voir allem das, was mir ein Her­
zensanliegen ist, im Breitensport einen Aufschwung 
genommen hat, von dem ich nur sagen kann, daß 
er beispiellos dasteht. Ich darf Ihnen vielleicht eine 
Zahl sagen: Die erste Subvention, die das Land 
Steiermark dem steirischen Sport vor mehr als 
drei Jahrzehnten gegeben hat, waren 6000 Schilling 
für eine Veranstaltung. Wenn ich jetzt, 1979, solche 
Ziffern sagen würde, dann glaube ich, ist es nicht 
übertrieben, wenn ich feststelle, daß wir in Sport­
anlagen aller Art und in Sportveranstaltungen aller 
Art hunderte von Millionen Schilling investiert ha­
ben, und ich glaube, wir können, das wurde bei 
diesem Jubiläum so deutlich zum Ausdruck gebracht, 
feststellen, daß es heute kein Dorf, keinen Markt 
und keine Stadt gibt, die nicht über Sportanlagen 
verschiedenster Art verfügen. Ich sehe, daß wir im 
heurigen Jahr eine Reihe von Sportplätzen ihrer 
Bestimmung übergeben konnten. Ich denke an eine 
Gemeinde im steirischen Oberland, an St. Lorenzen 
ob Murau, eine kleine Bergbauerngemeinde. Aber 
hinzufügen darf ich, daß sie sicher eine der schön­
sten Sportanlagen dieses Landes besitzt: Einen zau­
berhaften Sportplatz, traumhaft schöne Tennisan­
lagen und ein Schwimmbad, das alle Stückerln spielt. 
Und über solche Anlagen verfügen wir zu Hunder­
ten. Es ist erstaunlich, wie viele Opfer dabei nicht 
nur von kleinen Gemeinden, sondern auch persön­
liche Opfer von Sportlern und vor allem von Funk­
tionären gebracht werden. 

Meine Damen und Herren, vielleicht sage ich am 
besten ein paar Zahlen, wie es gegenwärtig 1979 
um den steirischen Sport bestellt ist: In den drei 
Dachverbänden ASVÖ,, ASKÖ und UNION haben 
wir beim ASVÖ 223 Vereine, beim ASKÖ 353 Ver­
eine und bei der UNION 380 Vereine. In diesen 
drei Dachverbänden und in den 35 Sportfachver­
bänden sind 330.000 Steirerinnen und Steirer er­
faßt. Es ist das mit einem Wort eine Ziffer, von 
der ich, glaube ich, sagen kann, daß kein Bundes­
land über eine solche Spitzen- und Breitenleistung 
verfügt. Hier ist zweifelsohne eine erstaunliche und 
großartige Pionierarbeit geleistet worden. Wenn 
ich bei dieser Gelegenheit auch erfolgreiche Sport­
ler des Jahres 1979 nenne, dann sind es Regina 
Sackl, die Gewinnerin des Slalomweltcups 1979, 
Peter Wirnsberger, ein zweiter Platz in der Ab­
fahrt im Weltcup, Lea Sölkner, ein dritter Platz 
im Slalomweltcup, Gerhard Peinhaupt, im Paddeln 
ein sechster Platz in der Weltmeisterschaft, Paul 
Fink, Weltmeister im Armbrustschießen, Edith 
Hrowath, Europameisterin im Judo, Petra Brenner, 
Staatsmeisterin in 100 m Hürden, Sepp Zeilbauer, 
Staatsmeister in 110 Meter Hürden, Rudolf Mitter­
egger, dreifacher Staatsmeister im Radrennen, 
Edith Kraml, Staatsmeisterin in der alpinen Kom­
bination, Willi Pürstl, Staatsmeister im Sprunglauf, 
Christa Erk, Staatsmeisterin im Pistolenschießen, 
Christine Strahalm, Staatsmeisterin im Pistolen­
schießen, Alexander Pilhatsch, Staatsmeister im 

100 Meter Rückenschwimmen, um nur die wich­
tigsten zu nennen. 

Wenn ich auf zwei: Weltmeister verweise, die 
uns besonders am Herzen liegen, dann ist es Sepp 
Walcher, der Abfahrtsweltmeister 1978, und gleich­
zeitig die Lea Sölkner, die Slalomweltmeisterin des 
Jahres 1978. Meine Damen und Herren! Das ist 
der Spitzensport, aber ebenso auch der Breiten­
sport, von dem wir sagen können, daß er eigentlich 
unser Hauptziel sein muß. Spitzensport ja! Ich habe 
es von dieser Stelle bereits zum Ausdruck bringen 
können, daß wir leider im Spitzensport da und dort 
Auswüchse sehen, die ich nicht nur für bedenklich 
halte, ich sage es gleich so, wie ich es mir denke, ich 
verurteile sie. Ich habe Gelegenheit gehabt, das 
wird jetzt vielleicht sechs oder sieben Wochen her 
sein, einen Fernsehfilm in der Sportsendung zu 
sehen, wo gezeigt wurde, wie Schwimmsportler 
der DDR manipuliert wurden. Da muß man sich 
fragen, wo liegt der tiefere Sinn einer solchen Vor­
gangsweise. Ich glaube, da geht es in Wahrheit 
nur mehr um eines, ich kann es mir nicht verknei­
fen, es hier festzustellen, um einen nationalen Chau­
vinismus und um sonst nichts. Ich glaube, der Sinn 
des Sports muß darin liegen, daß wir möglichst vie­
len Menschen in einer Zeit der Leistungsgesell­
schaft, der Wohlstandsgesellschaft, der Bewegungs­
armut die Möglichkeit und die Chance bieten, Sport 
in allen Arten auszuüben, und diese Chancen ha­
ben wir in diesen Jahren in der Steiermark in jeder 
Hinsicht erreicht. Es ist dies eine großartige Lei­
stung, wo man nicht nur die Landessportorganisa­
tion dazu beglückwünschen darf, sondern ich möchte 
am heutigen Tage auch von dieser Stelle aus allen 
Funktionären des steirischen Sports ein herzliches 
Danke sagen. Sie, über die man hin und wieder 
lächelt, daß sie die Vereinsmeier und die Wich­
tigtuer seien. Keine Sportart in der Steiermark 
kann ausgeübt werden, wenn nicht die steirischen 
Sportfunktionäre aller Art zur Verfügung stünden, 
wenn sie nicht Freizeit und Geld opfern würden, 
und ich stelle sie in Wahrheit als jene Idealisten 
hin, die den Motor des steirischen Sports aus­
machen. Das ist zum steirischen Sport zu sagen. 

Aber, meine Damen und Herren, in der Diskus­
sion zur Gruppe 2 wurde erfreulicherweise von 
mehreren Rednern auf die Zuerkennung der Alpinen 
Schiweltmeisterschaften 1982 verwiesen. Jetzt bleibt 
mir nichts mehr anderes übrig, als auch ein Federl 
auf den eigenen Hut zu stecken. Meine Damen und 
Herren! Die Zuerkennung dieser Alpinen Schiwelt­
meisterschaften 1982 Ist das Produkt einer geziel­
ten Fremdenverkehrspolitik dieses Landes. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Wenn wir nicht konsequent den steirischen Win­
tersport und den steirischen Winterfremdenverkehr 
aufgebaut hätten, hätten wir niemals die Chance 
gehabt, eine solche Veranstaltung zugesprochen zu. 
erhalten. Ich erinnere mich lebhaft, und es ist ein 
Abgeordneter in unserem Kreise, der Abgeordnete 
Laurich, als wir, es ist jetzt mehr als ein Jahrzehnt 
her, uns darüber unterhalten haben, was wir tun 
könnten, um Schladmingund die Planai zu erschlie­
ßen. Da standen wir vor einem großen Problem. 
Es ging um die Frage des Tannwaldes, und wir ha­
ben damals eine Lösung gefunden, das war der 
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erste Schritt. Der zweite Schritt war die Gründung' 
der Planainbahnengesellschaft, wo das Land als 
Mehrheitsgesellschafter eingetreten ist, und damit 
wurde die Planai perfekt erschlossen. Das hatte 
zur Folge, daß auch die übrigen Gemeinden in einem 
Siegeszug ohnegleichen sich mit neuen Anlagen 
eingestellt haben., Das hatte in weiterer Entwick­
lung zur Folge, daß die FIS uns die Weltcupabfahr­
ten zuerkannte, und das hatte zur Folge, daß die 
FIS in einer geheimen Abstimmung im heurigen 
Mai sich dazu entschloß, uns diese Weltmeister­
schäften für die Steiermark zuzuerkennen. Vor zehn 
Jahren, wenn ich in diesem Hause gesagt hätte, 
wir werden einmal Weltmeisterschaften durchfüh­
ren, dann glaube ich, hätte man leise auf allen Bän­
ken gelächelt; heute ist es eine Selbstverständlich­
keit. Sie können sich vorstellen, daß das für den 
Fremdenverkehrsreferenten natürlich auch ein 
Schlüsselerlebnis ist, wenn er feststellen darf, daß 
sich ein solches Ergebnis und eine solche konse­
quente Arbeit mit allen, da haben alle mitgewirkt, 
eine solche Krönung erfahren hat. Ich sage das 
heute mit besonderer Freude. Aber, meine Damen 
und Herren, es darf ja nichts in dieser Welt ge­
schehen, wo nicht Neider auf den Plan treten und 
wo nicht manche, ich muß es leider sagen, auch 
anderes damit verfolgen. Ich habe einiges heraus­
gehört, wenn man-im Lande unterwegs, ist, man 
merkt es da und dort zwischen den Zeilen. Ich 
habe am Landesfremdenverkehrstag vor knapp einer 
Woche dazu Stellung genommen, und ich fühle mich 
verpflichtet, aus einem besonderen Grund, jenen 
Teil dieser Ausführungen vor diesem Hause zu 
wiederholen, und zwar wörtlich deshalb zu wie­
derholen, weil ich glaube, daß ich dies für notwen­
dig und für zweckmäßig erachte. Ich habe gesagt, 
einen besonderen Rang in der Werbung nahm der 
Einsatz um die Erringung der Alpinen Schiweltmei­
sterschaft 1982 für die Region Schladming und der 
Nordischen Juniorenweltmeisterschaft 1982 in Murau 
ein. Wir können einen durchschlagenden Erfolg 
vermerken. Beide Weltmeisterschaften werden in 
der Steiermark stattfinden, und dies trotz heftigster 
Bewerbungen von namhaften Wintersportzentren 
in der Schweiz, Italien, Frankreich und Jugoslawien. 
Bei dieser Gelegenheit möchte ich hinsichtlich der 
Alpinen Schiweltmeisterschaft 1982 in der Dach-
stein-Tauern-Region eindeutig feststellen, diese 
Weltmeisterschaft wurde der Dachstein-Tauern-Re-
gion und damit der Steiermark und Österreich zu­
gesprochen. Natürlich sind mit einer solch groß­
artigen Veranstaltung erhebliche Investitionen und 
Kosten verbunden. Wir bekennen uns zu diesen 
Kosten, weil die mit der Durchführung der Alpinen 
'Schiweltmeisterschaft 1982 verbundene Werbewir­
kung für das ganze Bundesland Steiermark mit 
Sicherheit große Früchte tragen wird. Die Steier­
mark wird über einen langen Zeitraum vor, wäh­
rend und nach dieser Weltmeisterschaft im Brenn­
punkt des Wintersportgeschehens der gesamten 
Welt stehen. Wie so oft bringen großartige Er­
folge auch Neider auf den Plan. Manche versuchen, 
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einen sagen, nunmehr wird in der Dachstein-Tauem-
Region alles teurer werden. Wer die Preisdisziplin 
des Fremdenverkehrsgewerbes, gerade in der Dach-

stein-Tauarn-Region kennt, weiß, daß dies eine 
glatte Verleumdung ist. Andere behaupten, daß 
durch die mit der Durchführung der Alpinen Schi­
weltmeisterschaft 1982 verbundenen Kosten andere 
Landesteile in der Steiermark in den Förderungs­
maßnahmen Einschränkungen erfahren müssen. Mit 
aller Klarheit stelle ich fest, auch heute, hier und 
jetzt, daß dies auf keinen Fall zutreffen wird, da 
das Fremdenverkehrsbudget des Landes durch die 
Alpinen Schiweltmeisterschaften 1982 keinerlei 
Schmälerung erfährt und erfahren hat. Wir machen 
die Fremdenverkehrspolitik nicht nur für eine Re­
gion, sondern für die ganze Steiermark. Ich habe 
das bewußt auch nochmals zitiert, um zu sagen, 
wir freuen uns mit Schladming, wir freuen uns mit 
Murau, wir wissen, was das für unser Land be­
deutet, und wir glauben, daß wir damit gut ge­
fahren sind. Daher kann ich auch von dieser Stelle 
aus sagen, wir werden den Schladmingern jede 
Hilfe, jeden Rat und jede Unterstützung zuteil wer­
den lassen, wir werden den Murauern jede Hilfe, 
jeden Rat und jede Unterstützung zuteil werden 
lassen, weil wir wissen, was Schladming zugute 
kommt und was Murau zugute kommt, kommt in 
dieser Frage auch der Steiermark zugute. (Allge­
meiner Beifall.) 

Präsident: Es liegen keine weiteren Wortmeldun­
gen mehr vor. Der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Abg. Schrammel: Herr Präsident! Ich bleibe bei 
meinem Antrag und ersuche, der Gruppe 2 die 
Zustimmung zu geben. 

Präsident: Ich ersuche die Damen und Herren, 
.die mit den Ansätzen und Posten der Gruppe 2 ein­
verstanden sind, um ein Händezeichen. 

Die Gruppe 2 ist angenommen. 
Wir kommen zur Gruppe 3, Kunst, Kultur, Kultus. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Hermann Rit-
zinger, dem ich das Wort erteile. 

Abg. Ritzinger: Hohes Haus, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! 

Die Gruppe 3 umfaßt alle Angelegenheiten, die 
sich mit Kunst, Kultur und Kultus im Lande befas­
sen. Im einzelnen sind das: Musik und darstellende 
Kunst, Schrifttum und Sprache, Museen und son­
stige Sammlungen, sonstige Kunstpflege, Heimat­
pflege, Rundfunk, Presse und Film und sonstige 
Kulturpflege. 1980 erwartet sich das Land Steier­
mark aus der Gruppe 3, Kunst, Kultur und Kultus, 
Einnahmen in der Höhe von 8,057.000 Schilling und 
Ausgaben von 238,510.000 Schilling. 

Ich darf Sie um die Annahme dieser Gruppe er­
suchen. 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Pfohl. Ich erteile es ihm. 

Abg. Dr. Pfohl: Hohes Haus! Herr Präsident! 
Meine Ddiueii mid Heuen! ; : : ; ~— 

Es gibt Menschen, die der Meinung sind, ,daß 
es schade um jeden Schilling ist, der für ein Theater, 
für die Oper oder überhaupt für die Kultur aus-
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gegeben wird. Sie finden, es wäre viel vernünftiger, 
Altersheime und Kindergärten zu bauen oder die 
Schneeräumung besser durchzuführen. 

Es gibt aber auch solche Menschen — und erfreu­
licherweise sind es viele junge —, die begeistert 
in jedes Theaterstück, in jede Operhaufführung, in 
jedes Konzert und in jede Ausstellung gehen und 
sich das Geld — im wahrsten Sinne des Wortes — 
vom Mund absparen. Zwischen diesen beiden Polen 
spannt sich der weite Bogen unserer Bürger. 

Ich er innere die äl teren unter Ihnen an die schwe­
ren Kriegs- und Nachkriegsjahre, wie die Menschen 
in dieser Zeit dankbar waren für jede kulturelle 
Veranstal tung. Damals hat man erlebt, daß das 
Wor t : Der Mensch lebt nicht allein vom Brot! seine 
Gültigkeit hat. 

Wir können mit dem vielschichtigen kulturellen 
Angebot in unserem Land zufrieden sein, das 
schließt nicht aus, daß da und dort noch mehr ge­
boten werden könnte. 

Das wollte ich meinen Ausführungen über die 
Vereinigten Bühnen voranstellen. 

Wir haben in der Hauptstadt unseres Landes 
sowohl ein bedeutendes Musiktheater als auch 
eine ausgezeichnete Sprechbühne. An diesen Be­
sitz haben wir uns gewöhnt, wir finden ihn selbst­
verständlich. Mag man über die Güte der einzel­
nen Aufführungen manchmal auch verschiedener 
Meinung sein, wenn man aber einmal hinter die 
Kulissen geschaut hat, dann muß man voll Bewun­
derung staunen, daß das Publikum von all den 
katastrophalen Zuständen nichts merkt, wenn sich 
der Vorhang hebt. Ich möchte beinahe sagen, 
leider: denn würden sich die Verhältnisse, die hin­
ter den Kulissen herrschen, auf der Bühne wider­
spiegeln, dann hätten wir schon lange unter dem 
Druck der Öffentlichkeit die Sanierung der Vereinig­
ten Bühnen hinter uns. 

Unser Opernhaus ist Ende des vorigen Jahrhun­
derts von den führenden Wiener Theaterarchitek­
ten Hellmer und Fellner auf den Thaliagründen ge­
plant worden, einschließlich aller Hilfsbetriebe, wie 
Probebühne, technische Werkstät ten, Kulissendepots 
und so weiter. Aus finanziellen Gründen unterblieb 
der Bau der Nebengebäude. Bezogen auf die Ge­
samtplanung kam es also mit dem Bau des Opern­
hauses nur zur Errichtung eines Torsos und dar­
unter leidet der Theaterbetrieb im Opernhaus seit 
allem Anfang. Diese Unzulänglichkeiten haben sich 
in den letzten Jahrzehnten verstärkt und haben — 
nicht zuletzt durch die Überalterung und Abnützung 
der Anlagen —• zu einem Istzustand geführt, der 
sich 

1. erschwerend und dadurch äußerst kosteninten­
siv auf die Opernproduktion auswirkt, 

2. bei der geringsten Ursache, zum Beispiel Über­
tretung des Rauchverbotes, zu einer Brandkata­
strophe größten Ausmaßes führen kann, 

3. der für die dort Beschäftigten nicht nur men­
schenunwürdig und skandalös, sondern aufgrund 
der sanitären Verhältnisse gesundheitsschädlich 
und bei den gegebenen Arbeitsbedingungen le­
bensgefährlich .-, ist. Ich sage das nicht, um rhe­
torisch gut zu wirken, sondern das ist tatsäch­
lich so, wie ich es sage. 

Da; wie schon erwähnt, bei dem seinerzeitigen 
Theaterneubau die für den Theaterbetrieb unbe­
dingt notwendigen Kulissendepots, Lagerräume, 
Werkstät ten und eine Hinter- oder Seitenbühne 
nicht gebaut wurden, ergeben sich enorme Mehr­
kosten, nicht nur beim täglichen Spielplanwechsel, 
sondern auch beim Umbau der Szenerie während 
einer Vorstellung. Die Bühnenmaschinerie wurde 
1938 eingebaut. Man könnte damit zufrieden sein, 
wäre sie nicht die bereits ausrangierte Bühnen­
einrichtung des Berliner Reriaissancatheaters ge­
wesen, das seinerseits eine neue Einrichtung er­
halten hat. Der Schnürboden ist vollkommen ver­
altet, die Funktionsfähigkeit und Sicherheit be­
grenzt. Seit Bestehen des Hauses —- also seit 80 
Jahren — ist die Dampfheizung samt dem dazu­
gehörigen Leitungsnetz und den Radiatoren in Be­
trieb. Sie entspricht nicht mehr den heutigen Ge­
gebenheiten, Leitungen und Radiatoren sind s tark 
verkalkt, man muß jederzeit mit einem plötzlichen 
Zusammenbruch der Anlage rechnen. 

Die Stellwarte ist veraltet und muß dringend 
durch ein modernes elektronisches Steuerungssy­
stem ersetzt werden. Es gibt weder für die Anlage 
im Opernhaus, noch im Schauspielhaus Ersatzteile 
hiezu, Reparaturen sind nur durch sehr teure Ein­
zelanfertigungen von Ersatzteilen möglich. 

Die Raumnot im Opernhaus führt zwangsläufig 
zu Lagerungen von Requisiten in Räumen und Gan­
gen, die hiefür nicht geeignet sind und feuerpoli­
zeilich verboten wären. Im Brandfall erschweren sie 
vielfach die Benützung der Fluchtwege. Den Sicher­
heitsbelangen unter den derzeitigen Gegebenheiten 
aber Rechnung zu tragen, ist meiner Überzeugung 
nach praktisch undurchführbar, es wäre gleichbe­
deutend mit der Einstellung des Opernbetriebes. 
Jeder Quadratmeter ist belegt, jeder Raum voll­
gestopft mit vielfach leicht brennbaren, übertrock­
neten Kulissen, Requisiten und Abertausenden Ko­
stümen. Im Brandfall würde sich das Feuer blitz­
artig ausdehnen. 

Die Räume für Maskenbildher, Friseure, die Gar­
deroben der Sänger, der Solisten, des Chors, der 
Statisterie, vor allem aber des Balletts, sind räum­
lich viel zu eng, e ine Belüftung sowie Waschmög­
lichkeit so gut wie nicht vorhanden. Die sanitären 
Verhältnisse sind polizeiwidrig. 

In den Garderoben stehen den Tänzern bezie­
hungsweise Tänzerinnen 2,4 Quadratmeter pro Per­
son zur Verfügung. Rechnet man die Fläche für, 
Schminktische und Kostüme ab, bleibt fast kein 
Bewegungsspielraum und das bei einer Raumlüf­
tung durch ein einziges kleines Fenster. Bei ge­
wissen Opernaufführungen stehen für mehr als 100 
Mitwirkende bei einer Vorstellung je ein Herren-
und ein Damenbad mit zwei Wannen und drei 
Duschkabinen im Keller zur Verfügung. 

Nach Besichtigung des Opernhauses hat man den 
Eindruck, daß vom Dachboden bis in den Keller 
notgedrungen alles improvisiert ist, allerdings ge­
konnt improvisiert. Auf die Dauer läßt sich ein Be­
trieb so nicht führen. 

Zu betonen ist aber, daß im ganzen Haus größt­
mögliche Ordnung herrscht. Die Stadt Graz als Lie­
genschaftseigentümerin hat im heurigen Budget für-
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die Erhaltung der Theätergebäude eine Post von 
250.000 Schilling. Die Vereinigten Bühnen haben 
für sämtliche Reparaturen und Instandhaltungsarbei­
ten für den gleichen Zeitraum einen Betrag von. 
910.000 Schilling. Im Klartext heißt das: Mit diesem 
minimalen Instandhaltungsbudgef kann der derzei­
tige Zustand der zahlreichen Gebäude wie Opern­
haus, Schauspielhaus, Brandhof, zahlreiche weitere 
Werkstätten und Magazingebäude und alle tech­
nischen Anlagen, wie Bühne, Schnürboden, Hei­
zung, Beleuchtung, Tonanlagen, Notstromaggregat, 
Batterien^ Maschinen für die Tischlerei, Schlosserei 
und so weiter für beide großen Häuser nicht einmal 
auf dem derzeitigen Stand erhalten, geschweige 
denn modernisiert werden. 

Die Vereinigten Bühnen leben von der Substanz. 
Es bedarf keines Sachverständigen, um zu erken­
nen, daß der Zusammenbruch im Opernhaus vom 
Gebäude und von den Anlagen her in allernächster 
Zeit kommen muß, wenn nicht Grundlegendes ge­
schieht. 

Ein Privatbetrieb, der sich in einem derartig de­
solaten Zustand befinden würde, wäre schon längst 
von der Behörde zwangsweise gesperrt worden. 
Die Frage liegt nahe, ob die Gesetze und Verord­
nungen, die zum Schutz der Beschäftigten erlassen 
wurden, nicht auch für Institutionen gelten, die im 
Eigentum öffentlicher Körperschaften stehen. 

Nun zu den Theaterwerkstätten im Brandhof: 
Dort befinden sich die Tischlerwerkstatt, der kleine 
und große Malersaal und die Schlosserei. Wie schon 
beim Opernhaus kritisch vermerkt wurde, gilt im 
wesentlichen auch hier: Die Arbeitsräume sind für 
diese Tätigkeit nicht nur vollkommen ungeeignet, 
sondern auch gesundheitsschädlich und feuergefähr­
lich. Große Prospekte und Dekorationsteile werden, 
weil die Innehräume zu klein sind, vielfach auf 
dem Blechdach des benachbarten Gebäudes bear­
beitet. Abgesehen von der bereits geschilderten 
Uhzumutbarke,it für die dort Tätigen, sind derar­
tige Arbeitsverhältnisse auf einem Hausdach mitten 
in der Stadt, eingesehen von allen Seiten, eine 
Schande für die Verwaltungsgemeinschaft des Lan­
des Steiermark -und der Stadt Graz. Es spricht für 
die dort Beschäftigten, daß in diesen unzumutbaren 
Verhältnissen so fleißig und gut gearbeitet wird. 
Durch das Fehlen einer Hinter- oder Seitenbühne 
müssen Endmontagen neuer Bühnenbilder auf der 
Hauptbühne — dem Engpaß jedes Theaterbetrie­
bes — durchgeführt werden. Endmontagen zeitlich 
zu planen ist kaum möglieh, eine Disposition der 
Proben deshalb außerordentlich erschwert. Das aber 
ist gleichbedeutend mit einer beachtlichen Kosten­
belastung durch vermeidbare Überstunden. 

Solange es noch keine einschneidenden Arbeits- . 
Zeitregelungen gab, könnte der Mangel einer Sei­
tenbühne teilweise durch erhöhten Arbeitseinsatz 
ausgeglichen werden." Heute, in einer Zeit, in der 
die Personälkosteh über/80 Prozent des Gesamt­
budgets der Vereinigten Bühnen ausmachen, zwingt 
schon allein der Überstundenfaktor zu einer wirt­
schaftlichen Betrachtungsweise. Jedes ineater ist 
eine kulturelle Institution besonderer Art, wirt­
schaftlich betrachtet ist es ein Unternehmen,* das; 

In der Regel leider auf Subventionen angewiesen 

ist, dessen ungeachtet aber — oder gerade des­
wegen — nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten ge­
führt werden muß. 

Seit ich mich mit den Problemen der Vereinigten 
Bühnen beschäftige, habe ich eine eigenartige Fest­
stellung gemacht. Beim Thema Theater sind auch 
sonst verständnisvolle Leute zu einer wirtschaft­
lichen Betrachtungsweise nicht bereit. Der Einwand, 
es ist bisher seit 80 Jahren ohne Seitenbühne ge­
gangen, dann wird es auch die nächsten 80 Jahre 
so gehen, klingt zwar sehr sparbewußt, ist es aber 
in keiner Weise. Niemand würde beispielsweise 
einem Bäcker zumuten, mit der gleichen Einrichtung, 
mit der er jahrzehntelang Brot gebacken hat, es 
noch weitere Jahrzehnte zu tun, mit der Begrün­
düng, das Brot wäre ja ohnehin immer gut gewe­
sen. Wahrscheinlich würde er antworten, daß es 
mittlerweile, ein Nachtarbeitsverbot für Bäckerei­
angestellte gäbe und die Beheizung des Backofens 
mit Holz in der heutigen Zeit unrentabel sei. Des­
halb" wäre er zu Umbauten und Investitionen ge­
zwungen. Und aus eben diesen Gründen ist heute 
eine Seitenbühne für das Opernhaus dringend not­
wendig. 

Täglich können Sie in den Vormittagsstunden am 
hinteren Bühnenausgang der Oper eine Sondervor­
stellung erleben, den Kulissenaustausch; Er erfolgt 
bei Wind und Wetter im Freien auf dem 4,20 Meter 
breiten Gehsteig unmittelbar neben der Straßenbahn­
trasse. Es wurde mir berichtet, daß vor dem Ku­
lissenwechsel die Grazer' Verkehrsbetriebe tele­
fonisch hievon verständigt werden, die ihrerseits 
per Funk die Weisung an die Straßenbahnführer 
geben, mit verminderter Geschwindigkeit am Opern­
haus Vorbeizufahren. Hier besteht eine ständige 
Gefährdung der Bühnenarbeiter, der Fußgänger, 
aber auch der vorbeifahrenden Straßenbahnen und 
Autobusse. 

Der Proberaum für das Orchester in der alten 
Thalia,'der auch als Probebühne Verwendung fin­
det, beträgt ganze 130 Quadratmeter. Bei manchen 
Orchesterproben spielen in diesem Raum gleichzei­
tig 70 Personen. Der Raum ist nicht belüftet, Fen­
ster können des Zuges und des Straßenlärms wegen 
nicht geöffnet werden. Es ist verständlich, daß 
unter diesen Bedingungen die Proben aus Sauer­
stoffmangel immer wieder unterbrochen werden 
müssen. Wird etwa ein Richard-Strauß-Stück ge­
spielt, kommen auf einen Musiker nicht einmal 
1,4 Quadratmeter./Ein Einspielen der Orchestermit­
glieder vor einer Aufführung findet in einem fen­
sterlosen Raum unter der Erde oder in den Kel­
lerräumen der Oper statt. Ich habe mir die ver­
gleichbaren Räumlichkeiten an den Landesbühnen 
in Linz, Salzburg und Innsbruck angesehen und 
muß. sagen, daß ich die Verbitterung unserer .Or­
chestermitglleder über, die bei uns herrschenden 
Zustände verstehe. 

Nun, wie können diese schweren. Mängel be­
hoben werden? Einzelsanierungsmaßnahmen, mö­
gen sie auch größeren Ümfanges sein, bleiben 
Stückwerk und können zu keiner nennenswerten 
Verbesserung führen. In Summe gesehen wäre 
diese Vörgangsweise die viel kostenaufwendigere 
Variante. Meines Erachtens ist eine Generalsanie-
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rung zwingend notwendig. Ich möchte ausdrücklich 
betonen, daß der vorgelegte Kostenvoranschlag auf 
Basis eines realistischen, kostenbewußten Projektes 
frei von Wunschvorstellungen erstellt wurde. Ab­
striche würden die Gesamtsanierung gefährden. Der 
Kostenvoranschlag von 230 Millionen Schilling be­
inhaltet den Neubau des Werkstättengebäudes, die 
Sanierung der Oper durch Ausbau einer Seiten­
bühne, Erneuerung der Heizung, des Bühnenmecha-
nismvus, des Schnürbodens, der Stellwarte, Durch­
führung aller feuerpolizeilich vorgeschriebenen 
Maßnahmen, soweit notwendig Renovierung so­
wohl der Innenausstattung als auch der Außen­
fassade. Alles Maßnahmen, die in Linz, Salzburg, 
Innsbruck, Bregenz in den letzten Jahren muster­
gültig durchgeführt wurden. 

Zweifellos sind 230 Millionen Schilling sehr viel 
Geld. Man muß aber berücksichtigen, daß seit dem 
Bau der Oper — also seit 80 Jahren — kaum 
nennenswerte Investitionen gemacht wurden und es 
auch nach einer Generalsanierung in den nächsten 
Jahrzehnten nicht notwendig sein wird, größere 
Investitionen durchzuführen. Es wird vielmehr 
durch Rationalisierungen zu erheblichen Einsparun­
gen im laufenden Theaterbudget kommen. Legen 
wir die 230 Millionen Schilling auf die letzten 
80 Jahre und vorsichtig geschätzt auf die nächsten 
40 Jahre um, so werden Sie zu dem Ergebnis 
kommen, daß diese Investitionen sehr wohl ver­
tretbar sind. Die Vereinigten Bühnen werden als 
Verwaltungsgemeinschaft vom Land Steiermark und 
der Stadt Graz geführt. Diese Rechtsform, nämlich 
eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts, ist für ein 
Unternehmen mit über 600 Beschäftigten und einem 
160-Millionen-Budget ungewöhnlich und sicherlich 
auch keine ideale Lösung. 

über die eventuelle Umwandlung in eine Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung wird noch nach Vor­
liegen des Prüfungsberichtes über die Vereinigten 
Bühnen durch den Rechnungshof zu sprechen sein. 
Wie aber sollen die 230 Millionen Schilling auf­
gebracht werden? Das ist die Gretchenfrage. Erhofft 
wird eine Übernahme eines Drittels der Kosten 
durch den Bund. Die verbleibenden zwei Drittel 
müßten nach den bisherigen Vereinbarungen je 
zur Hälfte vom Land und von der Stadt übernom­
men werden. Und hier liegt meiner persönlichen 
Meinung nach die Entscheidung über das Gesamt­
projekt schlechthin: wird es bei der unterschied­
lichen Finanzkfaft zwischen Land Steiermark und 
Stadt Graz zu einem für beide Teile tragbaren 
Kompromiß kommen? Die Frage ist weniger eine 
parteipolitische, als eine regional-politische und 
kann nur von den obersten Instanzen der beiden 
Gebietskörperschaften —• und nicht wie oft fälsch­
lich gemeint wird vom Theaterausschuß — ent­
schieden werden. Haben sich diese über den Auf­
teilungsschlüssel geeinigt und ihre Wünsche bei der 
Bundesregierung nachdrücklich, angemeldet, dann 
sollte diese Sorge vertrauensvoll den beiden 
Theaterausschußmitgliedern und Finanzreferenten 
von Land und Stadt, Landesrat Klauser und Stadt­
rat Edler, überlassen werden, die dank ihres guten 
Drahtes zur Bundesregierung es sicher erreichen, 
den Bund zur Drittelbeteiligung zu bringen. 

Wichtig scheint mir, daß diese Entscheidungen 
sehr bald fallen, da die mobilisierten Aktivitäten 
ab- und die Widerstände zunehmen. Die bereits im 
Bundesbudget vorgesehenen 10 Millionen Schilling 
für die Sanierung der Vereinigten Bühnen sollten 
wir nicht ungenützt lassen; was man hat, das hat 
man. Was ich fürchte ist, daß das Gesamtsanie-
rungsprojekt in zwei- voneinander unabhängige 
Vorhaben getrennt wird, den Werkstättenneubau 
einerseits und die Opernsanierung andererseits. 
Hat man das Problem der Werkstätten gelöst, wird 
man die notwendigsten feuerpolizeilichen Vorschrif­
ten im Opernhaus erfüllen, um aus der Haftung 
herauszukommen, und alles andere wird weiter auf­
geschoben. Man hat doch ohnehin schon soviel 
geleistet. Wenn im Augenblick auch die baulichen 
Probleme im Vordergrund stehen, so dürfen wir 
die finanziellen Sorgen der laufenden Spielzeit 
nicht vergessen, ebensowenig wie die dringend 
notwendige Reorganisation der innerbetrieblichen 
Verwaltung. Um die Eröffnungspremiere der Spiel­
zeit 1980/81 in der Oper, zu gewährleisten und die 
dringendsten gehaltlichen Nachziehungen, insbe­
sondere bei den Schauspielern, durchführen zu 
können, fehlen im Budget 1980 noch 2,5 Millionen 
Schilling, das Land hat eine entsprechende Zusage 
bereits gegeben, von der Stadt Graz ist sie so gut 
wie sicher. 

Ich behaupte, daß sich für die Vereinigten Bühnen 
die Existenzfrage stellen wird, wenn es nicht gelingt, 
rasch drastische Änderungen herbeizuführen. Ge-
schiehit dies nicht, dann ist mit der Schließung des 
Opernhauses zu rechnen. Abgesehen davon, daß der 
Kulturauftrag, den das Land Steiermark und die 
Stadt Graz haben, nicht erfüllt werden würde, gin­
gen mehr als die Hälfte der zirka 600 Arbeitsplätze 
verloren. Es ist nicht einzusehen, daß diese Arbeits­
plätze der Arbeitsmairktverwalitung weniger „wert", 
also weniger suibventionswürdig sind, als die ge­
förderten Arbeitsplätze für General Motors in Wien. 
Würden diese 300 gefährdeten Arbeitsplätze gleich 
gefördert werden wie General Motors, so hätten 
wir mit 300 Millionen Schilling weit mehr als das 
gesamte Sanierungsprojekt benötigt. Abschließend 
kann ich feststellen, daß die Vereinigten Bühnen 
heute mehr denn je vom Idealismus und dem Pflicht­
bewußtsein der Künstler und Mitarbeiter der Ver­
einigten Bühnen getragen werden. . (Allgemeiner 
Beifall.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Karrer. 

Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Karrers Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! 

Als 'ich heute früh hierhergefahren bin und im 
Rundfunk den Bericht über die gestrige Budgetsit­
zung gehört habe und wie das heute weitergehen 
wird, da wurde mitgeteilt, daß es mit der Gruppe 3 
einen der Höhepunkte in der diesjährigen Budget­
debatte, nämlich in der Frage Theater von Graz, 
geben wird. Ich persönlich, als ein Funktionär von 
der Provinz, maße mir nicht an, hierüber Auskünfte 
zu geben oder etwas dazu zu sagen, sondern ich 

6* 
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weiß,, daß Theater für ein Land, für die Bevölke­
rung, für unsere Mehsichen wichtig ist. 

Aber ich habe mich hier gemeldet, weil es auch 
etwas anderes gibt in unserem Leben als nur die 
Theater in Graz oder in Wien. Es gibt eben Kultur­
einrichtungen draußen, mit denen die Menschen das 
ganze Jahr über leben müssen. Hier meine ich unter 
der Post 322, Maßnahmen der Musikpflege. Der Be­
richterstatter hat gesagt, daß hier im Jahre 1980 
238 Millionen Schilling zur Verfügung stehen gegen­
über 225 Millionen Schilling im heurigen Jahr. Also 
ein Mehr von etwa 13 Millionen Schilling. Für die 
Blasmusikkapellen und deren Pflege, meine Damen 
und Herren, stehen heuer 450.000 Schilling zur Ver­
fügung. Es ist wohl eine Steigerung von 25.000 
Schilling zu verzeichnen, aber wenn man bedenkt, 
daß wir im Land Steiermark zirka 375 Blaskapellen 
haben und wenn Sie die Blaskapellen mit 30 Per­
sonen beziffern, dann kommen Sie auf eine Zahl 
von über 11.000 Musikern in unserem Land, die das 
ganze Jahr über ihren Dienst auf diesem Sektor der 
Bevölkerung zur Verfügung stellen. Wenn Sie diese 
450.000 Schilling auf den Kopf umlegen, kommt 
eine lächerliche Förderungssumme von etwa 40 Schil­
ling heraus. Mit dieser Summe und mit den Ansät­
zen in dieser Post sollen.nun diese Blasmusikkapel­
len, die Freunde der Musik, auskommen. Ja noch 
mehr: Auch der Landesverband, der hier eine gi­
gantische Arbeit leistet, muß oder wird so dünn 
bedacht mit dem Geld, daß er auch von sich aus nicht 
seinen Aufgaben' nachkommen kann, die notwendig 
wären und die einfach von der Bevölkerung drau­
ßen, von den Musikern, von den Vereinen gestellt 
und verlangt werden. Es sind hier in erster Linie 
die Schulungen der Blasmusikkapellen und der 
Jungmusiker. Ich weiß schon, daß in den Musik­
schulen in den Gemeinden die jungen Musiker 
herangebildet werden, aber das nicht so gezielt, 
sondern eben nach den Bedürfnissen, nach den 
Talenten oder was sich auf dem musikalischen Sek­
tor anbietet. Das paßt aber nicht immer in die 
Richtung Blasmusik öder in eine Vereinstätigkeit. 
Viele der Jungen hören auf, das wissen Wir. Einige 
gehen weiter, lassen sich speziell ausbilden, aber 
von dem was ich hier heute zum Anlaß genommen 
habe zu sagen ist, daß in den Blasmusikapellen jene 
musizierenden Menschen in diesem Lande sind, die 
wir immer wieder brauchen. Wir brauchen sie zu 
freudigen Anlässen, bei traurigen .Gegebenheiten, 

. wir brauchen sie zu Empfängen. Ich weiß schon, 
Wenn der Herr Landeshauptmann mit seinen Man­
nen irgendwo in das, Land hinausfährt, dann steht 
auch für ihn eine Blasmusikkapelle bereit, er wird 
begrüßt und er geht hin und sagt: Ihr seid schön 
angezogen,, gut habt ihr gespielt, aber Geld kann 
ich euch fast keines geben. (Abg. Dr. Schilcher: 
„Das. sagt er nicht!" •— Abg. Zinkanell: „Das denkt 
er sich nicht!" — Abg. Ing. Turek: „Ein Bier zahlt 
er schon hie und da!" — Landesrat Dr. Krainer: 
„Das ist eine KarrerTStory!") Nun, meine Herren, 
mit 450.000 Schilling im Jahr,' bei dieser Masse 
kann nicht viel herauskommen. Ans ripr'Praxis, 
keine Legende, meine Herren. In Wahlzeiten (Abg; 
Ing1,. Stoisser: „Das. ist jedes Jahr einmal!") kommen 
die Blasmusikkapellen etwas öfter dran,, (Landejsrat 

Dr. Krainer: „Auch sonst!") auch i n finanzieller 
Unterstützung. Da bekommen sie für etwa zwei, 
drei Märsche ab und zu 20^000 bis 30.000 Schilling 
als Subvention, oder wenn Sie wollen, als Gegen­
leistung. (Abg. Ing. Stoisser: „Das ist jedes Jähr ein­
mal!") Das ist aber das einzige, worauf die Blas­
kapellen aufgrund solcher Einsätze finanziell zurück­
blicken können. Sehen Sie, meine Damen und Her­
ren, jeder Bezirk und jede Region in Steiermark 
hat ihre Eigenheiten. 

Lassen Sie mich daher, nachdem ich ja nicht all­
zulange über dieses Kapitel reden will, einen Blick 
in meinen Heimätbezirk Mürzzuschlag machen. Wir 
haben 16 Blasmüsikkapellen mit etwa 600 aktiven 
Musikeren. Die Gemeinden leisten ihren Obolus, die 
Mitglieder tragen dazu bei und trotzdem hat aber der 
Bezirksobmann von Mürzzuschlag, der Franz Ressel 
immer wieder Klage geführt, daß er mit den Aufga­
ben, mit der Pflichterfüllung und der Führung der 
musikfreudigen Menschen in unserem Bezirk finan­
ziell nicht durchkommt. Wennman bedenkt und weiß, 
daß in unserem Bezirk Musikjugendpflege von be- ' 
sonderer Bedeutung ist, dann zeigt dies nach außen-
hin, daß viele junge Menschen in unseren Blas­
musikkapellen mit dem Leistungsabzeichen ausge­
zeichnet worden sind. Dieses Leistungsabzeichen 
nach außenhin sichtbar, zu tragen, gibt Zeugnis 
davon, daß hier noch wertvolle Kulturarbeit in den 
Bezirken geleistet wird. So darf ich den zuständigen 
Herrn Landesrat (Abg. Kollmann: „Dort drüben 
sitzt der Finanzreferent!") ersuchen, wenn er das 
Budget im nächsten Jahr wieder erstellt, (Abg. 
Kanduth: „Der Finanzreferent!") .daß er vielleicht 
doch von diesen 450.000 Schilling wegkommt. Der 
Finanzreferent setzt die Summen ein, die er von 
seinem Regierungskollegen, der ja verantwortlich 
ist, hiezu bekommt. Das weiß ich ganz genau. Aber, 
meine Damen und Herren, es liegt ausschließlich 
bei jenen führenden Regierungsmitgliedern, die 
hiefür verantwortlich sind, das ist der Herr Landes­
rat Jungwirth und ich darf ihn noch einmal bitten, 
für das Jahr 1981 doch besser. an die Blasmusik­
kapellen, an diesen großen Personenkreis, der Musik 
betreibt, in Steiermark zu denken, in Form von 
einer besseren Dotierung. (Beifall bei der SPD und 
EPÖ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Präsident Gross. Ich erteile es ihm. 

Abg. Gross: Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! 

Ich möchte grundsätzlich einige Feststellungen 
zur Kulturpolitik in der Steiermark treffen und 
dabei auch vor allem auf die Kulturinitiative, wie 
sie in der Steiermark derzeit läuft, hinweisen. Die 
immer rascher vor sich gehende technische Entwick­
lung und das Entstehen neuer Technologien und der 
damit in Zusammenhang stehende Strukturwandel, 
erfoirdeirn vom einzelnen ein immer höheres ; Maß 
an geistiger und ich würde sagen, an beruflicher 
Mobilität. Payu kommt noch, das wissen wir alle,—— 
daß durch diese Entwicklung der Freizeitraum der i 
Menschen größer wird, größer werden muß und daß 
damit der-Mensch aber: gleichzeitig die Chance er-
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hält, sich jenen Werten zuzuwenden, die verhin­
dern, daß er in unserer modernen Industriegesell­
schaft zu einem Automaten eines übermächtigen 
Wirtschaftsgefüges abgestempelt wird. Die Förde­
rung der freien Entfaltung der menschlichen Per­
sönlichkeit muß daher, meiner Meinung nach, 
oberste Leitlinie einer Bildungs- und Kulturpolitik 
in einem Lande sein. Es gilt aber, meine Damen 
und Herren, glaube ich, ebenso, der immer spürbar 
werdenden Vereinsamung der Menschen entgegen­
zuwirken und jene Wege aufzuzeigen, um ihnen 
zu sagen, wie man sein Leben sinnvoller gestalten 
kann. 

Für uns Sozialisten ist die Auseinandersetzung 
mit Fragen der Bildung und Kultur auch heute noch 
immer ein Ringen um mehr Chancengleichheit und 
um mehr Chancengerechtigkeit. Das ist ja wieder­
holt in der Budgetdebatte gestern bereits ange­
klungen. Wir wissen, daß trotz vieler zielführender 
Maßnahmen des Bundes, aber auch des Landes, noch 
immer verschiedene Hindernisse die aktive Teil­
nahme des einzelnen an mannigfaltigen kulturellen 
Möglichkeiten beeinträchtigen und teilweise über­
haupt total verhindern. So zeigen zum Beispiel 
Untersuchungen über den Ist-Zustand, daß ein enger 
Zusammenhang zwischen Kulturverhalten und Bil­
dung besteht. Er besteht in einem Prozentsatz von 
80 zu 20. Das heißt also, Menschen die eine höher­
wertige Bildung haben, sind eher bereit und haben 
eher die Möglichkeit, an kulturellen Belangen starr 
ker Anteil zu nehmen, als das andere Gruppen im 
Stande sind. Es ist eine Tastsache, daß bildungs­
mäßig benachteiligte Gruppen viel weniger an kul­
turellen Veranstaltungen teilnehmen können: Dar­
aus ist aber zu folgern, daß es unsere gemeinsame 
Sorge sein muß, diese Teilnahme für den Menschen 
in einem verstärkten Ausmaß möglich zu machen. 
Denn Kultur, meine Damen und Herren, und Kul­
turveranstaltungen darf meiner Meinung nach nicht 
einem 'relativ kleinen Kreis Privilegierter in diesem 
Lande vorbehalten bleiben, sondern es sind alle 
Menschen in diesem Lande miteinzubeziehen. Die 
Tatsache, daß unser vorwiegend vom Bund, den 
Ländern und Gemeinden gestaltetes und aus Steuer-
mitteln erarbeitetes Kulturbudget und die Kultur­
arbeit oftmals die kulturellen Bedürfnisse vieler 
Menschen nur am Rand berührt, oder teilweise sie 
überhaupt nicht berührt, hat die steirische Kultur­
initiative, die, wie Sie ja wahrscheinlich wissen, 
aus den steirischen Volksbildungswochen entstan­
den ist, auf den Plan gerufen und sie versucht 
nun, durch neue und ich würde sagen unkonven­
tionelle Wege, die Menschen mehr in diese Kultur­
arbeit miteinzubinden. 

Sie sind in den letzten Jahren immer mehr zu 
Veranstaltungen übergegangen, die das rein passive 
Kulturverhalten des Publikums nicht mehr fördern, 
sondern durch längerfristige Aktionen und Projekte 
wollen wir erreichen,, daß Selbsttätigkeit und aktive 
Einzelleistung jedes einzelnen hier im Mittelpunkt 
stehen. Dabei geht es um die systematische Ent­
wicklung kultureller Lebensformen, die letztlich dazu 
beitragen, das halte ich ganz entscheidend, daß die 
Kluft zwischen Publikum und Kulturschaffenden, die 
nach wie vor besteht und vielleicht in manchen Be­

reichen sogar größer geworden ist, sich zu verrin­
gern- hat und schließlich auch zu 'überwinden. Diese 
Arbeit der steirischen Kulturinitiativen geschieht 
nun nicht mehr, ich würde sagen, in alt hergebrach­
ten Formen, in Kultur- oder Volkshäusern, wenn Sie 
wollen, oder in einem Opernhaus, sondern sie ge­
schieht dort, wo die Menschen sind. Sie geschieht 
in den Betrieben, in den Siedlungen, auf Straßen, 
in Gasthäusern und auf Plätzen, wobei es uns auf 
diese Weise aber tatsächlich auch gelingt, neue 
Publikumsschichten für die aktive Kulturarbeit in 
diesem Lande anzusprechen. Daß wir mit diesem 
Weg eine richtige Richtung eingeschlagen haben, 
geht vielleicht schon daraus hervor, daß sich im 
Jahre 1977, als diese Kulturinitiative entstanden ist, 
rund 19 steirische Gemeinden an diesen Aktivitäten 
beteiligt haben und es sind im Jahre 1979 bereits 
60 steirische Gemeinden. Dieses Steirische Modell 
einer breiten Kulturaktivität, bis in die engsten 
Gräben unseres Landes, hat weit über die Grenzen 
unserer engeren Heimat hinaus, Anerkennung ge­
funden und man ist nun bereit, und wir wissen das 
von einer Bildungstagung in Linz, auch in anderen 
Bundesländern zu versuchen, ein ähnliches Modell 
zu verwirklichen. 

An den Projekten und Veranstaltungen der Kul­
turinitiative des Jahres 1979 haben in der Steier­
mark rund 15.000 Personen teilgenommen. 15.000 
sind sicherlich nicht viel, wenn man andere Zahlen 
von Bildungsveranstaltung oder Volkshochschulkur­
sen hier in den Raum stellt. Aber es ist Kultur­
arbeit, wo der einzelne miteingebunderi ist und da 
scheint mir diese Zahl besonders wertvoll zu sein. 
Im übrigen hat diese Kultuirinitiative der Steiermark 
auch wiedereholt Anerkennung vom Bundesmini­
ster für Unterricht Dr. Fred Sinowatz gefunden, 
der sie als beispielgebend für andere Bundesländer 
bezeichnet hat. Aber, meine Damen und Herren, 
damit hier nicht ein falscher Eindruck ensteht, 
möchte ich in diesem Zusammenhang grundsätzlich 
eines feststellen: Die steirische Kulturinitiative kann 
und will sich gar nicht als Konkurrenz der bestehen­
den kulturellen Einrichtungen verstanden wissen, 
sondern uns geht es darum, als kultureller Animator 
zu wirken, der Fehlendes oder bisher wenig Beach­
tetes auf dem Kultursektor verwirklichen will. 

In diesem Zusammenhang gestatten Sie mir, sehr 
geehrte Damen und Herren, daß ich einige Sätze 
zum „Steirischen Herbst" sage. Ich glaube, es ist 
in diesem Hohen Haus nicht notwendig, daß ich dar­
auf hinweise, daß wir Sozialisten uns trotz teilweise 
sehr starker Widerstände immer wieder zu diesem 
„Steirischen Herbst" und seinen Aktivitäten be­
kannt haben. Wir stellen auch heute fest, daß 
unserer Meinung nach, aus dem kulturellen Ge­
schehen der Steiermark der „Steirische Herbst" nicht 
mehr wegzudenken ist. Dennoch glaube ich, daß es 
in Zukunft sinnvoll und zweckmäßig wäre, wenn 
wir bei den Veranstaltungen des „Steirischen Herb­
stes" zu einer stärkeren Dezentralisierung kommen 
würden. Er heißt ja auch „Steirischer Herbst" und 
nicht „Grazer Herbst". Ich weiß, es gibt hier bereits 
Ansätze, ich selbst bin ja Mitglied des Präsidiums, 
aber ich glaube in der Idee des „Steirischen Herb­
stes" liegt es einfach, daß wir dieses Gedankengut 
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auch stärker hinaus in unsere Bezirke tragen. Aber, 
meine Damen und Herren, wenn wir all diese 
Fragen und Probleme der Kulturarbeit in jenem 
Geist wie bisher gemeinsam lösen wollen, so halte 
ich persönlich die Schaffung eines Kulturbeirates 
beim Amt der Steiermärkischen Landesregierung 
für fast unumgänglich notwendig, nämlich einen 
Kultorbeirat, dem nicht nur die Vertreter der kul­
turellen Einrichtungen angehören,,, sondern auch die 
Kulturschaffenden selbst, wobei es hier.nicht darum 
gehen soll, mehr Bürokratisierung zu erreichen, son­
dern ein bißchen mehr an Demokratie und Mit­
spräche auch auf diesem Gebiet zu erzielen. Ich 
glaube auch, daß es sehr notwendig wäre und unse­
rer Kulturarbeit in der Steiermark sehr dienen 
würde, wenn wir zur Verabschiedung eines sibi­
rischen Kulturförderungsgesetzes kommen würden 
und darüberhinaus zur jährlichen Vorlage eines 
Kuhstförderungsberichtes, wie das die Bundesregie­
rung bereits tut. Meine Damen und Herren, wenn 
. wir einen solchen Beriebt erhalten, dann würden 
wir das' Förderungswesen stärker als bisher einer 
demokratischen Kontrolle und Diskussion unterzie­
hen können. Ich glaube, wenn wir diese Dinge in 
jenem Geist und jener Gesinnung lösen, wie wir 
bisher Kultur-, Bildungs- und Volksbildungsarbeit 

J n der Steiermark gemacht haben, dann wird uns 
das auf unserem weiteren Weg nur Positives brin­
gen. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Abgeordneten 
Kanduith das Wort. 

Abg. Kanduth: Hohes Haus, Herr Präsident! 
Als Admonter freue ich mich besonders, dem Lan­

deskulturreferenten aber auch dem Hohen Landtag 
für die Zustimmung im Budget 1979 zu danken, 
einen Betrag bereitgestellt zu haben, der es ermög­
licht in Admont,, wie es auch heißt „Das Tor zum 
Gesäuse", eine Landesmusikaussitellung" durchfüh­
ren zu können. Mit dieser Zustimmung hat man 
Admont jenen Stellenwert gegeben, den dieser 
Ort eigentlich seit über 900 Jähen hat. Admont ver­
fügt über die größte Stiftsbibliothek der Welt, über 
Museen, über Stiftsmuseen sowie über Heimat­
museen der Gemeinden. Der Rokokomusikpavillon 
ist einzigartig und ladet im besonderen zu dieser 
Ausstellung ein. Diese Landesausstellung „Musik 
in der Steiermark" zeichnet ein anschauliches Bild 
der kulturellen Vielfalt unseres Bundeslandes; 
archäologische Funde, hohe Kunst vom Mittelalter 
bis zur Gegenwart, Volksmusik im Wandel der Zeit, 
Musik in Kirchenschlössern und in Bürgerhäusern, 
Blasmusiken in Stadt und Land und in den Betrie­
ben, Opern- und Konzertleben, Volkstanz und Bal­
lett, Jazz, Pop uiid Schlager, alles dies wird in die­
sem-.Jahr bei der siteirischen Landesmusikaussitel­
lung in der gesamten Steiermark angeboten wer­
den. Es ist zweifellos ein Kulturangebot, das von 
vielen Menschen leichter verstanden wird, als ver­
schiedene Veranstaltungen des „ Steirischen Herb­
stes", womit ich nicht sagen will, daß ich gegen den 
„Steirischen Herbst" bin. Ich glaube, daß auch diese 
Kulturveranstaltung ihre Notwendigkeit hat. Viel­
leicht müßte man beim „Steirischen Herbst" mehr 

selektieren,' wobei mir bewußt "ist, wie schwierig 
dies ist. Zwischen Scharlatanerie,, Experimenten und 
wirklicher Kunst zu unterscheiden, müßte aber doch 
möglich sein. Abschließend darf ich im besonderen 
die Mitglieder der'Landesregierung, aber auch Sie 
als Abgeordnete unseres steirischen Heimatlandes 
zu dieser Ausstellung nach Admont herzlich ein­
laden. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Das Wort erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Kirner. 

Abg. Kirner; Herr Präsident, Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! 

Wenn ich im Vorjahr bei der Haushaltsgruppe 3, 
Kunst, Kultur und Kultus, unter anderem dem ge­
samtösterreichischen Instrumentalwettbewerb „Ju­
gendmusiziert" einen breiteren Raum widmete, so er­
lauben Sie mir heute rückschauend nach dem sech­
sten Wettbewerb im 10. Bestandsjahr noch einige 
Gedanken auszusprechen. Der Wettbewerb hat vom 
15. bis 21, Oktober 1979 stattgefunden. Meine 
Damen und Herren, es waren aufregende Wertungs­
spiele, vor einer strengen Jury unter dem Vorsitz 
des Rektors der Grazer Musikhochschule, Herrn 
Ordentlichen Professor Dr. Otto, Kolleritsch, und es 
waren hinreißende und von einem zahlreichen Publi­
kum begeistert aufgenommene Preisträgerkonzerte, 
von deren Qualität sich auch der KuratoTiumsvor-
sitzende, Herr Landesrat Professor Kurt Jungwirth, 
überzeugen konnte. Detr Herr Bundespräsident 
Dr. Rudolf Kirchschlägeir kam eigens mit einem 
Zug von Wien nach Leoben zu einem solchen Preis­
trägerkonzert und sagte am Schluß, begeistert von 
den Leistungen dieser jungen Leute: „Um ein sol­
ches Konzert zu hören, würde sich eine noch viel 
weitere Reise lohnen." Im Gespräch mit den jungen 
Künstlern, der, Herr Landesrat war ja selbst auch 
dabei, meinte er unter anderem auch: „Wenn ich 
euch später einmal bei einem Konzert begegne und 
euch nicht erkenne, dann sagt einfach .Wettbewerb 
-Leoben'." Meine Damen und1 Herren, ich glaube daß 
diese Aussage und die Anwesenheit des höchsten 
Repräsentanten der Republik Österreich nicht nur 
für die Verantwortlichen dieses Wettbewerbes, son­
dern insbesondere auch für die musizierende Jugend 
eine besonders hohe Auszeichnung war. Ich möchte 
noch einmal in Erinnerung rufen, daß am ersten 
Wettbewerb 230 Jugendliche beteiligt waren und 
diesmal 1400, die in einzelnen Landeswettbewarben 
auftraten. Für die Steiermark fand der Landeswett­
bewerb am 21. April in der Lahdesmusikschule in 
Graz sitatt und hatten sich 199 Teilnehmer aus 45 
Orten der gesamten Steiermark gemeldet. 

Damit liegt die Steiermark in der gesamtöster­
reichischen Beteiligung an dritter Stelle nach Vorarl­
berg mit 316 und Oberösterreich mit 238 Teilneh­
mern. Zum Bundesw'ettbewerb waren aus" ganz 
Österreich 420 junge Künstler und Preisträger zuge­
lassen und nach Leoben gekommen,, wovon 34 So­
listen und 51 Ensemblemitglieder, also insgesamt 
85 Teilneluner aus der Steiermark kamen, ES nat 
für die steirischeii Teilnehmer, zehn erste, zwölf 
zweite und fünf dritte Preise gegeben, das be­
deutet, daß die steirischen Teilnehmer in der Rang-
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liste der österreichischen Preisträger an zweiter 
Stelle hinlter Oberösterreich liegen. Eine hervor­
ragende Leistung, zu der wir allen jungen steirischen 
Teilnehmern wirklich herzlich gratulieren müssen. 
Ich glaube, daß hier neben der Begabung unend­
licher Fleiß, und vor allem auch die hohe Ausbil­
dungsfähigkeit aller Musikpädagogen von der Mu­
sikhochschule und den Musikschulen dankbar anzu-
kennen und zu registrieren ist. Ich freue mich, daß 
bei der Erweiterung des Musikschulangebotes und 
damit einer weiteren Chancengleichheit auf dem 
musischen Gebiet für unsere siteirische Jugend der 
finanzielle Topf nicht gleichgeblieben ist, sondern 
im Rahmen der Möglichkeiten eine Erweiterung er­
fahren hat. Es "wird aber sicherlich notwendig sein, 
weitere Maßnahmen für eine noch größere Verbrei­
tung der aktiven Musikpflege in der gesamten stei­
rischen Landschaft zu setzen. Ich darf hieir an dieser 
Stelle abschließend sagen, daß der vom bevollmäch­
tigten Vorstandsmitglied, Professor Magister Fritz 
Knopek mit seinen idealistischen Mitarbeitern mu­
stergültig durchgeführte Wettbewerb vom ORF auf­
genommen und in einer einstündigen Sendung am 
Nationalfeiertag am Nachmittag ausgestrahlt wurde. 
Vielleicht haben Sie auch selbst diese Sendung ge­
sehen. In diesem Zusammenhang möchte ich von 
dieser Stelle aus dem Kuratoriumsmitglied Herrn 
Intendant Emil Preisach vom ORF-Studio Steier­
mark herzlich danken für seinen steten Einsatz um 
diese begabte musizierende Jugend, damit sie auch 
woanders gehört und1 gesehen wird. Sie, meine 
Damen und Herren des Hohen Hauses, bitte ich um 
Ihre weitere Einstellung und Hilfe für all diese 
musikalischen Belange. In Ergänzung des vorhin 
Gesagten möchte ich ebenfalls, wie mein Kollege 
Karner festhalten, daß man unsere Blasmusik­
kapellen als wichtige Kulturträger ebenfalls in 
diesem Zusammenhang sehen und ihnen die 
bestmöglichste und gerechteste Unterstützung ge­
währen muß. Es waren ja gerade auch bei diesem 
Wettbewerb viele junge Teilnehmer, die Trompete 
und auch Flöte gelernt haben, die später einmal den 
Musikkapellen zugeführt werden. Ich darf auch hier 
festhalten, daß der Bezirk Leoben 21 Musikkapellen 
mit 733 aktiven Mitgliedern besitzt, wovon mehr 
als ein Drittel junge Musiker sind. Wenn man bei 
den Jahreshauptversammlungen aus den Kassenbe­
richten ^die geringen finanziellen Zuwendungen zu 
hören bekommt, muß man sich oft wirklich wundern, 
wie sich diese Kapellen noch neue Instrumente kau­
fen, alte reparieren, Noten und Bekleidung an­
schaffen und sonstige Aufwendungen tätigen kön­
nen. Aber das ganze Jahr sollen sie bereit sein und 
sie sind es auch, mit einem hohen Maß an musika­
lischem Können und einem sehenswerten Bild trach­
tenechter Kleidung. Ich möchte aber auch hier die 
vielen steirischen Volks- und Brauchtumsvereine 
nennen, derzeit in Steiermark über 9000 aktive 
Mitglieder,, und vor allen Dingen viel, viel Jugend, 
die vor.allen Dingen seit dem steirischen Gedenk­
jahr 1959 eine erfreuliche und anerkennenswerte 
Entwicklung zu verzeichnen haben. Wenn die starke 
gesamtösterreichische Volkstumsbewegung dank der 
besonderen obersteirischen Leistungen nun schon 
einige Jahre ihren Hauptsitz in Leoben hat, so müßte 

hier von der Steiermark aus eine noch stärkere 
Hilfestellung, gewährt werden. Es gäbe sicherlich 
noch viele Bereiche des volkskulturellen und heimat­
lichen Wirkens in unserem Lande, um die man sich 
mehr annehmen müßte, über die man aber vor dem 
Hohen Haus nicht in ein paar Minuten sprechen 
kann. Hier müßte, meiner bescheidenen Meinung 
nach, etwa im Rahmen des Voiksbildungsausschusses 
überhaupt mehr Raum gegeben werden, für eine 
breitere Mitarbeit und aktivere Beteiligung an kul­
turellen Problemen durch die Ausschußmitglieder 
oder, wie es Kollege Gross bereits deutlich ausge­
drückt hat, um auch andere Belange in einem Aus­
schuß zu besprechen. Dasselbe gilt natürlich auch für 
den „Steirischen Herbst" und die „Steirische Aka­
demie" und viele andere kulturelle Aktivitäten. 

Hohes Haus, meine Damen und Herren! Wenn der 
Herr Finanzreferent Dr. Klauser bei der Budget­
vorlage am 20. November dieses Jahres auch be­
geistert von einer Kunstreise durch die Steiermark 
sprach und meinte, unser Land hätte etwa ver­
glichen mit Frankreich von der Gleichwertigkeit des 
historischen und kulturellen Erbes her keinen Ver­
gleich zu scheuen, so bin ich ihm für diese wahre Aus­
sage sehr dankbar, gibt sie mir doch Gelegenheit, 
darauf hinzuweisen, daß eine solche Kunstreise auch 
künftig den besonderen Stellenwert nur dann beibe­
halten wird, wenn die vielen historischen und kul­
turellen Erbstücke auch erhalten bleiben. Daß dies 
nur unter Aufwendung höchster Anstrengungen 
möglich sein wird, ist uns sicherlich allen bewußt. In 
der Budgetsitzung des Steiermärkischen Landtages 
am 16. Dezember 1960, also vor 19 Jahren sagte der 
damalige Landeskultuirreferent und heutige verehrte 
Präsident des Hohen Hauses, Herr Universitätspro­
fessor Dr. Hanns Koren, bei der Behandlung der 
Gruppen 2 und 3 unter anderem: Die alten Hammer­
werke haben sich einmal stimmungsvoll in die was­
serreichen Täler unserer Alpen eingefügt, umso 
dringender wird es sein, noch bestehende unver­
sehrte Zeugnisse der Größe und Schönheit unseres 
Landes sinnvoll zu erhalten. Meine Damen und Her­
ren! Um diese Erhaltung geht es nach 19 Jahren noch 
immer. Daher auch der von der sozialistischen Frak­
tion am 15. Oktober 1979 eingebrachte Antrag, (Abg. 
Kollmann: „Und ein Jahr vorher von uns!") und 
vorher schon auch von uns immer wieder bespro­
chen, auch von Dir. Es ist aber der Antrag von uns 
am 15. Oktober eingebracht worden, und zwar hin­
sichtlich der Gewährung von Subventionsmitteln 
des Landes für die Revitalisierung des Ortsbildes 
von Vordernberg. Daß sich die Gemeinde Vordern-
berg seit einigen Jahren erheblichen wirtschaftlichen 
und strukturellen Schwierigkeiten gegenübersieht, 
und vor besonderen Problemen steht, erfüllt. die 
Verantwortlichen in der Gemeindestube mit be­
sonderer Sorge. Ich kann sicherlich nicht alle Not­
wendigkeiten, Einzelgedanken und Erfordernisse 
hier aussprechen, meine aber, daß unter anderem 
die Fremdenverkehrsentwicklung für Sommer und 
Winter einer besonderen Förderung bedarf. Herr 
Kollege Hammer hat gestern ausführlich über dieses 
Schigebiet Präbichl gesprochen. Vor allem geht es 
um die Bewahrung des montangeschichtlich so be­
deutsamen historischen Mairktes Vordernberg, Bei 
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der internationalen Tagung des montanhistorischen 
Vereines für Österreich in Vordernberg vom 17, bis 
19. November, wo auch mein Kollege miitahwesend 

_war, wurde vom Arbeitskreis Vordemberg des vor­
hin genannten Vereines unter seinem Vorsitzenden, 
Professor Dr. Klemens Eigner, einem aktiven Ar* 
chäologen am' Institut für Ur- und Frühgeschichte der 
Universität Wien, eine Resolution verfaßt, die unter 
anderem ausführt: „Vordernberg ist eine Marktge­
meinde von internationaler montanhistarischer Be­
deutung und deshalb in seiner gesamten geschicht-

, liehen Substanz zu erhalten. Ein Maßnahmenkatalog 
wurde erarbeitet und soll als Grundlage für weitere 

| Schritte dienen." Soweit auszugsweise die Resolu-
x " * tion. Hohes Haus! Es nützt einfach nichts, die ein­

zelnen Objekte, und in Vordernberg sind es zirka 30, 
nur unter Denkmalschutz zu stellen und damit einem 
gesetzlich geschützten Verfall dieser Objekte zuzu­
sehen. Dies bezieht sich aber nicht nur auf Vordern­
berg allein. Fremde Gäste glauben bei der Durch­
fahrt durch Vordernberg, es handelt sich noch um 
Ruinen aus dem 2. Weltkrieg und die Bewohner von 
Vordernberg sind wieder der Meinung, man müßte 
wie beim Zehnerofen Sprenglöcher unterbringen, 
dann wäre sofort Geld für die Sanierung vorhan­
den. Dank der Hilfe durch den Landeskonservator 

' für Steiermark, Hofrat Dr. Ulrich Ocherbauer, konnte 
nun durch eine Schnellunterschutzstellung des vom 
Abbruch bedrohten Kastenhauses in Vordernberg 
vorerst einmal Zeit gewonnen werden, um weitere 
Schritte durchführen zu können; ich hoffe sie auch 
noch zu eYleben. Bei diesem Objekt,, meine Damen 
und Herren, handelt es sich um den ehemaligen Ge­
treide^ und Proviantspeicher der historischen Eisen­
hüttensiedlung, der sich nur schwer und mit kaum 
vorstellharen Kosten für Wohnzwecke adaptieren 
ließe. Das Haus steht unterhalb des Rathauses und 
ist für die geschlossene Wirkung der linken Häuser­
zeile entlang des Vordernberger Baches von größ­
ter Bedeutung. Die Universitätsbibliothek der Mon­
tanuniversität Leoben leidet in ihrem derzeitigen 
Bücherspeieher bereits unter akutem Stellraumman­
gel. Hier würde sich nun etwa 15 Kilometer ent­
fernt im Markt Vordernberg eine interessante Lö­
sungsmöglichkeit in einem schützenswerten Altge-
bäude anbieten, nämlich Adaptierung des alten Ge­
bäudes als moderner Bücherspeicher zur Aufnahme 
der Altbestände der Universitätsbibliothek Leoben 
und zur Unterbringung der moritanhistorischen Ab­
teilung der Bibliothek. Ich hatte bereits Gelegenheit, 
anläßlich einer Tagung in Leoben mit dem Minister 
für Wissenschaft und Forschung, Frau Dr. Herta 
Firnberg, in dieser Angelegenheit zu sprechen und 
einen eigenen Besuch in Vordernberg zu erbitten. 
Inzwischen ist auch durch den Bürgeirmeister von 
Vordernberg, Direktor Günter Speer, ein vom Direk­
tor der Universitätsbibliothek Leoben,, Herrn Re-
gieruiigsrat Peter Sicker, erstelltes Expose mit inter­
essanten Projektgedanken an die Frau Bundesmini­
ster weitergeleitet worden. Mein Wunsch wäre, daß 
man endlich zu einer Gesamtkonzeption kommen 
möge und wie ich weiß, hat auch eine allgemeine 

— sehr positive Aussprache bei-Herrn• Landeshaupt­
mann'Dr. Friedrich Niederl und dem Ersten Landes^ 

, hauptmannstellvertreter Adälbert Sebastian stattge­

funden, so daß Wirklich zu hoffen ist, daß die sorgen­
vollen. Bemühungen der Gemeindeverwaltung Vor­
dernberg des mointanhistorischen Vereines für Öster­
reich, Arbeitskreis Vordernberg aber auch vom 
Architekt Schöller von der Aktion "Ortsidee" und 
von vielen Vordernberger Freunden einschließlich 
der Bevölkerung doch zum Erfolg führen mögen. 
Erfreulich auch die gestrige Mitteilung einer Tages­
zeitung, daß die Aktion „Ortsbildschutz" voraus­
sichtlieh Anfang 1980 neben anderen Gemeinden 
nach Trofaiach,, nun auch in Eisenerz und Vordern­
berg Schutzgebiete errichten will. Wenn das Jahr 
1980 für die Steiermark besondere kulturelle 
Schwerpunkte setzt, vielleicht ist ein solcher Schwer­
punkt auch für Vordernberg und damit für das ge­
samte Vordernbergertal möglich. Einige Beispiele 
gäbe es dafür. Heuer jährte sich das 40. Todesjahr 
des vor 125 Jahren in Vordernberg geborenen 
so bekannten Komponisten, Vplksliedsammlers und 
Forschers Viktor Zack, der im Völksmund auch 
liebevoll als dortiger Schulmeister, Vater Zack, ge-r 
nannt wurde. Auf derselben Seite der Straße, einige 
Häuser weiter vom Geburtshaus dieses bedeuten­
den Vordernberger Sohnes, erreicht man das Stamp­
ferhaus Nummer 95 mit einem Eckerturm, in dem 
Erzherzog. Johann und Anna Plochl wohnten als der 
steirische Prinz die Geschicke am Erzberg lenkte und 
selbst hier Radmeister war. Die hier angebrachte 
Tafel lautet: In diesem 1684 vom Radmeister Franz 
Adam Stampfer von Walchenberg erbauten Hause 
wohnte Erzherzog Johann von Österreich, Besitzer 
des Radwerkes II von 1822 bis 1859. Wandert man 
dann weiter, findet man bald die dritte Gedenk­
tafel am sogenannten „Raithaus", \vo jetzt die Gen­
darmerie untergebracht ist. Hier kann man lesen: 
Am 4. November 1840 — nächstes Jahr sind es also 
140 Janre — wurde in diesem Haus die steiermär-
kisch ständische Montanlehranstalt, ein Werk Erz­
herzog Johanns, unter Professor Peter Tunner ins 
Leben gerufen. Hohes Haus, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Heute sind wir stolz auf dte 
weltweit bekannte und anerkannte Montanuniversi­
tät Leoben, deren Wiege einst' in Vordernberg 
stand. Wenn in einem kürzlich zu sehenden Fern­
sehfilm einleitend gesagt wurde: Erzherzog Johann 
wird .weiterleben,, und zwar weiterleben durch die 
Realität seiner Werke, dann bitte ich in diesem 
Sinne gerade in Vordernberg diese Werke und 
Werte zu erhalten, bevor sie durch die Kräfte:der 
Natur völlig zerstört werden. 

Ich darf daher abschließend sagen: Es wird für 
alle eine Freude sein, auf der Kunstreise durch 
unsere schöne Steiermark entlang der Eisenstraße 
von Leoben bis Hieflau, wie sie ein verdienter Mit­
arbeiter von uns, Herr Franz Hof er, aus Trofaiach 
so liebevoll Und treffend bezeichnet hat, wertvolle 
montanhistorische Baudenkmäler auch in Zukunft 
sehen und bewundern können. Ich danke Ihnen. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Univ.-Prof. Dr. Koren: Zum Wort ge j 

meldet hat sich der Herr Abgeordnete Dipl.-Iny. 
Chibidziura. . , . ' -

Ich erteile es ihm. 
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Abg. Dipl.-Ing. Chibidziura: Sehr geehrter Herr 
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! 

Es wurde j a heute schon vieles über Kultur in 
diesem Hause gesagt, und auch wir Freiheitlichen 
haben dazu einiges zu sagen. Der „Steirische Herbst" 
ist immer dann ein Stein des Anstoßes für einen 
Großteil unserer Bevölkerung, wenn Veranstaltun­
gen nicht ganz den Vorstellungen der jeweiligen Zu­
hörer oder Zuseher entsprechen. Ein Beispiel dafür 
war sicherlich die Eröffnungsveranstaltung im Jahre 
1971. Wenn man die Aussagen ernst nimmt, daß 
diese Veranstal tung allein 230.000 Schilling ge­
kostet haben soll, dann ist es verständlich, daß die 
Beurteilung von Klamauk bis Frechheit reichte. Die 
Ausgaben im Budget für den „Steirischen Herbst" 
belaufen sich im Jahre 1980 wieder auf eine Summe 
von 1,8 Millionen Schilling. Ich erlaube mir daher, 
einige kritische Bemerkungen zu dieser steirischen 
Kulturdemonstration an den geschätzten Zuhörer-
kreis zu richten. Mir ist dabei völlig bewußt, daß 
ich dabei für viele Ohren Disharmonisches vortrage. 
Ebenso rechne ich damit, daß Apostrrophierungen 
w ie „Kulturbanause" zu den schmeichelhaftesten 
zählen werden, die die Musensöhne und jene, die 
sich zu ihrer Verteidigung berufen fühlen, auf mein 
ohnehin schon ergrautes Haupt herunterprasseln 
lassen werden. Damit ich nicht ganz niedergemacht 
werde, möchte ich aber doch zuerst ein Bekenntnis 
zur Kunst abgeben. Auch selbstverständlich ein Be­
kenntnis zur Avantgarde in der Kunst, die sich 
freilich zuweilen oft selbst zur Antikunst reduziert. 

Ich selbst bin Techniker und muß mir eingestehen, 
daß in unserer technisch-industriellen Welt die so-
zioökonömischen Bedingungen die menschliche Bio­
sphäre im Würgegriff haben. Der Kunst kommt da­
durch e ine noch reichlich unerforschte, aber zwei­
felsohne immanente Bedeutung zu, das menschliche 
Gleichgewicht in dieser Industrie-' und Konsumge­
sellschaft, wiederherzustellen. Kunst hat nun einmal 
e ine soziologische und politische Bedeutung und 
deren Relevanz ist keineswegs mehr, wie Kant 
einst noch befand, ein Gegenstand interesselosen 
Wohlgefallens. 

Womit ich nun auf konkrete Situationen zu spre­
chen käme. rnteressenlos ist die Kunst und ihre 
Verwirklichung im „Steirischen Herbst" keineswegs. 
Wobei das Wor t Interesse ein höchst vielschichtiges 
ist. Interesse in Form von Neugier war positiver­
weise wohl auch im Publikum zu spüren. Bedauer­
licherweise aber spielen andere Interessen eine be­
deutende Rolle. Die Kunst ist ein Geschäft ge­
worden und die Tonkunst vor allem mit Hilfe der 
Massenmedien mannigfaltigen Manipulaitionsmög-
lichkeiten ausgesetzt. So wird sich meine Kritik 
heute auch vor allem an der Musik im „Steirischen 
Herbs t" . entzünden. Die bildende Kunst und die 
Literatur in der Steiermark scheinen ohnehin den 
besseren Kontakt zu den Veranstal tern zu haben und 
ausreichend präsentiert worden zu sein. Keines­
wegs aber kann einem das vorhin zitierte Wohlge­
fallen ins Gemüt dringen, sucht man d ie Programme 
des Musikptratokolls nach steirischen Komponisten 
durch. Sie sind unbexechtigterweise eine Nebener­
scheinung. Wie lächerlich würde es uns anmuten, 
würde die österreichische Wirtschaft unter dem 

Motto „Kauft österreichische Waren" , Waren aus 
Hongkong oder Dschibuti feilbieten. Verzeihen Sie 
mir also,, wenn ich das Musikpirogramm als etwas 
exotisch bezeichne. Die Steiermark hat e ine große 
Musiktradition und auch bedeutende Musikschaffen­
de der Gegenwart, die sehr wohl Achtung und An­
erkennung im Ausland gefunden haben, deren Wer­
ke dort auch gedruckt werden wie Brixel, Kainz, 
Koringer, Preßl, Steckl, Uiray und so weiter. Wer­
den sie aber in der Steiermark anerkannt? Steirische 
Komponisten mit guten Kompositionen in der Schub­
lade müssen zusehen, wie ausländische Kollegen 
hofiert werden und nach kurzer Anwesenheit hier 
die besten Chancen beim ORF und beim „Steirischen 
Herbst" haben. Dabei will ich die steirische Musik­
szene keineswegs isoliert sehen. J ede Kultur hat 
ihren Umraum. Dieser gestaltet sich, und wird ge­
staltet, durch besondere Wechselbeziehungen. 

Die Begründer des „Steirischen Herbstes" sahen 
im „Steirischen Herbst" eine Anstrengung zur Dar­
stellung steirischen und außersteirischen Gegen­
wartsschaffens. Herr Präsident Hanns Koren hat 
selbst einmal gesagt, er wünsche eine intensive Mo­
bilisierung der eigenen steirischen Dinge. Wie aber 
soll dies geschehen, wenn Werke der im steirischen 
Tonkünstlerbund vereinten Komponisten ke ine Be­
achtung finden? Der steirische Tonkünstlerbund, dem 
mindestens 90 Prozent der steirischen Komponisten 
angehören, wurde zu keiner Mitarbeit herange­
zogen. 

Der „Warschauer Herbst", der in gewisser Weise 
Vorbild für den „Steirischen Herbst" war, wurde 
gegründet, um polnischen Komponisten ein Fenster 
zur Welt zu öffnen. Der Präsident des „Warschauer 
Herbstes" ist gleichzeitig auch Präsident des pol­
nischen Komponistenverbandes. Daß unter dieser 
Voraussetzung der Intention, polnische Musik zu 
präsentieren, bestens nachgekommen wird, ver­
steht sich von selbst. Völlig unverständlich ist da­
gegen, daß der siteirische Tonkünstlerbund zur Mit­
arbeit nicht eingeladen wird. Total ignoriert wurde 
in den Musikbeiträgen zum „Steirischen Herbst" 
auch das Kunstlied. Gerade diese Kunstform blickt 
auf e ine ruhmreiche Tradition zurück, denken wir 
an Hugo Wolf und Josef Marx, die einen frucht­
baren Niederschlag auch in der Gegenwart findet. 
Vielleicht könnte man meine Kritik zum Musik­
programm als Vorschlag für das nächste Jahr ein­
bauen: Schwergewicht bei den steirischen Kom­
ponisten, Miteinbeziehung des steirischen Tonkün­
stlerbundes bei der Musikauswahl und Berücksich­
tigung des steirischen Kunstliedes des 20. Jahr­
hunderts. 

Nun noch ein Wort zur Blasmusik. Ich kann die 
Ausführungen der Kameraden Karrer und Kirner 
nur unterstreichen. (Abg. Brandl: „Kamerad?") Ist 
er kein Kamerad? Doch, danke. (Abg. Brandl: „Das 
müssen Sie wissen!" — Abg. Dr. Eichtinger: „Wir 
sagen immer Genosse zu ihm!") Die steirische Blas­
musik stellt mit 12.000 Mitgliedern wohl eindeutig 
d ie größte Anzahl aktiver Musiker. Sie stellt in den 
vielen kleinen Ortschaften den oft einzigen Kultur­
träger, und daß hier für eine bessere Ausbildung 
der Kapellmeister noch viel getan werden muß, ist 
eindeutig. Beste Qualität soll bis ins kleinste Dorf 



524 ,12. Sitzung des Steiierm. Landtages, IX. Periode — 5.,, 6. und 7. Dezember 1979 

dringen. Die Blasmusik nimmt im Ort durchwegs 
eine dienende Funktion ein '— ich will jetzt nicht 
näher darauf eingehen, meine Vorredner haben dies 
ja. sehr eindeutig besprochen, und außerdem ist es 
ja bekannt; Bei einer Gegenüberstellung der im 
Budget verankerten Summen, zum Beispiel die des 
„Steirischen Herbstes" mit 1,8 Millionen Schilling 
plus der zusätzlich schwer abgrenzbaren Beiträge, 
und die der Förderung der steirischen Blasmusik 
mit 425.000 Schilling fällt sie sicherlich zum Nachteil 
der Blasmusik aus. 

Ich glaube, -es ist sicherlich keine unberechtigte 
Forderung, den braven Blasmusikern das notwen­
dige Übel,'die Kosten der AKM abzunehmen. Dies 
wäre ein kleiner Dank für jene, die im ganzen Land 
das ganze Jahr über Kulturarbeit leisten. Mein Vor­
schlag wäre, daß die AKM-Gebühr zentral ..vom Land 
bezahlt werden sollte. Diese 270.000 Schilling wären 
sicherlich eine Erleichterung für alle Funktionäre in 
den einzelnen Blasmusikkapellen und wir hätten den 
Wunsch, daß diese Blasmusikförderung bereits im 
Jahr 1981 Eingang in das steirische Budget finden 
könnte. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Neuhold1. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Neuhold: Sehr- geehrter Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Nachdem es in unserem Land jahraus, jahrein 
tausende Veranstaltungen gibt, zu denen irgend­
eine Blasmusikkapelle den Auftakt gibt, darf auch 
ich mit der i Blasmusik beginnen. Ohne jetzt einen 
schwarz-rot-blauen Marsch komponieren zu wol­
len, darf ich mich doch, was die kulturelle Bedeutung 
der Blasmusikkapelle in unserem Lande betrifft, 
weitgehendst mit den Ausführungen meiner Vor­
redner identifizieren. Was die Förderung anbelangt, 
muß ich allerdings eine Richtigstellung treffen. Der 
Abgeordnete Karrer hat den Voranschlagsbetrag 
erwähnt, der heuer für die Blasmusik enthalten ist. 
Was aber die bisherigen Jahresförderungen be­
trifft; waren die tatsächlichen Förderungsbeiträge an 
die steirischen Blasmusikkapellen wesentlich höher, 
zum Beispiel im Jahr 1978, als dies im Voranschlag 
enthalten war. 

Das ist keine Ungesetzlichkeit, sondern eine Maß­
nahme, die berechtigt ist, auch in Hinsicht auf die 
schon gemachten Ausführungen. Ich darf weiters 
erwähnen, daß unter dem Titel des Fremdenver­
kehrs, Werbung für den Fremdenverkehr, über Lan-
deshauptmannatellvertreter Wegart ganz wesent­
liche Beträge für die Förderung der steirischen Blas­
musik hinausgegangen sind. Meine sehr verehrten 
Anwesenden, es ist sicherlich so,, daß man es für 
selbstverständlich hält, daß es Blasmusikkapellen 
in allen größeren und vielen kleinen Orten gibt, 
und daß bei jedem möglichen Anlaß eine Bläsmusik­
kapelle aufspielt. Es ist daher nur recht und gut, 
wenn man sich im Rahmen des Landesvoranschlages 
einige Minuten dieser kulturellen Einrichtung unse­
res Landes widmet. Es wurde schon gesagt, es gibt 
12.000 Blasmusiker mit 390 Musikkapellen in der 
Steiermark. Ich persönlich bin Bezirksobmann des 
Landesverbandes steirischer Landesmusikkapellen 

und kann daher aus eigenem ermessen, was hier 
geleistet wird. Alle diese Musiker sind selbst 
schöpferisch tätig, und tragen nicht selten auch zur 
Entspannung und Ermunterung unserer streßge­
plagten Mitbürger bei. Dafür muß man allen sehr 
herzlich danken. Sie haben einen sicheren Platz in 
der steirischen. Kulturszene unseres Landes erhalten 
und es wird so bleiben und ich persönlich, bin auch 
der Meinung, daß sie auch einen sicheren- Platz 
in der Förderung im Rahmen des Landes erhalten 
sollen, zumal es hier um keine horrenden Summen 
geht. 

Ich darf kurz zur nächsten kulturellen Verwandt-, 
schaft der Blasmusikkapellen,; wenn man so sagen 
darf, kommen, nämlich zu den steirischen Musik­
schulen. Auch hier wird durch ganz großzügige För­
derung indirekt auch die steirische Blasmusik geför­
dert. Um einen Betrag zu nennen: Es sind 41,8 Mil­
lionen Schilling, die an Zuschüssen an die steiri­
schen Gemeinden zum laufenden Aufwand der Mu­
sikschulen gewährt werden. Wir haben in der Steier­
mark 37 Musikschulen mit einem .Besucherstand von 
11.659 Schülern im Schuljahr 1978/79 zu verzeichnen. 
Die Eröffnung der städtischen Musikschule in Schlad-
ming und die Neugründung der Musikschulen in Pas-
sail und Wildon tragen dazu bei, daß das Musik­
schulnetz engmaschiger und das Ausbildungsange­
bot für unsere musizierende Jugend reichhaltiger 
wird. Auch im Raum Friedberg—Pinggau soll 1980 
eine neue Musikschule entstehen. Somit gibt es 
dann 4L Musikschulen in den steirischen Gemein­
den. 

Meine sehr verehrten Anwesenden! Die kulturelle 
Hochkonjunktur auf dem Gebiet der Musikerziehung 
in unserem Bundesland hält an. Es sind noch die 
vielen Volksmusikgruppen zu erwähnen, die eben­
falls aus den Musikschulen hervorgehen. Diese Ent­
wicklung ist immer wieder von neuem erfreulich. 
Sie muß auch deshalb begrüßt werden,, weil durch 
diese Entwicklung die selbstschöpferische Betätigung 
unserer Jugend gefördert wird. Diese 11.000 Musik­
schüler sind weg von der Straße, denn sie gestalten 
ihre Freizeit nutzbringend für die gesamte Gesell­
schaft. Ich danke daher dem Land Steiermark für die 
großzügige Förderung, den Gemeinden selbstver­
ständlich, den Eltern und Lehrern, die im gemein­
samen Zusammenwirken alles tun, wahrscheinlich 
auch in der Erkenntnis, daß man mit der Musik 
einfach leichter durch das Leben' geht. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Zweiter Präsident Gross: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Lahdesrat Dr.' Klauser. 

Landesrat Dr. Klauser: Meine Damen und Herren, 
Hohes Haus! 

Ein paar Bemerkungen zum Theater. Den Sach­
verhalt hat der Herr Kollege Dr. Pfohl ja darge­
stellt. Ich kann mich seiner Darstellung nur an­
schließen. Zur Finanzierung: Wir haben Anfang der 
siebziger Jahre die Vereinbarung mit der Stadt ab­
geschlossen, die die 50 :50-Aufteilung beinhaltet. 
Die finanzielle Situation hat sich seit diesem Zeit­
punkt eher zu Lasten des Landes verschoben und 
nicht zu Lasten der Stadt, das muß einmal gesagt 
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werden. Finanzausgleiche haben die Relationen so 
verändert, daß die Gemeinden davon mehr profitiert 
haben als die Länder. Der Vergleich mit dem Bud­
getrahmen 17 Land, 2,5 Stadt geht deshalb fehl, 
weil in den 17 Milliarden Schilling des Landes be­
kanntlich drei Milliarden Schilling Krankenanstal­
ten und je 2,3 Milliarden Schilling ungefähr Wohn­
bauförderung und Lehrergehälter drinnenstecken, 
das sind reine Durchlaufer, beziehungsweise Aus­
gaben, denen die Stadt nichts Vergleichbares an 
di$ Seite stellen kann. Man müßte daher sagen, es 
stehen 2,5 Milliarden Schilling zu 9,4 Milliarden 
Schilling, dann hat man ungefähr die Vergleiche 
der Größenordnung, und dann ist es durchaus ge­
rechtfertigt, von dem 50 :50-Schlüssel zu reden. Es 
gibt allerdings bei der Finanzierung alle Jahre 
wieder zwei Probleme, und man muß die schon 
anschneiden und beide betrachten. Das ist der 
laufende Aufwand auf der einen Seite und diese 
230 Millionen Schilling, die der Schätzung des 
Architekten Kordon für den Sanierungsaufwand zu­
grunde liegen. Beim laufenden Aufwand ist es 
sicher so, daß die Herren der Theaterleitung und 
des Schauspielhauses geradezu Künstler sein müs­
sen, um mit dem, was der Stadt alle Jahre möglich 
ist, über die Runden zu kommen. Beim Land be­
kennen wir uns zu diesem 50 : 50-Schlüssel. Es muß 
aber sehr deutlich gesagt werden, daß der Herr 
Kollege Jungwirth und ich uns immer darin einig 
waren, daß wir uns an die Ziffern der Stadt an­
passen, wenn die ein wenig dazulegen können. 
Die Vorgangsweise der Stadt erscheint mir gerade 
im Hinblick auf das Theater nicht ganz korrekt, 
wenn man auf der einen Seite die Schwerpunkte 
der Ausgabenpolitik zugegebenermaßen und berech­
tigtermaßen in eigene Hoheit setzt, dann kein Geld 
hat und sagt: Jetzt kann ich nicht, bitte Partner 
zahl, ich hab das Geld für was anderes gebraucht. 
Zu dieser Vorgangsweise werde ich mich sicher nicht 
bereitfinden, und ich kann mir daher eine Ände­
rung des Schlüssels, nicht vorstellen. Beim Finan­
zierungsaufwand für die 230 Millionen Schilling 
gibt es vielleicht gewisse Möglichkeiten, die ganze 
Last der verbleibenden Hälftefinanzierung, wenn 
man den Bundesanteil abzieht, für die Stadt ein 
wenig zu erleichtern. Ich kann mir den Sinn einer 
solchen Erleichterung aber nur dann vorstellen, 
wenn es auch gelingt, über diese alljährliche Misere 
hinsichtlich des, laufenden Aufwandes zu einer Ver­
einbarung zu kommen und hier eine andere Vor­
gangsweise zu finden. Der Herr Kollege Dr. Pfohl 
hat gemeint, dem Stadtrat Edler und mir wird es 
sicher möglich sein, vom Bund eine Drittelbeteili­
gung zu erreichen. Ich kann nicht vorhersehen, wo 
der Bund mit seiner Förderung letzten Endes liegen 
wird. Was ich befürchte ist, daß wir zwar alle Jahre 
im Budget Zuschüsse bekommen, aber nicht von 
vornherein die Zusage, sich mit einem Drittel zu 
beteiligen., zumal er ja auch an der Beschlußfassung 
über • die Baudurchführung und über den Umfang 
nicht beteiligt ist. Das muß man — glaube ich — 
auseinanderhalten. Das wird aber einer Vereinba­
rung mit der Stadt nicht im Wege stehen, weil ich 
mir durchaus vorstellen könnte, daß wir sagen: 
Gesamtaufwand minus Bund, der Rest wird geteilt 

und dann muß man eine Formel finden, wie man 
beim Bauaufwand einen Weg zur Finanzierung so­
wohl für das Land wie für die Stadt findet,, der uns 
nicht allzu weh tut. 

Es gibt natürlich immer wieder Diskussionen über 
die Defizite der Bühnen. Wir haben ja in Graz 
manchmal auch Diskussionen, die fast ähnliche For­
men annehmen, wie jetzt bei der Staatsoper. Auch 
wir tun uns ja mit den Interessenvertretungen der 
Bediensteten, vor allem des künstlerischen Per­
sonals und des Orchesters, nicht immer leicht, wenn 
es um übertragungsrechte geht. Gott sei Dank ha­
ben wir immer noch eine gemeinsame Formel ge­
funden, weil natürlich die Interessen der ganzen 
Steiermark bedacht werden müssen. (Abg. Dr. Schil-
cher: „45 Millionen verschenken!") Ich möchte aber 
doch sagen, daß mir die Vereinigten Bühnen das 
Muster eines guten Defizitbetriebes zu sein schei­
nen, denn' mehr als das, was dort vom Personal 
sowohl in technischer, als auch in künstlerischer Hin­
sicht zustande gebracht wird, kann man wahrlich 
nicht verlangen. Ich hoffe, daß die laufenden Ge­
spräche eine hinreichende Basis für die zukünftige 
Tätigkeit ergeben werden. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Univ.-Prof. Dr. Koren: Zum Wort hat 
sich nun Herr Landesrat Professor Jungwirth gemel­
det. Ich erteile es ihm. 

Landesrat Prof. Jungwirth: Herr Präsident, Hohes 
Haus! 

Ich kann gleich an die Worte meines Vorred­
ners anschließen. Was die Vereinigten Bühnen be­
trifft, hat der Herr Abgeordnete Pfohl ja in sehr ein­
drucksvoller Weise die Problematik der Arbeitsbe­
dingungen im Grazer Opernhaus und in seinen 
Werkstätten dargelegt. Er hat sich ja besonders, in­
tensiv damit auseinandergesetzt, und es ist dem 
an Information wohl nichts mehr hinzuzufügen. Auf 
der anderen Seite ist es ja bekannt,, und ich erinnere 
nur daran, daß Herr Landeshauptmann Dr. Niederl 
überhaupt den Auftrag gegeben hat, daß ein Beam­
tenkomitee bis Mitte Dezember Unterlagen zu­
sammenzutragen hat. Wie ich hörte, arbeitet dieses 
Komitee sehr zügig unter dem Vorsitz des Herrn 
Landesamtspräsidenten Dr. Trapper, so daß für An­
fang des Jahres 1980 sicherlich gute Informationen 
und gute Unterlagen für politische Entscheidungen 
vorljegen werden. (Landeshauptmann Dr. Niederl: 
„Heute um 12 Uhr bekomme ich das schon!") Die 
Frist ist sogar um eine Woche verkürzt worden. 
Heute um 12 Uhr fällt bereits nicht die Entscheidung, 
aber die Frist für diese Unterlagen. Zweifelsohne 
ein erfreulicher Vorgang. Ich möchte, was die Büh­
nen betrifft, doch noch ein Wort zur Bezahlung von 
Künstlern und technischem Personal sagen. Es ist 
wohl so, daß in der Öffentlichkeit da und dort 
fälschlich die Meinung vorherrscht, gut, diese Künst­
ler, denen geht es ja ohnehin sehr gut, sie gehen 
mit dem Geld, das sie reichlich bekommen, locker 
um. Eine Fehlmeinung, die man immer wieder de­
mentieren muß. Wir haben Vergleiche angestellt 
zu vergleichbaren Häusern in den österreichischen 
Bundesländern. Ich weiß schon, daß dort die finan­
zielle Situation natürlich auch nicht immer vergleich-



\ 

526 12. Sitzung des Steierni Landtages, IX, Periode — 5., 6. und 7. Dezember 1979 

bar ist mit der Steiermark oder mit Graz, aber es 
ist doch interessant festzustellen,, daß, uin bei den 
Spitzen zu beginnen, die Intendantengehälter in 
Innsbiruck beispielsweise bei 40 Prozent über den 
Grazer Gehältern liegen, oder in Salzburg, bei 20 
Prozent. Oder, daß Kapellmeister in Linz zehn Pro­
zent mehr bekommen als in Graz, und das setzt sich 
fort bis zu den Chorsängern und zum Ballett. Bei 
den Chorsängern ist es so, daß das kleine Salz-
burgear Landestheater gleich hohe Gagen zahlt als 
Graz und beim Ballett Klagenfurt über den Gagen 
des Grazer Opernhauses liegt. Es wird wohl ohne 
Chauvinismus verstanden werden, wenn wir sagen, 
die Grazer Oper und das Grazeir Schauspielhaus ha­
ben doch eine Dimension und eine künstlerische 
Leistung, die ganz einfach höher liegen als bei ande­
ren Häusern in kleineren österreichischen Landes­
hauptstädten. Das Gagenvolumen im Schauspiel, das 
ist vielleicht noch interessant: im Schauspiel von 
Linz ist es in diesem Jahr um 40 Prozent höher als 
in Graz. Wenn wir in Graz 100 Schilling bezahlen, 
zahlt Linz 140 Schilling. Noch dazu ist das Ensemble 
dort um sieben Personen größer. Das kleinere En­
semble führt nun zu dem, was jetzt gerade durch 
die Presse gegangen ist. Zwei Schauspieler in Graz 
sind für längere Zeit erkrankt, das heißt genauge­
sagt, Regisseur Schildknecht und ein Schauspieler. 
Die Folge davon ist, daß eine wichtige Premiere des 
Schauspielhauses in diesem Jahr überhaupt nicht 
gehalten werden kann. Schillers „Räuber" mußten 
abgesagt werden, und das ist nicht gut für das 
Haus, denn es warten ja auch Abonnenten, die jetzt 
zu recht enttäuscht sind, auf diese Vorstellung. 
Es ist zweifelsohne keine populäre Maßnahme, die 
damit getroffen werden muß und natürlich auch dazu 
beiträgt, daß die Häuser in Schwierigkeiten kommen. 
Ähnliches gilt auch für das technische Personal. Die 
Arbeitszeit wurde von 45 auf' 42 und dann auf 
40 Wochenstunden erniedrigt,, darüber hinaus muß 
jedem Arbeitnehmer eine Freizeit von zusammen­
hängenden 48 Stunden in der Woche gegeben wer­
den. Das ist eine erfreuliche soziale Entwicklung, 
aber die Bühnen könnten nicht mithalten. Das heißt, 
für das technische Personal gibt es im Budget nicht 
mehr Geld und auch keine Aufstockung des Per­
sonals, so daß hieir die Schwierigkeiten wirklich 
abenteuerlich geworden sind. Wir können sagen, 
daß unter äußerst schwierigen Bedingungen von 
Künstlern und Technikern an unseren Bühnen im 
Opernhaus und im Schauspielhaus Großartiges ge­
leistet wird. Noch immer kommen viele Gäste, auch 
aus der Bundeshauptstadt,, um sich manche unserer 
Aufführungen anzusehen und sie sagen uns, da 
gibt es einiges, was wir bei uns in Wien wirklich 
nicht zu sehen bekommen, wir müssen zu euch nach 
Graz fahren. Wenn man also weiß, unter welch 
schwierigen Verhältnissen diese Erfolge immer wie­
der erzielt werden, dann muß man sagen, es ist 
berechtigt, wenn man für die Bühnen spricht und 
dabei natürlich die finanziellen Probleme, sei -es in 
Baufragen, sei es in Personalfragen, ganz einfach 
deutlich aussprechen muß. 

„Steirischen Herbst" sicherlich sagen — seit 1968 
existiert er — er hat seine Funktion weitgehend 
inzwischen erfüllt,, nämlich einen Nachholbedarf an 
Information über das, was sich in der Kunst heute 
tut, hier in Graz, in der Steiermark, zu decken. 

Zweitens ist seine internationale Bedeutung zwei­
felsohne weiterhin im Steigen. Wir haben in die­
sem Jahr eine wirklich eindrucksvolle Liste von 
Korrespondenten, von Zeitungen, von Radio und 
Rundfunk aus dem In- und Ausland und auch aus 
Übersee bei uns gehabt und es wird der Ruf der 
Steiermark und speziell von Graz durch diesen 
„Herbst" enorm hinausgetragen. Wir haben bei­
spielsweise bei uns gehabt — ich zähle sehr wahllos 
jetzt und nur oberflächlich auf, abere ich glaube, es 
soll doch wieder gesagt werden, ich habe es in einer 
ähnlichen Weise vor einem Jahr hier auch gebracht. 
Es waren im Jahr 1979 hier zum Beispiel vertreten 
der Saarländische Rundfunk, ZDF Mainz, Opera 
News New York, Südwestfunk, ANSA Rom, 24 Heü-
res Lausanne, Sender Freies Berlin, Bayrischer Rund­
funk, Belgischer Rundfunk, WDR Köln, Südwest-
fuhk Baden, BBC London, Nord-West-Deutscher 
Rundfunk, Neues China Peking, Radio Neuseeland, 
Radio' Budapest, ADN Ost-Berlin, Time und Life 
New York, „New York Times", „Le Monde Paris", 
Radio Budapest, Radio France, Prawda Moskau, 
„Tagesanzeiger Zürich", „Voice of America", Was­
hington", „Tempo London", „Iswestja Moskau", 
„Sofia Press", „Cambio Madrid", DRS Zürich, Spa­
nischer Rundfunk und Fernsehen, Al-Ähram Kairo 
und ich habe nicht genannt alle großen Zeitungen 
des deutschsprachigen Raumes, die „Frankfurter", 
die „Süddeutsche", die „Zeit", die „Welt" und so 
weiter. Die Liste ist noch viel länger. Man kann 
sicherlich zu vielen .Einzelheiten stehen wie man 
will,, und wir waren nie Zwangsbeglücker im 
„Steirischen Herbsit". Das galt unter seinem Grün­
der, unserem Landtagspräsidenten Dr. Koren, so, 
und ist auch inzwischen so geblieben und das wird 
auch so bleiben, aber wir glauben doch, sagen zu 
dürfen, daß diese große Aufmerksamkeit für dieses 
Festival, das mit bescheidenen Mitteln organisiert 
wird, doch weit über die Liebhaber der modernsten 
Kunst hinaus unserer Stadt und unserem Land vie­
les bringt. 

Wir werden drittens die Rrogrammstuktur auf die­
sem internationalen Betrieb etwas umstellen müssen, 
wir haben schön einige Ansätze heuer gehabt, man 
wird sich sicherlich auf einen Kern, etwa von Mitte 
Oktober bis Mitte November, einzupendeln haben, 
wo speziell längere Wochenenden die Schwerpunkte 
bringen sollen. 

Wir werden uns viertens über die Sparten immer 
wieder auseinandersetzen müssen, denn hier ist es 
schon eindrucksvoll zu sehen, daß das Interesse sehr 
verschiedenartig ist. Es steht fest, daß mit besonde­
rem Interesse aufgenommen werden, Musik, Thea­
ter, Sprechtheater und Literatur, während andere 
Gattungen weniger Publikumsinteresse — besonders 
international — finden. 

Wir werden auf Hpr a t iHwn <^itp fiinfteng dio 
Meine Damen und Herren! Ein Wort zum „Steiri^ 

sehen Herbst". In aller Kürze ein paar Bemerkungen 
über "den. Stand der Dinge. Erstens können wir zum 

Aufgabe der Selbstdarstellung des Landes weiter­
sehen müssen und nicht übersehen dürfen. Wir 
können dabei nicht verordnen, wir haben das nie 
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gemacht und werden das auch in Zukunft nicht 
tun — keine Zwangsverordnungen mit „Steirischem 
Herbst", besonders außerhalb von Graz. Wir möch­
ten es partnerschaftlich machen mit Organisatoren 
draußen in den Bezirksstädten. Wir hoffen, daß das 
immer besser glückt, und wird über die Inhalte 
immer wieder neu zu sprechen sein. Selbstverständ­
lich, um nur auf ein Detail des Herrn Abgeordneten 
Chibidziura einzugehen, sind die steirischen Kom­
ponisten auch immer wieder in den „Steirischen 
Herbst" eingeladen. Es ist nicht so, daß einzelne Ver­
einigungen eingeladen werden, sondern einzelne 
Künstler und wenn sie dort vielleicht zu wenig un­
tergekommen sind, dann wird das vielleicht in Zu­
kunft besser werden. Auf jeden Fall,, werden sie im 
nächsten Jahr in Admont, bei der Musikausstellung 
ihre großen Chancen bekommen. Ich möchte in die­
sem Zusammenhang sagen, daß es doch sehr er­
freulich ist, auch für die Kulturpolitik des Landes, 
daß manche ihrer Beiträge dazu geführt haben, daß 
diese Stadt Graz international stärker in das Ram­
penlicht kommt. Da geht es nicht um einen falschen 
kindischen Ehrgeiz, da. geht es sicherlich um man­
ches materielles Interesse. Es ist doch gut und er­
freulich, wenn diese Sitadit Europapreise einheimst, 
die zum Teil auf Initiativen, wie Altstadtpflege oder 
„Steirischer Herbst" zurückgehen. Ich hoffe, das 
bringt uns etwas, ich hoffe, das bringt auch dem 
Fremdenverkehr etwas. Warum sollen wir es nicht 
so gut verstehen, wie die Salzburger auf lange Sicht, 
denn unsere Stadt kann sich sehen lassen. Ihr Rah­
men, ihre Altstadt und ihr Schloßberg können es 
jederzeit mit der Salzburger Altstadt, mit der Salz­
burger Festung aufnehmen. Ich weiß, wir sind geo­
graphisch schlechter gelegen, aber schließlich bessern 
sich auch diese Probleme. Der Anschluß an das 
internationale Verkehrsnetz ist über den Thalerhof 
besser geworden, sehr erfreulich, und wird über die 
Straßen besser und besser werden und ich glaube, 
das wird sich auch für Graz und damit für manches 
Kulturpolitische in dieser Stadt noch besser aus­
wirken können. 

In diesem Zusammenhang isit es interessant zu 
sagen, daß in der letzten Zeit mit der Stadtgemeinde 
Graz Gespräche stattgefunden haben und auch mit 
der Universität, in der Hoffnung, daß es gelingen 
möge, in nächster Zukunft, 1980 oder spätestens 
1981, Sommerkurse, eine Art Sommeruniversität in 
Graz zu organisieren. Zweifelsohne noch ein Va­
kuum, zweifelsohne eine Chance für diese Stadt. 
Viele Menschen aus dem Ausland würden hierher 
kommen, um beispielsweise, wie das eben anders­
wo geschieht, ihre Deutschkenntnisse, ' aber auch 
andere Kenntnisse oder Erfahrungen über Öster­
reich und vielleicht auch über den osteuropäischen 
Raum hier ist unsere geographische Lage günstig zu 
verbessern. Ich glaube, hier ist ein Ansatzpunkt, wo 
eine Kooperation zwischen Fremdenverkehr und 
Kultur, zwischen Stadt und Land noch zukunftsträch­
tig ist. In diesem Zusammenhang, Sie wissen, ich 
bin kein Zentralisierer, sondern ein begeisterter 
Dezentralisierer, möchte ich doch auch erwähnen, 
daß es erfreulich ist, daß über die Altstadtpflege 
hinaus durch das Ortsbildgesetz wirklich in den 
steirischen Gemeinden sehr viel Inteiresse für die 

Errichtung von einzelnen Schutzzonen aufgetreten 
ist. Wir haben inzwischen bereits fünf beschlossen 
ohne jede Diktatur des Landes, die Gemeinden müs­
sen hier wirklich selbst entscheiden und vorberei­
ten, das ist ja klar. Aber es gibt immerhin noch 32 Ge­
meinden, in denen solche Schutzzonen in Vorberei­
tung sind. Das ist wirklich überraschend viel in sehr 
kurzer Zeit und spricht doch, glaube ich, dafür, daß 
hier das Bewußtsein für die Erhaltung von archi­
tektonischen Schönheiten in unserem ganzen Land 
inzwischen gewachsen ist. Admont wurde schon er­
wähnt vom Herrn Abgeordneten Kanduth. Es freut 
mich, daß es möglich ist, nach der guten Erfahrung 
von St. Lambrecht,, wieder einmal mit Musik in die 
Steiermark hinauszugehen. Hoffentlich glückt es, 
hoffentlich kommen recht viele Menschen. Die Vor­
bereitungen laufen natürlich auf Hochtouren und 
in diesem Zusammenhang zweifelsohne erfreulich, 
daß Admont sozusagen als Geschwisterkind dieser 
Ausstellung mit dem 1. September 1980 die heißer­
sehnte Musikschule im Rahmen des steirischen Mu­
sikschulwerkes mit Hilfe des Landesbudgets be­
kommen wird. 

Hier an dieser Stelle möchte ich noch auf die 
Ausführungen eingehen, die sich mit Musik draußen 
in den Bezirken beschäftigt haben. Es ist richtig, daß 
rein optisch gesehen, die Blasmusik im Landesbudget 
nicht gut ausgewiesen ist, aber man muß sofort an­
führen, daß erstens die Erfolgsziffern eines solchen 
Budgets dann etwas anders aussehen, das wird auch 
für das Jahr 1979 der Fall sein, wo die Erfolgs­
ziffer wesentlich höher liegen wird, als sie hier 
im Budget angegeben ist, das ist uns durch Umschich­
tungen gelungen. Ich verweise darauf, daß. wir auch 
bei Bausubventionen für Musikheime vom Land her 
tätig sind, speziell auch — und das ist ja bekannt — 
über das Fremdenverkehrsreferat, wo Landeshaupt­
mannstellvertreter Wegart immer wieder den einzel­
nen Kapellen, die ja wirklich Großes leisten, sehr 
sehr hilft. Ich glaube, wir können sagen, daß die Mu­
sikschulen, wir haben jetzt immerhin 37 und dazu 
noch 31 Zweigstellen, das sind 68 Einrichtungen, das 
sind wirklich nicht wenig, für die das Land sehr viel 
leistet, auch das ist aus dem Budget zu sehen, die 
wirklich über das ganze Land gestreut sind, die auch 
ihren großen Beitrag für das aktive Musizieren 
draußen leisten, auch sehr oft für die Blasmusik, 
weil ja viele Musiker bei Lehrern in diesen Musik­
schulen auf ihre Tätigkeit, auf ihr Mitwirken in den 
Blaskapellen vorbereitet werden. 

Ein Wort noch zu den Ausführungen des Herrn 
Präsidenten Gross, betreffend .Förderungsgesetz. Ich 
kenne diesen Gedanken. Wir haben uns schon bei 
der Landeskulturreferentenkonferenz, wo ja alle 
Bundesländer vertreten sind, damit beschäftigt. Wir 
haben Erfahrungen auf diesem Gebiet ausgetauscht, 
sie sind noch gering. Es gibt aus dem Jahre 1974 in 
Vorarlberg ein solches Gesetz, und die Tiroler ha­
ben dieses Jahr eines beschlossen und haben damit 
natürlich noch keine besonderen Erfahrungen ge­
sammelt. Andere Bundesländer sprechen genauso 
davon wie, wir, zuletzt die Salzbuirger. Sie haben 
aber auch noch keines beschlossen. Es steht fest, 
daß ein solches Gesetz wohl eher deklamatorischen 
Charakter hätte, Wenn es .etwas bringt, dann soll es 

/ 
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gut sein, dann werden wir uns sicherlich auch dazu 
entschließen. Die Überlegungen darüber laufen wirk­
lich schon seit Monaten, das ist über die Protokolle 
der Landeskulturkonferenz 1979 zu beweisen. 

Nun noch ein Wort, meine Damen und Herren, 
zu einem historischen Anlaß, über den im Jahr 1980 
auch in der Steiermark gesprochen wird. 1980, 800 
Jahre die Uhr unseres Landes zurückgedreht: 1180. 
1180 war es so weit, daß der vierte Ottokar, der 
Traungauer, am Reichstag zu Regensburg volljährig 
erklärt wurde — er war erst 16 Jahre alt — und 
zugleich zum Herzog erhoben und .damit die Steier­
mark zum Herzogtum, geworden ist: der Mann, der 
schon 12 Jahre später an einer für die damalige Zeit 
unheilbaren Krankheit gestorben ist, der das vorher­
gesehen hatte und dann 1186 mit der „Georgenber-
ger Handfeste" die Weichen stellte,., die dazu führ­
ten, daß die Steiermark ihren historischen. Weg mit 
Österreich zu gehen begann, nämlich nach seinem 
Tod im Jahre 1192, als die Steiermark den Baben-
bergern anheim fiel. Fürwahr ein historischer- Au­
genblick in unserer Geschichte. Die Steiermark be­
ginnt, ihre Form, auch ihre geographische Form 
damals anzunehmen, sie schaut noch nicht so aus 
wie heute auf der Landkante, da gibt es noch einige 
Enklaven und exterritoriale Gebiete, Murau gehörte 
damals übrigens noch nicht dazu, die Murauer sind 
erst später zu uns, gewandert. Ritzinger und Franckh 
sind im Augenblick nicht hier, ich werde es Ihnen 
dann privat erzählen, wie das damals war. Auf der 
anderen Seite hat auch noch der Tranngau zu uns 
gehört und Steyr, das uns den Namen gegeben hat, 
(Abg. Gerhard Heidinger: „Und den Traktor!") das 
wir leider an die Oberösterreicher verloren haben, 
und auch der Markt Pitten, wo> Wiener Neustadt 
entstanden ist,, wurde uns auch von den Niederöster-^ 
reichern abgeknöpft. Wir waren rundherum etwas 
größer. Aber bitte, 1180 ist wirklich ein großer 
Augenblick in der steirischen Geschichte gewesen. 
Wir werden im 'nächsten Jahr daran zurückdenken, 
in Wort und Schrift und mit einer Ausstellung in 
unserem Joanneüm, das bis dahin in der Neutor­
gasse wirklich ein schönes renoviertes Haus haben 
wird. 

So, meine Damen und Herren, ein kurzer Um-
blick über Kulturarbeit in der-Steiermark im Jahr 
1979 und im Jahr 1980. Kultur zu organisieren, ist 
immer ein bißchen kritisch, man soll und man kann . 
hier nicht sehr viel organisieren, vieles muß hier 
wirklich gewachsen sein, zu vielem kann man er­
muntern, indem man Hilfe zur Selbsthilfe gibt, das 
tun wir solange und sooft wir eben können. So soll 
es auch in Zukunft bleiben, und ich glaube, wir 
sollen an dieser Stelle auch an unsere Künstler, 
seien es Profis und seien es viele, viele Amateure im 
ganzen Land denken, die oft uniter doch nicht ganz 
einfachen Voraussetzungen sich künstlerisch und 
musisch betätigen, letzten Endes das Leben vieler 
anderer Menschen dadurch interessanter machen, 
schöner machen. An Organisatoren natürlich auch, 
die es erfreulicherweise gibt, immer mehr in unse-
ren Gemeinden, -auch außerhalb der Landeshaupt­
stadt und viele andere, die mitwirken — hoffentlich 
auch an Schulen — denn diesen Kontakt suchen wir 
immer wieder, und so wollen wir hoffen, daß auch 

das Jahr 1980 ein gutes Jahr für die Kultur in der 
Steiermark wird. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Es liegt keine weitere Wortmeldung 
vor. Der Herr Berichterstatter wird uns erklären, 
ob er ein Schlußwort wünscht. 

Abg. Buchberger: Ich darf im Namen des Bericht­
erstatters, Herrn Abgeordneten Ritzinger, beantra­
gen,, der Gruppe 3 die Zustimmung zu erteilen. 

Präsident: Meine Damen und Herren, wenn Sie 
den Ansätzen und Posten der Gruppe 3 zustimmen, 
bitte ich um ein Händezeichen. 

Die Gruppe 3 ist somit angenommen. 
Wir kommen zur Gruppe 4, Soziale Wohlfahrt 

und Wohnbauförderung. 
Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete Julie 

Bischof. Ich erteile ihr das Wort. ' 

Abg. Bischof: Herr Präsident, Hohes Haus, sehr 
geehrte Damen und Herren! 

Die Gruppe 4, soziale Wohlfahrt und Wohnbau­
förderung umfaßt folgende Ansätze: die allgemeine 
öffentliche Wohlfahrt, deren wichtigste Untergrup­
pen, die Einrichtungen und Maßnahmen dar allge­
meinen Sozialhilfe, der Behindartenhilfe, der Blin­
denhilfe, der Hilfe für Kriegsopfer und Geschädigte 
nach dem Opferfürsorgegesetz, die Behebung von 
Notständen, sowie sozialpolitische und familienpoli­
tische Maßnahmen sind. Der Ansatz 48 umfaßt die 
Wohnbauförderung des Landes mit den Unterab­
schnitten, allgemeine Wohnbauförderung, Förderung 
nach dem Wohnbauförderungsgesetz, Förderung 
nach dem Wohnungsverbesserungsgesetz. Insge­
samt stehen in der Gruppe 4 den Einnahmen von 
2.416,261.000 Schilling Ausgaben in der Höhe von 
3.302,776.000 Schilling gegenüber. Im Namen des 
Finanz-Ausschusses, der sich mit der Gruppe 4 ein­
gehend befaßt hat, beantrage ich die Annahme der 
Gruppe 4. 

Präsident: Meine Damen und Herren, um die 
Möglichkeit zu sichern, daß die zuständigen politi­
schen Referenten in jenen Gruppen ihr Schlußwort 
halten können, in denen mehrere politische Referen­
ten budgetiert haben, schlage ich im Einvernehmen 
mit den Obmännern der im Hause vertretenen Par­
teien vor, die Spezialdebatte der Gruppe 4 zu teilen, 
und zwar soll im ersten Teil die soziale Wohlfahrt 
und im zweiten Teil die Wohnbauförderung behan­
delt werden. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? 
Das ist nicht der Fall. 

Wir beginnen mit dem ersten Teil def Gruppe 4, 
soziale Wohlfahrt. Ich erteile dem ersten gemel­
deten Redner das Wort. Es ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Maitz. 

Abg. Dr. Maitz: Verehrter Herr Präsident, sehr 
geehrte Damen und Herren! 

Wir rodon in diesen Tagen, wie jedes Jahr beim 
Budget über Probleme, und deren Bewältigung, der 
steierischen Bevölkerung in allen Bereichen. Ob das 
die Arbeitswelt ist, ob das Gesundheit,. Kultur, Ver-
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kehr, Wirtschaft, Sport oder anderes sind. Wir 
reden davon, daß in einem schönen Land tüchtige 
Menschen gute Erfolge erzielen können. Es gibt 
aber tausende Menschen, die unsere Hilfe besonders 
brauchen. Die Hilfe der politisch Verantwöirtlichen 
und insbesondere aber auch die Hilfe einzelner Men­
schen, also die Hilfe des nächsten. Darunter wieder­
um gibt es hunderte Behinderte, Kinder oder Er­
wachsene, die wie Kinder betreut werden müssen, 
weil sie nicht gesund sind. Für diese Arbeit stehen 
private und landeseigene Institutionen zur Verfü­
gung, und vor allem ist es das Engagement des 
einzelnen Menschen, das durch Hilfe, durch gesetz­
liche Hilfen ermuntert werden soll. Ich möchte 
einige sehr sehr positive Initiativen hervorheben, 
um dann auch jene kritischen Punkte anzumerken, 
wo es Schwierigkeiten gibt und wo eine Hilfe dieses 
Hauses und des zuständigen Regierungsmitgliedes, 
Landesirat Gruber, noch aussteht. Es ist zu erwähnen, 
daß in vielen privaten Institutionen, wie zum Bei­
spiel das Pius-Instituit in Brück, eine Schuleinrich­
tung für behinderte Kinder, das Behindertenheim 
Sonnenwald in Eibiswald, das Odilien-Blindeninsti-
tut in Graz, als Spezialeinrichtung für Blinde, es 
hat einen Kindergarten, bis zu den Werkstätten, 
es ist erst neuerdings in den letzten Wochen eine 
neue Werkstätte dort eröffnet worden, die Institu­
tion Jugend am Werk in Graz und Mureck, als 
Einrichtung der Beschäftigungstherapie, das Morre-
Schlößl in Tobelbad, das Gebäude gehört dem Land 
und die steirische Vereinigung zugunsten behin­
derter Kinder betreibt diesen Kindergarten, das 
Heim der Lebenshilfe in Söding und vor allem und 
dairauf möchte ich besonders zu ireden kommen, die 
Landessonderschule für behinderte Kinder und damit 
in Verbindung das Heim, das die Vereinigung dort 
im Hirtenkloster in Graz betreibt. Ich habe es im 
Vorjahr hier schon gesagt, es ist sehr sehr dankens­
wert, daß aus den Mitteln der Schule Landesirat 
Jungwirth die Landessonderschule einrichten konnte, 
daß dort eine nunmehr in der Steiermark, also ört­
lich für unsere Kinder und deren Familien, näher 
erreichbare Pflichtschulausbildung für diese Kinder 
möglich ist und daß für den Betrieb ausreichende 
Mittel vorgesehen sind. Freilich ist der Neubau des 
Therapietraktes, der dringend notwendig wäre, der 
allgemeinen Geldnot, auch des Landes Steiermark, 
zum Opfer gefallen. Dafür wird aber in den nächsten 
Jahren vorzusorgen sein und ich bin auch froh dar­
über, daß dem Antrag, den wir in diesem Hohen 
Haus jetzt anläßlich der Budgetdebatte gestellt ha­
ben, die Sozialisten und die Freiheitlichen ihre Zu-
simmung geben werden. Das zweite, das wesent­
liche aber ist das Internat. Das Heim, vom privaten 
Träger der Vereinigung zugunsten behinderter Kin­
der betrieben, kann noch keine ausreichende Hilfe 
für den Umbau und die Adaption erhalten und wird 
sie auch im Jahr 1980 nicht erhalten. Unbenommen 
davon ist natürlich, daß die laufenden Kosten, die 
Tagsätze für die behinderten Kinder den Familien 
nach dem Behindertengesetz, durch das Land ersetzt 
werden. Das waren eine Reihe von privaten Insti­
tutionell. 

Ebenso positiv herauszustellen ist, daß landes­
eigene Institutionen in vorbildlicher Weise der Be­

hindertenfürsorge zur Verfügung stehen,, wie das 
Landesbehindertenzentrum in- Graz-Andrjtz. Es ist 
auch ein Werkstäittentrakt in den letzten Jahren 
dazugebaut worden. Dort werden etwa 150 Behin­
derte betreut. Neu ist auch eine kleine Mädchen­
gruppe. Es existiert ein Gruadsatzbeschluß, daß das 
Landesinternat der Krankenpflegeschule in Juden­
dorf als Expositur für das Landesbehind'ertenzen-
trum herangezogen werden soll. Freilich auch nach 
Maßgabe des dazu zur Verfügung stehenden Gel­
des. Als zweite Landesinstitution ist zu erwähnen 
die Landesausbildungsanstalt für hörbehinderte 
Kinder und Jugendliche, die als Sonderschule für 
hörbehinderte Kinder errichtet, nun auch einen Son­
derkindergarten erhalten wird. Dieser ist im Bau. 
Die Sonderschule für körperbehinderte Kinder in 
Wiener Neustadt, an der die Steiermark vertrag­
lich beteiligt ist und Leistungen erbringt, freilich 
jetzt in einer Art Konkurrenzsituation zu der Lan­
dessonderschule, die wir im Hirtenkloster haben. 
Ich glaube, es ist nur ganz natürlich und selbstver­
ständlich, daß wenn eine Familie in der Steiermark 
ein behindertes Kind in die Schule bringen will, 
daß sie das lieber in die nähere, in Graz vorhandene 
Schule bringt, als in die weiter entfernt liegende 
Schule in Wiener Neustadt. Daher gibt es dort auch, 
aber nicht nur aus den steirischen Familien, auch 
sonst, eine allgemein etwas abnehmende Schüler­
zahl. Im Rahmen der Eingliederungshilfe und der 
Beschäftigungstherapie werden zur Zeit in der Stei­
ermark rund 1000 Behinderte betreut, wobei das Be­
treuungsangebot vom Kindergarten bis zur Be­
schäftigungstherapie reicht. Es gibt auch eine beacht­
liche Anzahl geschützter Arbeitsplätze, das sind 
zur Zeit etwa rund 1000 und es ist sehr erfreulich, 
daß Herr Landeshauptmannstellvertreter Wegart 
mitteilen konnte, daß allein im Landesdienst 200 
geschützte Arbeitsplätze nun vorhanden sind. Ich 
will nicht unbescheiden sein, möchte aber trotzdem 
sagen —• er ist gerade nicht da — es können noch 
mehr sein und es müssen noch mehr sein, denn 
das Land soll hier ein Beispiel für die Privatwirt­
schaft geben, und von dieser Stelle aus müßte man 
wiederum und neuerdings bitten, wir werden das 
jedes Jahr tun und auch dafür, wenn wir die Mög­
lichkeit haben, sorgen,, daß private und öffentliche 
Institutionen im vermehrten Maß Arbeitsplätze für 
Behinderte, also geschützte Arbeitsplätze zur Ver­
fügung stellen. Wenn man etwas überlegt, was die 
künftige Entwicklung bringen könnte, dann gibt es 
hier zwei wesentliche Bitten. Ich glaube es ist not­
wendig und Landesrat Gruber hat das auch mehrfach 
schon herausgestellt, es ist bisher allerdings noch 
nicht erfolgt, daß wir eine Erhebung bekommen, 
daß wir einen Mechanismus finden, der uns tat­
sächlich zeigt, wieviele Behinderte in nächster Zeit 
zu erwarten sind, damit auch eine ordentliche Vor­
sorge vom Kindergarten bis zum Arbeitsplatz für 
Behinderte in der Steiermark gewährleistet ist. Die 
Kinderklinik in Graz und der verantwortliche Leiter 
prognostizieren, das ist eher bedenklich und be­
dauerlich, daß es in nächster Zeit zu einer Zunahme 
in der geistigen Behinderung kommen wird und 
daß naturgemäß damit auch eine Zunhame der "mehr­
fach behinderten Kinder der Fall sein wird. Es ist 
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I dies aber nur eine Schätzung. Es soll, um eine für 
lange Jahre vorbeireitende Arbeit leisten zu kön­
nen, eine konkrete Erhebung stattfinden und dafür 
würde ich auch sehr ersuchen, daß das zuständige 
Referat und der zuständige Landesrat Vorsorge 
treffen. Bei den landeseigenen Heimen ist einiges 
in Planung. Auch hier wird es vom Geld abhängen, 
wie weit gebaut werden kann. Bei den privaten Ein­
richtungen geht es mir vor allem um das Hiriten-

'• ' kloster und um jene Tendenz,, die in der Lebenshilfe 
sehr deutlich wird, nämlich die Tagesschulheime, 
die Tagesheimstätten für Beschäftigungsitherapie. 
Es ist in Maria Buch bei Judenburg so etwas bereits 
im Gang, es ist in Kindberg im Entstehen und es 
wäre besonders positiv für Kind und Eltern, weil 
möglichst nahe an die Familie heran solche Institu­
tionen den Kontakt zwischen Kind und Eltern we­
sentlich erleichtern! können. Es ist ja nach dem Be­
hindertengesetz vorgesehen, daß die dafür anfallen­
den Kosten getragen werden können. Schwierig 
scheint mir nur noch ein Problem, die entsprechen­
den Transportfahirzeuge und die Transportkosten für 
diese Transporte von der Familie zu den Einrichtun­
gen, die den Behinderten auch am Land, auch in den 
Bezirken zur Verfügung stehen sollten. Es ist also 
viel Positives geschehen seit dem Behindertenge­
setz und der Novelle 1977, die noch einige Verbesse­
rung gebracht hat. Im Vergleich zu anderen Bun­
desländern allerdings haben wir auch noch einiges 
aufzuholen. Ich habe am Anfang gesagt, ich werde 
eine Reihe positiver Dinge vortragen, weil ich 
glaube, daß das notwendig ist zur Bewußtseinsbil­
dung, zur Information der Öffentlichkeit und zu die­
ser Information auch noch ein Wort. 

Es wäre notwendig, eine stärkere Informations­
tätigkeit für die Bevölkerung, aber auch für die Be­
hinderten seihst zu entfalten, denn es ist hoch­
interessant,, wenn man mit Leuten und Familien zu 
reden kommt, die ein solches behindertes Kind und 
diese Last zu tragen haben, daß immer wieder 
gefragt wird: So, das gibt es auch, das gibt es wirkr 
lieh auch in der Steiermark, wir haben uns eigent­
lich eher verlassen gefühlt. Die Erfassung der Be­
hinderten mit deren Familien, deren Information 
und die Werbetätigkeit für dieses soziale Werk in 
der Öffentlichkeit wären wesentliche Anliegen. 

Zum Hirtenkloster und zum Heim im Hiirtenklo-
ster, das die Vereinigung zugunsten behinderter 
Kinder betreibt nun einige konkrete Punkte. Herr 
Landesirat Gruber, Sie haben schon am 19. April 
1978 gemeint, daß es Ihnen nicht richtig erscheint, 
wair Ihre wörtliche Äußerung, daß dieses Heim von 
einer privaten Vereinigung betrieben wird. Es ist 
mehr als ein Schuljahr und es sind mehr als einein­
halb Kalenderjahre vergangen. Diese idealistische 
Institution hat sich sehr' sehr bewährt und hat 
auch demgemäß, was Sie damals gesagt haben, 
selbst initiativ werden müssen. Sie hat sehr viel 
Geld aufgetrieben, hat inzwischen weitgehend für 
den Betrieb die notwendigsten Investitionen ge­
macht, aber es besteht dasi Empfinden, daß diese 
Ins t i tu t ion vnn Thnpn n i rn t in nVm Maß gpfnrr lprt 

wird — ich sage ausdrücklich: Ausbau, Adaptierung, 
Subvention für den Umbau und die Erhaltung des 
Heimes, Ersätze der Tageskosten — sondern sogar 

behindert, verzögert wird. Das verstehe ich nicht 
ganz, wenn ich mir alle anderen Institutionen an­
schaue, die mit großer Intension, sowohl private 
wie auch landeseigene, in ihrem Bestreben geför­
dert werden. Sie waren der Meinung, das sei nicht 
ganz richtig, daß ein privater Verein dieses Heim 
betreibt. Der Beweis ist inzwischen, erbracht, daß 
das hervorragend funktioniert. Sie waren weiter 
der Meinung in der Fragestunde am 28. November 
1978, daß die Verzögerung der Kostenübernahme 
lediglich ein Mißgeschick gewesen sei. Wir haben 
Sie damals in diesem Haus gebeten, dafür zu sor­
gen, daß dies rasch geschieht, ist dann auch, nach 
einigen Monaten Verzögerung wirklich geschehen. 
Es hat das Ringen um die Bewilligung nach dem 
Paragraph 17 Abs. 1 des Behinideftengesetzes ge­
geben, auch hier nach vielen Wochen und Monaten 
wurde das Bewilligungsverfahren durchgeführt. Wir 
haben in der Budgetdebatte im Vorjahr ein neuer­
liches Ersuchen angebracht, diese Bewilligung nun 
endlich doch zu erteilen, ist dann, wie gesagt, auch 
geschehen und jetzt gab es im Sommer dieses Jah­
res geradezu eine unverständliche Aktion, nämlich 
eine quasi Lex-Hirtenklostetr. Es sollte ein Regie-
rangsbeschluiß herbeigeführt werden, daß bei Er­
höhung von Tagsätzen von privaten Institutionen 
die Kontrollabteilung diese Institutionen zu über­
prüfen hätte, ob diese Erhöhungen wohl gerecht­
fertigt seien. Dagegen, daß diese Kalkulationen 
sehr genau angeschaut werden von solchen Institu­
tionen ist überhaupt nichts einzuwenden, weil das 
Geld richtig eingesetzt werden soll. Dieser Regie-
rungsbeschluß wurde nicht gefaßt, sondern es ist 
später ein Regierungsbeschluß gefaßt worden, daß 
im Zuge von Kontrollen, die freiwillig erfolgen kön­
nen, auch private Institutionen im normalen Pro-
. gramm der Kontrollabteilung überprüft werden sol­
len,, um den Institutionen und dem Land eine ge­
wisse Sicherheit und Gewähr zu geben, daß das Geld 
gut und richtig verwendet wird. Es ist empfunden 
worden, daß dieser Vorstoß, wie Sie ihn vorbereitet 
hatten, eher wieder gegen das Heim im Hirtenklo­
ster gerichtet war. Ich empfinde das nicht so, weil 
ich mir das nicht vorstellen kann, bei Ihrer sonst 
so positiven Einstellung zu dem gesamten Bereich 
der Behindertenfürsorge.. Jetzt gibt es einen neuer­
lichen Fall Hirtenkloster, seit mehr als fünf Monaten 
liegt eine Mitteilung dieser Vereinigung vor, daß 
seit zwei Jahren — der Tagessatz von 445 Schilling 
muß auf 515 Schilling erhöht werden, das sind 15,7 
Prozent — die Abteilung, die Ihnen untersteht, Herr 
Landesrat Gruber, bis heute nicht bereit ist, diesen 
neuen erhöhten Tagessatz abzurechnen. Dieses Er­
suchen liegt seit 26. Juli vor, das sind mehr als 
fünf Monate. In der Zwischenzeit muß die Vereini­
gung zugunsten behinderter Kinder aus jenen Spen­
den, die sie für den Um- und eventuell Neubau, 
oder die Adaptierung des Heimes bekommen haben, 
seit 1. September rund 100.000 Schilling pro Monat, 
also September, Oktober, November und jetzt De­
zember wahrscheinlich auch noch, bereits 400.000 
Schilling aus Spendengeldern dazu verwenden, Jones 
Defizit abzudecken, das durch die Nichtanerken­
nung, sagen wir es einmal so, entsteht. Bewilligen 
kann das Land das gar nicht, sondern es ist eine 
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private Institution, die ein Angebot stellt und wenn 
eingewiesen wird, dann ist ja auch der Kostensatz 
zu begleichen. Diese Anerkennung der neuerrechne­
ten Kosten ist nicht erfolgt. Monatlich 100.000 Schil­
ling aus dem Spendentopf, der für etwas anderes be­
stimmt war. Der Vergleich, wiederum mit Wiener 
Neustadt zeigt, daß dort der Tagessatz bei ähnlichen 
Voraussetzungen, auch das Personal anders abge­
deckt und die Kalkulationsunterlagen, ich habe sie 
alle hier liegen, sind ganz genau erfolgt von der 
Vereinigung zugunsten behinderter Kinder, bei ver­
gleichbaren Kostenstellen in Wiener Neustadt der 
Satz 550 Schilling heute schon beträgt, und daß in 
Ihrer Abteilung und unter Verantwortung die Er­
höhung von 15,7 Prozent auf 515 Schilling für das 
Heim hier in Graz anerkannt wird. Die letzte Ur-
genz und die letzte Bitte an Sie war am 19. Novem­
ber und ich habe gestern und vorgestern mit dem 
Obmann der Vereinigung gesprochen. Sie sind ver­
zweifelt, sage ich Ihnen. Sie sind verzweifelt, weil 
sie diese Anerkennung ihrer neuen mit Kalkula­
tionen belegten Kosten nicht bekommen und haben 
jetzt auch in dem Bereich, der bisher unbestritten 
war, nämlich daß das Land die Tagessätze bezahlt 
und ersetzt, für die dort untergebrachten Kinder 
eine neue nicht ganz leicht zu verstehende Verzöge­
rung hinzunehmen. Ich bitte Sie daher, Herr Lan­
desrat, folgende Fragen auch hier öffentlich zu be­
antworten: Wollen Sie durch die Blockierung des 
neuen Tagessatzes die Vereinigung aushungern, 
oder wollen Sie dieser Sache, und ich bitte Sie dar­
um, endlich auch gerecht werden und den neuen 
Tagessatz anerkennen? 

Zweite Frage: Können Sie diese Voargangsweise, 
die nun über fünf Monate den Eltern und der 
Vereinigung so viel zusätzlich kostet, vor diesen 
behinderten Kindern und den Eltern verantworten? 

Drittens: Sind Sie bereit, dementsprechend dem Re­
solutionsantrag von Abgeordneten aller drei Parteien 
dieses Hohen Hauses ab dem Budget 1981 für ent­
sprechende Subventionen für den Umbau und die 
Adaptierung zu sorgen, in Ihre Verhandlungen für 
das Budget 1981 wohlwollend aufzunehmen? 

Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren, daß 
Sie sich durch Ihre Anwesenheit für diesen Bereich 
besonders interessiert gezeigt haben und möchte 
noch einmal sagen: Viel Positives ist geleistet wor­
den, in einer Sache liegt eine für mich unverständ­
liche Sperre vor und ich bitte Sie, Herr Landesrat, 
darüber öffentlich Aufklärung zu geben. (Beifall 
bei der ÖVP und FPÖ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich die Frau 
Abgeordnete Annemarie Zdarsky. Ich erteile es 
ihr. 

Abg. Zdarsky: Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! 

Im Jahre 1980 werden es genau 15 Jahre seit die 
Altenurlaubsaktion des Landes im Rahmen der be­
sonderen Hilfe für betagte Menschen von Landes­
rat Gruber ins Leben gerufen wurde. Diese Einrich­
tung ermöglicht jenen älteren Frauen und Männern 
unseres Landes einen Urlaub, die aufgrund ihrer 
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Einkommenssituation nicht oder nur teilweise in der 
Lage sind, selbst dafür aufzukommen. Diese ALten-
urlaubsaktion ist bei unseren älteren Mitbürgern 
sehr beliebt. Wenn das Alter der Herbst des Lebens 
genannt wird, dann wird vielen betagten Menschen 
durch diese Altenurlaubsaktion ein Strauß Herbst­
blumen dargebracht. Für viele Menschen ist es ja 
der erste Urlaub ihres Lebens. Die Auswahl der 
Teilnehmer in der Altenurlaubsaktion erfolgt nach 
beigebrachter Anmeldung und Prüfung der Voraus­
setzung bei den zuständigen Wohnsitzgemeinden 
durch Gemeinderatsbeschluß. Damit soll eine mög­
lichst objektive Auswahl gewährleistet werden und 
über die Bezirkshauptmannschaften werden die Na­
men der Teilnehmer an die Rechtsabteilung 9 des 
Amtes der Steiermärkischen Landesregierung wei­
tergemeldet. Dort arbeiten sehr gut geschulte und 
in diesem Bereich erfahrene Beamte. Die gesamte 
Organisation beinhaltet auch laufende Kontrollen 
der Gaststätten und persönlichen Kontakt mit den 
Urlaubern. Die Urlauber kommen aus allen Bezir­
ken der Steiermark. Die Bezirkshauptmannschaften 
Fürsitenfeld, Judenburg, Kniittelfeld, Leoben, Murau 
und Radkersburg haben schon heuer um eine Er­
höhung der Teilnehmerzahl für 1980 ersucht. Der 
Magistrat Graz hat aber 1979 gegenüber 1978 um 
40 Prozent weniger Plätze angefordert. Dies ist wie­
der ein Beispiel für die soziale Einstellung des Bür­
germeisters Götz. Sein Sparbudget geht auf Kosten 
der sozial armen und alten Mitbürger. In die Aktion 
einbezogen sind 24 Gaststätten in 16 steirischen 
Orten, und sie wird in fünf Turnussen in den 
Monaten Mai und Juni, und September und Okto­
ber, also in der Vor- und Nachsaison, durchgeführt. 
Diese Altenurlaubsaktion ist somit für die Beher­
bergungsindustrie der Steiermark von nicht uner­
heblicher, wirtschaftlicher Bedeutung. Die große 
Anzahl der Gaststätten, die sich laufend um Auf­
nahme in die Altenurlaubsaktion bewerben, ist ein 
deutlicher Beweis dafür und die vor kurzem vorge­
legte Fremdenverkehrsbilanz hat .festgestellt, daß 
der Inlandsgast die Steiermark nicht unbedingt be­
vorzugt. Ich glaube, vielleicht wäre jetzt zu über­
legen, ob diese Altenurlaubsaktion in der Steier­
mark bei nicht ausgelasteten Gaststätten und viel­
leicht noch nicht entdeckten Fremdenverkehrsorten 
auch in der Hauptsaison durchgeführt werden könn­
te. Es sind ja Ein- und Zweibettzimmer, die den Ur­
laubern zur Verfügung stehen und Verpflegung und 
Betreuung werden von den Teilnehmern überall 
gelobt und für Annehmlichkeiten und Unterhaltung 
wird von den dortigen Gastwirten gesorgt. Es 
spricht dies1 auch, möchte ich sagen, für die Beamten, 
die mit besonders viel Herz und Einfühlungsvermö­
gen für die alten Menschen diese Gastwirtschaften 
aussuchen und genau kontrollieren, so daß der alte 
Urlaubsgast sich dort wirklich wohl fühlt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Insgesamt wur­
den bisher vom Land Steiermark für die Altenur­
laubsaktion an 50prozentigen Anteilen 25,874.998 
Schilling ausgegeben. Die restlichen 50 Prozent wur­
den von den Sozialhilfeverbänden beziehungsweise 
dem Magistrat Graz getragen. Allein im Jahre 1979 
wurden 4,2 Millionen Schilling dafür aufgewendet. 
Im heurigen Jahr nahmen aber auch erstmals 94 
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Amtsbesdieinigungs- und Opferausweisträger an der 
Aktion teil, für die das Land 100 Prozent der Kosten 
getragen hat. Für das kommende Jahr sind im 
Budget 3,800.000 Schilling für Altenbetreuung und 
Altenurlaubsaktion vorgesehen, also ein wesentlich 
höherer Betrag wie für 1979. Es wird damit ein be­
achtlicher Beitrag zur Hebung der Lebensqualität 
unserer betagten Mitmenschen im Rahmen der So­
zialpolitik geleistet. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Gestern war 
eine Vorstandssitzung des steirischen Altenhilfs-
werkes, welches im kommenden Jahr wieder mit 
1,050.000 Schilling subventioniert wird. Im Ge­
schäftsbericht für das abgelaufene Jahr, also- für 
1979, wurde berichtet, daß zirka 550 Personen von 
34 Helfern betreut wurden. Das ist zirka die Per-

^ sonenanzahl von zwei bis drei Altenheimen. Hiefür 
wurden vom Land, Gemeinden und Sozialhilfever­
bänden nur 3,5 Millionen Schilling aufgewendet. 
Leider ist aber auch hier die Stadtgerneiride Graz 
mit ihrer finanziellen Beitragsleistung prozentuell 
weit hinter der Beitragsleistung der anderen Ein-
satzbezirke,, obwohl Graz die meisten Helfer im 
Einsatz hat und hier auch die meisten Personen 
betreut werden. Die Menschen, die Hilfe erhielten, 
konnten dadurch in ihrem Zuhause und ihrem ge­
wohnten Lebenskreis verbleiben. Wenn man dies 
in den Vordergrund stellt, kann man ermessen, 
welch großartige Leistung und großartige Einrich­
tung bei relativ geringem finanziellen Aufwand vom 
steirischen Altenhilfswerk vollbracht wird. Sie reiht 
sich an andere Sozialleistungen, die vielen Men­
schen das Leben erleichtern oder lebensmöglich 
machen. Jeder Lebensabschnitt bringt besondere 
Schwierigkeiten. Dem alten Menschen kann man 
die physischen Beschwerden nicht abnehmen. Ihm 
aber das Leben lebenswert und die Lebensfreude 
zu erhalten, ist mit eine Aufgabe für die Gesell­
schaft und besonders für Sozialpolitiken. Diese zwei 
kleinen angeführten Aktionen sollen mit dazu bei­
tragen, diese Aufgabe zu lösen. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete DDr. Stepantschitz. Ich erteile es ihm. 

Abg. DDr. Stepantschitz: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Ich kann anschließen an das, was die Frau Vor-
rednerin gesagt hat. Die Aufgaben des Fürsorge­
referenten haben sich ja weitgehend geändert. Die 
materielle Not ist in den Hintergrund getreten und 
es geht jetzt darum, den Menschen bei anderen Nö­
ten beizustehen und das Hauptproblem unserer Zeit 
ist die Einsamkeit, die Verlassenheit. Es geht um 
den alten Menschen, der im Krankenhaus abgegeben 
und nicht abgeholt wird. Es geht um. den alten Men­
schen, der allein und geängstigt in der Wohnung 
sitzt und wartet, bis das Telefon klingelt. Ich muß 
sagen,, daß auf dem Gebiet das Land Steiermark 
wirklich einiges geleistet hat. Ich komme noch ein-
mal auf den Alitenhüfsdionst zu spirochon. Es geht 
ja im wesentlichen um das Gespräch. Es gibt sehr 
Viele Patienten im Krankenhaus, ältere Patienten, 
die sagen: Eigentlich ist das die einzige Gelegen­

heit, wo man noch mit jemanden reden kann und 
wenn nun, ich darf das sagen und ich freue mich 
sehr darüber, der Herr Landesrat Bammer wird sich 
noch mehr freuen, daß- die Belagzahlen im Landes­
krankenhaus Graz im letzten Jahr um fünf Prozent 
zurückgegangen sind. Ein ganz erstaunlicher Erfolg 
eigentlich, den wir gar nicht erwartet haben. So 
ist mit daran schuld, mit ••— nicht allein —, die 
Tätigkeit der Altershelferinnen draußen und des 
Hauskrankenpflegedienstes, die es uns ermöglichen, 
Patienten doch früher zu entlassen. Vielleicht wird 
man einmal zu einer Umschichtung im Budget kom­
men, daß wir im Spital weniger brauchen um uns 
dafür mehr für die Betreuung jener Menschen zu 
Hause leisten können. 

Meine Damen und Henren, ganz knapp vor dem 
Mittagessen nur noch ein Gedanke. Wir sind ein 
an sich sterbendes Volk. Wir haben leider immer 
weniger Kinder, wir konnten einige Posten kleiner 
gestalten, beim Kindergarten und so weiter, weil 
es einfach weniger gibt, aber wir haben immer 
mehr alte Leute und wir versuchen mit offenbar un­
tauglichen Mitteln die Geburtenzahl wieder zu 
hebert. Vielleicht ist es ein Beitrag zur Erhaltung 
der Familie, wenn man jetzt einmal beim anderen 
Ende anfängt. Wenn man sich jetzt einmal mehr um 
den alten Menschen kümmert, der zu Hause bleiben. 
kann und vielleicht wird dieser alte Mensch auch 
wieder die Initialzündung dafür setzen, daß die 
Familie wieder zum Leben kommt, daß auch die 
jüngeren Menschen wieder wissen, um was es in 
diesem Leben geht, daß sie auch, das erlöschende 
Leben schätzen lernen und daß sie dadurch auch 
zur Erkenntnis kommen, daß das werdende Leben 
noch etwas wesentlich Höheres ist. Dankeschön. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Horvathek. Ich erteile es ihm. 

Abg. Dr. Horvatek: Herr Präsident, Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! 

Im Ansatz 425 des Landesvoranschlages findet 
sich eine Summe von 374.000 Schilling für Entwick­
lungshilfe. Ein Thema, das mich seit Jahren per­
sönlich sehr interessiert. 374.000 Schilling, das 
heißt, daß das Land Steiermark für das Jahr 1980 
0,0022 Promille seines Budgets zur Lösung der Pro­
bleme der dritten und vierten 'Welt beiträgt. Ich 
sage das angesichts der Kompetenzlage gar nicht 
polemisch. Im Gegenteil, es. ist erfreulich und dan­
kenswert, daß durch Vermittlung des Herrn Lan­
deshauptmannes Sebastian und durch die Bereit­
schaft aller zuständigen Stellen einige Deutschlehrer 
aus Senegal ihr Studium bei uns vervollständigen 
können. (Landeshauptmannstellvenlireter Wegart: 
„Da haben wir auch etwas gemacht!") Ich möchte 
trotzdem, auch wenn es ein bißchen mehr ist, (Lan-
deshauptmannstellvertreter Wegart: „Es würde mich 
nicht stören, wenn Sie mich zitieren, denn wir hal­
ben auch etwas gemacht!") diesen Beitrag zur Ent-
wieMungshilfo als eine notwendige Erinnerungs-
post sehen, weil ich persönlich davon überzeugt 
bin, daß Fragen der Entwicklungshilfe längst zu 
Überlebensfragen unserer eigenen Zukunft gewor-
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den sind. Die harten Tatsachen, um die hier nie­
mand herumkommt, wurden vor kurzem in einem 
amerikanischen Magazin so ausgedrückt: „Wenn die 
Welt ein globales Dorf mit 100 Menschen wäre 
könnten 70 von ihnen nicht lesen, nur einer hätte 
College-Ausbildung, über 50 würden an Unterer­
nährung leiden und über 80 würden in Wohnver­
hältnissen leben, die wir als unzumutbar betrach­
ten." 

Man kann die Situation der Entwicklungsländer 
also gerafft so zusammenfassen: 

Die 30 Prozent der Weltbevölkerung in den In­
dustriestaaten verfügen über 82 Prozent der Welt-
prodüktion, über 91 Prozent der Weltexporte, über 
98 Prozent der Forschungs- und Entwicklungsaus-
gaben. Die Rüstungsausgaben der Industrieländer 
sind heute jährlich größer als das Bruttosozialprodukt 
Afrikas und Asiens zusammen. Die unbestreitbare 
Tatsache, daß die reichen Länder immer reicher, 
und die armen Länder immer ärmer werden. Die 
Tatsache, daß sich die sozialen Spannungen in den 
Ländern der dritten und vierten Welt immer radi­
kaler zu artikulieren beginnen, die Tatsache, daß 
die Arbeit der zuständigen Nebenorgansiationen der 
Vereinten Nationen in einer Flut von Paragraphen 
zu ersticken droht, verschärfen die Situation. Die 
Industriestaaten, das muß man sagen, sind heute 
weiter denn je von einer gemeinsamen Lösung 
entfernt. Eine Dösung, wie die vom österreichischen 
Bundeskanzler Dr. Kreisky mehrfach initiierte Idee 
einer Art Marschallplan für die Entwicklungsländer 
wäre ganz sicher ein brauchbares Modell. So wie 
die Vereinigten Staaten nach dem zweiten Welt­
krieg die zerstörten west- und mitteleuropäischen 
Länder und Japan durch kräftige Wiirtschafts- und 
Innovationshilfe wieder auf- und ausbauen halfen, 
so sollten die westlichen Industrieländer nunmehr 
die historische Aufgabe angesichts der riesigen Pro­
bleme, die vor uns stehen, übernehmen. Langfristige 
Kredite und Investitionen in Entwicklungsländern, 
ich denke hier zum Beispiel an die VÖEST-Alpine, 
an VEW, sind ein sehr wichtiger und aktueller Bei­
trag, auch für die Arbeitsplatzsicherung hier bei 
uns im Land. Warum sage ich das alles? Erstens, 
weil es auch hierhergehört in den siteirischen Land­
tag, denn wir haben die Pflicht, in einer Zeit dar­
über zu reden, in der auch bei uns zum Beispiel die 
Diffamierung von Nachbarn fröhliche Urständ feiert. 
Wir müssen einen Beitrag zur Gesinnung für Ent­
wicklungshilfe leisten. Und zwar als ständige Auf­
gabe und Herausforderung. Der kleine finanzielle 
Beitrag, den wir leisten, und ich will mich hier nicht 
um ein paar Promille streiten, ist sicherlich zu wenig. 
Es gibt das Problem,, daß zwischen den großen Not­
wendigkeiten der Hilfe und den Realitäten der Lei­
stungen ein fast unüberwindlicher Graben des Be­
wußtseins zu klaffen scheint. Immer dann, wenn, 
ausgelöst durch Massenmedien, Nachrichten über das 
große Sterben draußen in der Welt über den Bild­
schirm flimmern, dann wachen wir ein wenig aus 
der Wohlstandsletargie auf. Eine Bewußtseinsbil­
dung auf Zeit. Wie wenig nachhaltig das ist, das 
zeigt das Beispiel der vietnamesischen! Bootsleute.. 
Anfang dieses Jahres verging doch kein Tag, an 
dem nicht über den tausendfachen Tod in den ma­

laiischen und chinesischen Gewässern berichtet 
wurde. Furchtbare Bilder — aber wer redet heute 
noch davon? (Abg. Dr. Piaty: „Der Herr Sekanina 
ist seinerzeit dagegen marschiertl") Aber gerade in 
diesen Tagen kommen zu uns die apokalyptischen 
Szenen eines „Holocaust", eines Massenmordes 
unserer Tage, die Vernichtung des kambodscha­
nischen Volkes. Eine Spirale der Gewalt, Herr Ab­
geordneter Dr. Piaty, zu der alle", Franzosen, Japaner, 
Amerikaner, Russen, Chinesen, Vietnamesen, ihren 
Teil beigetragen haben. (Abg. Dr. Piaty: „Das ist 
das sozialistische Indochinakomitee!") Wie vor 
40 Jahren wird ein Völkermord begangen. Sind 
drei von vier Kindern bereits tot, ziehen ausge­
mergelte und kraftlose Flüchtlingskaravanen durch 
den Dschungel, sterben einen namenlosen Tod in 
überfüllten Flüchtlingslagern. (Abg.. Dr. Piaty: „Die 
damals mitmarschiert sind, sind heute mitschul­
dig!" — Abg. Brandl: „Das gilt allgemein, was Sie 
jetzt gesagt haben!") 

Und so sage ich zweitens: Als vor fast zwei Wo­
chen der ORF auf der Welle ö 3 diesem Völker­
mord einen ganzen Tag gewidmet hat, fiel mir 
persönlich nicht so sehr der Einsatz der großen 
Hilfsorganisationen, wie der UNO und des Roten 
Kreuzes auf, sondern der Einsatz der zahllosen 
privaten Gruppen, der freiwilligen Helfer aus den 
westlichen Ländern, auch aus Österreich und auch 
aus der Steiermark. 

Wir danken immer wieder in diesem Hohen Haus 
anläßlich der Budgetdebatte, mit Recht den vielen 
Vereinen, den Feuerwehren, der Rettung, den Ver­
bänden, Menschen,, die helfen. Deshalb möge heute 
auch einmal Dank abgestattet werden jenen Grup­
pen und Einzelpersonen, die unauffällig, aber oft 
umso wirksamer ihren solidarischen Beitrag für die 
Entwicklungsländer leisten. Ich meine dabei nicht 
nur, aber auch die Initiative für Arusha, die der 
Bürgermeister der Industriestadt Mürzzuschlag so 
tatkräftig gesetzt hat. Ich meine nicht nur, aber 
auch die traditionellen kirchlichen Institutionen und 
die durch den Friedensnobelpreis ausgezeichnete 
Amnesty International. Ich meine nicht nur, aber 
ganz besonders die Aktivbürger, die sich zum 
Beispiel in der Erklärung von Graz zusammenge­
funden haben. In ihrem jüngsten Thesenpapier stel­
len sie wörtlich fest: „Wir sind bereit, unsere 
Solidarität mit den Benachteiligten dadurch sichtbar 
zu machen, daß wir einen Teil unseres verfügbaren 
Einkommens regelmäßig für Unterstützungsprojekte 
verfügbar machen." 

Manche gehen dabei bis zu einem Zehntel ihres 
Einkommens. Wir sollten anerkennen, daß hier vor 
allem junge Menschen in dieser so unüberschaubar 
gewordenen Welt ihre Identität suchen und finden. 
Und so möchte ich drittens und abschließend sagen: 
Die Vereinten Nationen streben an, daß die Indu­
strieländer 0,7 Prozent ihres Bruttonationalproduk-
tes für Entwicklungshilfe ausgeben. Einige Länder, 
wie zum Beispiel Norwegen oder Schweden, haben 
diese Ziffer bereits überschritten, wir in Österreich 
haben auch aufgeholt, aber wir liegen erst bei 0,27 
Prozent. Im OECD-Durchschnitt sind es immerhin 
schon 0,31 Prozent. Es liegt, ich wiederhole es, denn 
das ist der Kern des ganzen Problems, an uns, die 
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Menschen für die Entwicklungshilfe zu motivieren. 
Solidarische Entwicklungshilfe heißt aber auch soli­
darische Entwicklungspolitik hier bei uns. Heißt 
beispielsweise solidarisches Haushalten, ein ver­
nünftiger Umgang mit Rohstoffen, mit Energie, mit 
ökologischen Kreisläufen und der Umwelt. Solida­
risch, weil wir immer einen Blick dafür haben 
sollten, was unser Verhalten für andere bedeutet. 
Und eben das kann man nur selbst vormachen. Soli­
darisches Verhalten und Fortschritt hängen zusam­
men. Gerade deshalb müssen wir zeigen, wie Fort­
schritt gegen alle Gefährdungen durchzusetzen ist. 
Nur eine Politik, die entscheiden will, was wachsen 
soll, wobei ich mich zum Wachstum grundsätzlich 
bekenne, kann Resignation und Pessimismus über­
winden. Zu diesem Mut zur Zukunft und zur Bereit­
schaft, wenn es sein muß, auch unbequeme Wege 
zu gehen und die Probleme bei uns, aber auch dort, 
wo sich die Menschen selbst nicht helfen können, 
zu lösen, sollten wir uns alle bekennen. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Präsident: Meine Damen und Herren! 
Bevor wir eine Mittagspause einschalten, gebe 

ich dem Hohen Haus bekannt, daß für sechs von 
der Landesregierung eingebrachte und von mir zu­
gewiesene Regierungsvorlagen die Dringlichkeit 
begründet wurde. Es sind dies für den Landwirt­
schafts-Ausschuß die Regierungsvorlage, betreffend 
den Bericht über die wirtschaftliche und soziale 
Lage der Land- und Forstwirtschaft in der Steier­
mark, für den Gemeinde- und Verfassungs-Aus­
schuß die Regierungsvorlagen, Gesetz, mit dem die 
Gemeindewahlordnung Graz 1957 geändert wird, 

Gesetz, mit dem die Gemeindewahlordnung 1960 
geändert wird (GemeindewahlordnungsrNovelle 
1979), 

Gesetz, mit dem die Landtags-Wahlordnung 1960 
geändert wird (Landtags-Wahlordnungsnovelle 
1979), 

die Regierungsvorlage, mit der die Dienst- und 
Gehaltsordnung der Beamten der Landeshauptstadt 
Graz 1956 geändert wird, und 

das Landesverfassungsgesetz, mit dem das Lan-
des-Verfassungsgesetz 1960 geändert wird (Landes-
Verfassungsgesetznovelle 1979). Um dem Land­
wirtschafts- und dem Gemeinde- und Verfassungs-
Ausschuß Gelegenheit zu geben, diese Regierungs­
vorlagen zu beraten und sodann dem Hohen Haus 
antragstellend zu berichten, ersuche ich die Mit­
glieder dieser beiden Ausschüsse jetzt gleich zu 
Beginn der Mittagspause sich in den Rittersaal zu 
begeben. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 14 Uhr. (Unter­
brechung der Sitzung um 12.30 Uhr.) 

Zweiter Präsident Gross: 
Ich nehme die unterbrochene Sitzung wieder auf 

und gebe dem Hohen Haus bekannt, daß der Land­
wirtschafts-Ausschuß die Regierungsvorlage, Einl.-
Zahl 290/1, betreffend den Bericht über die wirt­
schaftliche und soziale Lage der T.anri- unrl Fnrst-
wirtschaft in der Steiermark und der Gemeinde-
und Verfassungs-Ausschuß die Regierungsvorlage, 
Einl.-Zahl 304/1, Beilage Nr. 33, Gesetz, mit dem 
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die Gemeindewahlordnung Graz 1957 geändert wird, 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 305/1, Beilage 

Nr. 34, Gesetz, mit dem die Gemeindewahlordnung 
1960 geändert wird (Gemeindewahlordnungs-No-
velle 1979), 

die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 306/1, Beilage 
Nr. 35, Gesetz, mit dem die Landtags-Wahlordnung 
1960 geändert wird (Landtagswahlordnungsgesetz-
Novelle 1979), 

die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 143/1, Beilage 
Nr. 17, Gesetz, mit dem die Dienst- und Gehalts­
ordnung der Beamten der Landeshauptstadt Graz 
1956 geändert wird, und 

die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 309/1, Beilage 
Nr. 37, Landesverfassungsgesetz, mit dem das Lan-
des-Verfassungsgesetz 1960 geändert wird (Landes-
Verfassungsgesetznovelle 1979), behandelt haben 
und nunmehr antragstellend berichten können. 

Ich schlage vor, diese Geschäftsstücke als Tages­
ordnungspunkte 10 bis 15 auf die Tagesordnung 
zu setzen und hierüber zu verhandeln. Gemäß § 27 
Abs. 5 der Geschäftsordnung des Steiermärkischen 
Landtages können nicht auf der Tagesordnung ste­
hende Geschäftsstücke nur dann als dringlich in 
Verhandlung genommen werden, wenn der Landtag 
mit Zwei-Drittel-Mehrheit der anwesenden Mitglie­
der hiezu seine Zustimmung gibt. Außerdem wäre 
von der Einhaltung der Auflagefrist abzusehen. 

Ich ersuche nunmehr die Damen und Herren, wel­
che mit meinem Vorschlag einverstanden sind, ein 
Zeichen ihrer Zustimmung mit der Hand zu geben. 
Der Vorschlag ist angenommen. 

Wir kommen nun wiederum zur Gruppe 4. Die 
nächste Wortmeldung ist von der Frau Abgeord­
neten Julie Bischof. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg. Bischof: Herr Präsident, Hoher Landtag! 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Herr Abgeordnete Maitz hat ja bereits positiv 
zur Behindertenhilfe gesprochen, ich möchte mich 
auch diesem Kapital zuwenden und noch mehr ins 
Detail gehen. Die Hilfe für behinderte Menschen 
ist in den letzten Jahren zu einem Schwerpunkt der 
Sozialarbeit geworden. Die Fortschritte der Medizin 
ermöglichen eine bessere Versorgung und Kompen­
sierung der verschiedenen Leiden und Gebrechen. 
Dies gilt vor allem für die körperlichen Behinderun­
gen, wo die Entwicklung neuer Operationsmetho­
den und die Konstruktion spezieller Hilfsmittel und 
Apparate viele Menschen trotz körperlicher Gebre­
chen in die Lage versetzt, daß sie fast wie ein 
gesunder Mensch leben können. Auch bei der Be­
handlung geistiger und seelischer Behinderungen 
wurden große Fortschritte erzielt. Geistig Benin-, 
derte, die früher kaum das Kindesalter überlebten, 
erreichen nun ein hohes Lebensalter, sie können in 
ihren Fähigkeiten so weit entwickelt werden, daß 
sie nicht in geschlossenen Anstalten dahinvegetie­
ren, sondern in speziellen Einrichtungen ein Leben 
führen, das den Menschenrechten und der Men­
schenwürde entspricht. 

Anrh die soziale Einstellung gegenüber den bc 
hinderten Mitmenschen hat sich geändert, und damit 
dieses Verständis wachgehalten wird, bitten wir 
auch die Presse und den Rundfunk um Unterstüt-
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zung. Unsere Grundlage in der Steiermark ist nach 
wie vor das Steiennärkische Behindertengesetz, das 
Hilfeleistungen für unsere behinderten Mitmen­
schen im Bereich der Schul- und Berufsausbildung, 
der beruflichen Eingliederung in Form von ge­
schützten Arbeitsplätzen, Beschäftigungstherapie, 
persönliche Hilfe und Betreuung, ein Pflegegeld für 
Pflegebedürftige und auch eine Mietzinsbeihilfe für 
Bewegungsbehinderte vorsieht. 

Zur Frage der möglichst frühzeitigen Erfassung 
von Behinderten ist festzustellen, daß dies nur auf 
freiwilliger Basis erfolgen kann, und wenn der 
Herr Abgeordnete Maitz gemeint hat, es müßte 
hier eine Erhebung gemacht werden, so möchte ich 
dazu sagen, daß man Hilfe nur anbieten, aber nie­
mandem aufzwingen kann. 

So ist, glaube ich, die Information der Behinder­
ten, ihrer Eltern und aller Personen und Einrich­
tungen, die eben mit Behinderten in Berührung 
kommen können, besonders wichtig. Deshalb glaube 
ich auch, daß der Beratungsstelle für Behinderte im 
Landesbehindertenzentrum in Graz eine besondere 
Bedeutung zukommt, ebenso den Schulungsaktionen 
für die Familien mit behinderten Kindern. Der An­
schluß an das gesellschaftliche Leben und die He­
bung des Selbstwertgefühls ist aber von der beruf­
lichen Integration abhängig. Es ist für gesunde 
Kinder und Jugendliche von großer Bedeutung, daß 
sie eine gute und umfassende Schul- und Berufs­
ausbildung erlangen, und ich glaube, das trifft für 
unsere behinderten Menschen noch in verstärktem 
Maß zu. Zirka 80 Millionen Schilling werden heuer 
vom Land Steiermark und von den Bezirkshilfe­
verbänden für die Ausbildung unserer Behinderten 
in Anstalten und Heimen aufgewendet. Weitere 
bedeutende Geldmittel sind notwendig, damit diese 
Einrichtungen geschaffen, ausgebaut und verbessert 
werden können. Zur Bedeckung der erhöhten Auf­
wendungen, die sehbehinderte Menschen zu tragen 
haben, stellt das Land Steiermark im nächsten Jahr 
bereits 65 Millionen Schilling an Blindenbeihilfen 
zur Verfügung. Dieser Betrag wird 2000 praktisch 
und vollständig blinden Menschen zugute kommen. 
Ab Jänner des kommenden Jahres wird die Blin-
denbeihilfe, die für Vollblinde heuer 2715 Schilling 
beträgt und für praktisch Blinde 1810 Schilling, 
voraussichtlich um 6,5 Prozent erhöht, das heißt, 
daß innerhalb der letzten zehn Jahre die Blindenbei-
hilfe sich verdreifacht hat. Die sozialistische Frak­
tion mit dem Landessozialreferenten unterstützt den 
geplanten Internatszubau mit einer Kapazität von 
70 Betten im Landesbehindertenzentrum und wird 
sich dafür einsetzen, daß dieses Projekt, die Bau­
bewilligung wurde ja bereits erteilt, vorrangige 
Bedeutung hat. Der Landessozialreferent hat sich 
auch mit Nachdruck dafür eingesetzt, daß das Lan­
desinternat der Krankenpflegeschule in Judendorf, 
das mit Ende dieses Jahres frei wird, als Behin­
derteneinrichtung adaptiert und vom Land Steier­
mark weiterhin angemietet wird. Diese Einrichtung 
wird dann als Außenstelle des Landesbehinderten-
zentrums geführt werden. Nach Durchführung der 
notwendigen Baumaßnahmen, für die nur ein gerin­
ger Kostenaufwand erforderlich sein wird, kann 
dann in diesem Gebäude ab Sommer des nächsten 
Jahres mit 42 Behinderten Beschäftigungstherapie 

betrieben werden. Die Beschaffung und die Siche­
rung von Arbeitsplätzen für unsere behinderten 
Mitmenschen war bereits in den letzten Jahren ein 
Schwerpunkt der Behindertenhilfe und wird es auch 
künftig bleiben. Gerade die behinderten Menschen 
haben auch das Recht auf Arbeit, denn dadurch 
erhalten sie erst das notwendige Selbstwertgefühl, 
und sie werden damit entsprechend in die Gesell­
schaft eingegliedert. Besser als in anderen Bundes­
ländern Österreichs ist es in der Steiermark ge­
glückt, geschützte Arbeitsplätze für Behinderte in 
der Privatwirtschaft einzurichten. Mit dieser Maß­
nahme, an der sich neben dem Land Steiermark 
auch die Arbeitsmarktverwaltung und das Landes­
invalidenamt an den Kosten beteiligen, ist es gelun­
gen, daß 800 Behinderte in der freien Wirtschaft 
auf geschützten Arbeitsplätzen untergebracht sind, 
und darüber hinaus haben wir, das haben wir vom 
Herrn Landeshauptmannstellvertreter Wegart ge­
hört, fast 200 geschützte Arbeitsplätze im Landes­
dienst und 24 geschützte Arbeitsplätze im Magistrat 
Graz. Es wäre natürlich sehr zu wünschen, würden 
auch andere öffentlich-rechtliche Körperschaften 
beziehungsweise auch Gemeinden geschützte Ar­
beitsplätze zur Verfügung stellen. Da der Bedarf 
an diesen Arbeitsplätzen noch lange nicht gedeckt 
ist, wird es vordringliche Aufgabe der achtziger 
Jahre sein, einerseits geschützte Arbeitsplätze in 
noch verstärktem Ausmaß in der freien Wirtschaft 
zu fördern und andererseits aber im Rahmen eines 
Gesamtkonzeptes des Sozialministeriums in Zusam­
menarbeit mit den Ländern geschützte Werkstätten 
zu errichten. Die Sozialreferentenkonferenz ist damit 
bereits befaßt und arbeitet ein solches Konzept aus 
unter gleichmäßiger Beteiligung zwischen Bund und 
Ländern. Im Rahmen dieses Konzeptes soll in der 
Steiermark zunächst in Fohnsdorf eine derartige 
geschützte Werkstätte errichtet werden. Es soll 
aber auch erwähnt werden, und auch das wurde 
schon gesagt, daß in diesem Bereich private Orga­
nisationen für unsere Behinderten ganz hervor­
ragende Arbeit leisten. Unser Sozialreferent be­
müht sich auch seit Jahren, diese engagierten pri­
vaten Vereinigungen bestmöglichst zu fördern und 
zu unterstützen. Eine ganz hervorragende Stellung 
innerhalb dieser privaten Organisationen nimmt 
wohl seit vielen Jahren das Odilien-Blindeninstitut 
ein. Für die derzeit 41 Jugendlichen, die im Rahmen 
der Behindertenhilfe in diesem Institut betreut wer­
den, leistet die öffentliche Hand 315 Schilling pro 
Person und Tag. Ein Geldbetrag, glauben wir, der 
in Anbetracht der großen hier erbrachten Leistun­
gen durchaus als angemessen bezeichnet werden 
kann. 

Unser Sozialreferent hat sich auch dafür einge­
setzt, daß das Land Steiermark die Haftung für 
einen 10-Millionen-Schilling-Kredit übernommen hat, 
ohne den die Werkshalle im Odilienblindeninstitut 
nicht hätte errichtet werden können. Um die Bezah­
lung dieses Kredites sicherzustellen, leistet das 
Land Steiermark überdies eine jährliche Subvention 
in der Höhe von 1,5 Millionen Schilling. Bis jetzt 
konnten für die Errichtung dieser Werkshalle Geld­
mittel des Landes in der Höhe von mehr als 5,8 Mil­
lionen Schilling bereitgestellt werden. Außerdem 
konnte Landesrat Gruber innerhalb der letzten zehn 
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Jahre für die Renovierung und für die Instandhal­
tung dieses Gebäudes und für die neuerrichtete 
Wäscherei aus Landesmitteln eine Subvention von 
mehr als 3,5 Millionen Schilling zur Verfügung 
stellen. 

Zusammenfassend, meine sehr geehrten Damen, 
kann gesagt werden: Vieles ist geschehen, so man­
ches ist aber noch zu tun. Das Jahr 1981 wurde 
von der UNO zum internationalen Jahr der behin­
derten Menschen erklärt. Wir glauben, das ist eine 
nicht so schnell wiederkehrende Chance, die breite 
Öffentlichkeit intensiver über Probleme behinderter 
Menschen zu informieren. Eine Aufklärung darüber, 
was behindert sein bedeutet, soll bereits im Kin­
dergarten, in der Schule, in der Familie beginnen, 
aber auch das Fernsehen kann durch Informations­
vermittlung die Integration behinderter Menschen 
fördern und ihre Anliegen unterstützen. Die Bemür 
hung um Anerkennung und Hilfe für unsere behin­
derten Menschen darf nicht nur ein Anliegen der 
zuständigen Politiker, der zuständigen Beamten und 
einiger engagierter Menschen in unserem Land sein. 
Diese Sorge und Anteilnahme muß im Bewußtsein 
von uns allen fest verankert sein. 

Weil ich schon beim. Rednerpult bin und das 
auch zur Gruppe 4 gehört, möchte ich auf einen 
Zwischenruf des Herrn' Abgeordneten Chibidziura, 
ein sehr schweres Wort, eingehen. (Allgemeine Hei­
terkeit.) Der Herr Abgeordnete hat, als er noch 
gar nicht lange auf der Abgeordnetenbank gesessen 
ist, bei einer Debatte gerufen, sozial ist nicht sozia­
listisch. (Abg. Ing. Turek: „Richtig!") Wir sind 
anderer Meinung. Erstens setzt man von einem 
neuen Abgeordneten voraus, daß er eine bestimmte 
Achtung vor diesem Hohen Haus hat und sich ein 
wenig überlegt, welchen Zwischenruf er macht. 
(Abg. Dr. Eichtinger: „Hat er gerade gesagt!" — 
Abg. Ing. Turek: „Vor dem Hohen Haus schön, 
aber vor den Sozialisten nicht!") Das ist aber traurig, 
wir gehören auch dazu. (Abg. Dipl.-Ing. Chibidziura: 
„Die Hochachtung haben wir schon!") Sehr geehrte 
Damen und Herren! Heutzutage rühmen sich viele, 
sozial zu sein. Aber aus der Geschichte der Arbeiter­
bewegung geht ganz eindeutig hervor, daß sie es 
war, die mit den Gewerkschaften die Gesetzgebung 
in der ersten Republik bereits reichlich beeinflußt 
hat und immer bemüht war, die sozialen Unter­
schiede auszugleichen. Ich möchte hier feststellen, 
es ist einer sozialistischen Bundesregierung gelun­
gen, daß Österreich in den siebziger Jahren gemes­
sen am Bruttoinlandsprodukt je Einwohner das 
größte Wirtschaftswachstum aller europäischen 
OECD-Staaten hat, zugleich aber den drittkleinsten 
Preisanstieg (Abg. Schrammel: „Das ist eine Wirt­
schaftsrede!"), die zweitniedrigste Arbeitslosenrate 
und als einziges Land eine unterproportionale Ju­
gendarbeitslosigkeit. Wie der Herr Abgeordnete 
Brandl von uns bereits in seiner Budgetr.ede betont 
hat, kein konservativ geführter Staat kann für sich 
in Anspruch nehmen, daß er sozial ist, weil keiner 
dieser Staaten die Arbeitslosigkeit bewältigen kann. 
(Abg. Ing. Turek: „Das hat der Brandl gar nicht 
gesagt!") Mit anderen Worten! Alle Daten zeigen, 
daß eine (konservative Führung zu Arbeitslosigkeit 
und hoher Inflationsrate führt. (Abg. Dr. Heidinger: 
„Ist der Regierungschef in der Bundesrepublik 

Deutschland auch konservativ? Das ist mir neu!") 
Mit den Oststaaten, die sich fälschlich. auch sozia­
listisch nennen, identifizieren wir uns nicht, weil 
sie Diktaturen sind. Ebenso nicht mit dem neuen 
sozialen Weg in der Stadt Graz. Ein sozialer Weg 
wäre für uns als Sozialisten in Österreich der ge-̂  
meinsame Weg, wie der Herr Abgeordnete Heidin­
ger aufgezeigt hat, der gemeinsame Weg der Zehn-
bis Vierzehnjährigen in einer neuen Mittelschule. 
(Abg. Schrammel: „Jetzt kommt eine große Schul­
rede!" — Abg. Premsberger: „Sag' es ihnen richtig 
hinein!" — Abg. Feldgrill: „Laßt die Frau Abge­
ordnete weiterreden!") Als Frau, weil ich beim 
Rednerpult bin, möchte ich dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Piaty sagen. (Abg. Dr. Eichtinger: „Wie ist das 
mit dem Bischof-Krampus-Spiel?") Die sozialistische 
Bundesregierung hat durch die Familienrechtsreform . 
die Tätigkeit der Hausfrau und Mutter, ideell als 
Beruf anerkannt und aufgewertet. (Abg. Dr. Schil-
cher: „Wodurch?" — Abg. Ing. Turek: „Durch fünf 
Staatssekretärinnen.") Das war der erste Schritt. 
Wir machen uns sehr wohl Gedanken und Sorgen 
über die materielle Aufwertung. Dazu hat auch eine 
Enquete, wenn Sie die Presse gelesen haben, ge­
dient, unter dem Titel „Beruf — Hausfrau". (Abg. 
Dr. Eichtinger: „Enqueten sagen nie allzuviel aus!") 
übrigens, eine Initiative, die von der Steiermark 
ausgeht. Nach Überlegungen wollen wir dann den 
zweiten Schritt setzen, und wir glauben, das ist 
um so eher möglich, weil wir nun auch einen weib­
lichen Staatssekretär für Frauenfragen im Bundes­
kanzleramt haben. Danke für die Aufmerksamkeit. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Das Wort hat Frau Abgeordnete Jo­
hanna Jamnegg. 

Abg. Jamnegg: Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es gelingt der Frau Abgeordneten Bischof 
tatsächlich jedes Jahr, anläßlich der Budgetdebatte 
den sogenannten Prioritätenstreit, wer ist sozialer, 
hier vom Zaun zu brechen. Wir sind Ihnen nicht 
böse, Frau Abgeordnete Bischof, ein bißchen ein­
seitig ist die Darstellung halt, aber ich will jetzt 
dem Hohen Haus ersparen, die Chronik der Sozial­
politik, schon unserer Vorgänger .und auch jetzt in 
der Zweiten Republik, darzustellen. (Abg. Prems­
berger: „Aber die Interessen der Frau vertritt sie 
gut!" — „Abg. Brandl: „Sie hat trotzdem recht!" — 
Abg. Ing. Turek: „Wer sagt das?" — Abg. Pöltl: 
„Die Frauen haben immer recht!") Nun, sowohl der 
Herr Abgeordnete Dr. Maitz als auch die Frau 
Abgeordnete Bischof haben sich sehr ausführlich 
und sehr ernst mit der Frage der Behinderten aus­
einandergesetzt. Ich kann dies alles unterstreichen. 
Ich möchte in diesem Zusammenhang ergänzend 
anmerken, daß wir zu diesem Budget einen Resolu­
tionsantrag eingebracht haben, in dem wir ersu­
chen, dafür vorzusorgen, daß beim Bau, im Woh­
nungsbau, bei Geschoßbauten, für eine entspre­
chende Anzahl von Behindertenwohnungen yorge-
sorgt wird. Nun, meine Damen und Herren, möchte 

-ieb—folgendes sagen:—Mit dem Sozialhilfeyeselz, 
mit der großen Novelle zum Behindertengesetz, mit 
dem Blindenbeihilfengesetz haben wir in den letz­
ten Jahren im Land Steiermark zweifellos große 
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Schwerpunkte in der Sozialpolitik unseres Landes 
gesetzt, und wir haben neue Wege im sozialen 
Bereich eingeleitet. Ich glaube, man kann auch 
sagen, seit Inkrafttreten dieser Gesetze konnte viel 
mehr Personen in unserem Land geholfen werden 
als früher, was sich auch unter anderem in den 
enorm gestiegenen Ansätzen im Budget für den 
sozialen Bereich ausdrückt. Meine Damen und Her­
ren, dennoch wäre es verfehlt, zu glauben, daß 
damit schon alles ge tan ist, um die vielschichtigen 
und sehr komplex gelagerten sozialen Fragen zu 
lösen. Wir haben zwar in Österreich ein dichtes 
Netz sozialer Gesetze, das viele unserer Mitmen­
schen vor e lementaren Mängeln bewahrt, alte so­
ziale Fragen sind gelöst, doch haben sich in unserer 
Gesellschaft, w i e wir alle wissen, neue soziale 
Probleme entwickelt, die bisher noch nicht in den 
Griff zu bekommen sind, die bisher eher vernach­
lässigt wurden und in unserem Sozialsystem wenig 
oder noch keine Berücksichtigung gefunden haben. 
Als Beispiel möchte ich einmal die Mehrkinderfami­
lien anführen. Meine Damen und Herren, eine Un­
tersuchung hat ergeben, daß eine Familie mit zwei 
Kindern von 16 J ahren und darüber mit einem 
Durchschirittseinkommen von 10.463 Schilling in 
ihrem Pro-Kopf-Einkommen bereits unter die Ar­
mutsgrenze abrutscht. Die Frau Staatssekretär Karl 
meint, ich darf sie jetzt wörtlich zitieren: „Daß 
man feststellen müsse, daß viele Kinder nicht einmal 
ihre einfachsten Bedürfnisse nach Nahrung, Klei­
dung, Wohnung, Bildung und Gesundheit befriedi­
gen können." Soweit das Zitat der Frau Staatssekre­
tär Karl. Diese Probleme, meine Damen und Herren, 
sind also innerhalb der Bundesregierung bekannt. 
Dennoch wird zu wenig dazu getan, um den Fami­
lien wirksam zu helfen. Die materielle Not vieler 
Familien ist gewiß mit eine der Ursachen, wenn 
auch nicht umfassend, daß heute viele Familien 
außerhalb des Wohlstands s tehen und vielleicht ein 
gewisser Zusammenhang zu sehen ist, wenn auch 
nicht allein, aber doch, warum Österreich zu den 
drei geburtenschwächsten Ländern der Welt zählt. 
Nun haben die Kinderbeihilfen schon bisher mit 
den s tändig s teigenden Kosten nicht Schritt gehal­
ten. So werden diese, wie wir mit Bedauern gehört 
haben, bis zum Jahre 1981 eingefroren, weil, der 
Herr Finanzminister, das ist ganz offen zugegeben 
worden und nicht eine Behauptung unsererseits, seit 
J ahren Mill iardenbeträge aus dem Familienlasten-
ausgleichsfonds entnimmt und zweckwidrig für Bud­
getsanierungsmaßnahmen verwendet. Die Situation 
der Familien wird^sich so sicher bedauerlicherweise 
noch wei ter verschlechtern. Oder, meine Damen und 
Herren, sehen wir die Situation der Mindestrentner. 
Ein Antrag der ÖVP im Parlament, den Ärmsten 
durch eine bessere Aufstockung der Mindestpen­
sionen zu helfen, wurde von der sozialistischen 
Mehrheit im Parlament glatt abgelehnt. Anderer­
seits aber, meine Damen und Herren, wurden die 
Pensionsbeiträge, ich erzähle Ihnen hier auch nichts 
Neues, ich rekapituliere hier nur, nun weiter erhöht, 
und Dallinger ha t j a schon festgestellt, daß wir hier 
praktisch schon am Plafond angekommen sind und 
gleichzeitig auch, daß diese Erhöhung nicht in die 
Pensionskassen fließt, sondern ebenfalls anderwei­
tig für Budgetsanierung verwendet wird. (Abg. Spo-

ner: „Wann hat er das gesagt?") Das können Sie 
doch nicht bestreiten, lesen Sie das nach bei Wei ­
ßenberg, bei Dallinger, und Androsch selbst ha t das 
zugegeben. (Abg. Brandl: „Sie verwechseln das!") 
Natürlich die Zuschüsse zu dem Pensionsfond •, ist 
völlig klar. Dazu kommt, meine Damen und Herren, 
daß der Bund seit J ah ren nicht mehr seiner vollen 
Verpflichtung bei der Zahlung des Zuschusses an 
die Pensionsversicherungsträger nachgekommen ist. 
Hier erlauben Sie mir e inen kurzen Vergleich: Unter 
der ÖVP-Regierung hat im Jahre 1969 der Pen­
sionszuschuß des Bundes 33,7 Prozent betragen. 
Unter der sozialistischen Regierung wird dieser 
Pensionszuschuß des Bundes für das kommende 
Jahr nur mehr 17 Prozent ausmachen, also die Hälfte 
von dem, was früher in die Peiisionskassen einbe­
zahlt wurde. (Abg. Sponer: „Frau Kollegin, das ist 
eine totale Verzerrung!" — Abg. Ing. Turek: „Das 
ist soziale Demontage.") Daran kann man nicht 
rütteln. Es tut mir leid, wenn ich mit diesen Dar­
stellungen Ihren Frieden, der sich den ganzen Tag 
über im Haus abgezeichnet hat, s tören muß, aber 
um diese Fakten kommen wir nicht herum, denn 
auch die steirische Bevölkerung ist davon zutiefst 
betroffen. (Abg. Brandl: „15 Prozent bei den Pen­
sionisten!") Nun rüttelt innerhalb der SPÖ da und 
dort ein maßgeblicher Politiker auch an den wohl­
erworbenen Ansprüchen für Pensionen, an den wohl­
erworbenen Ansprüchen der Versicherten, und man 
hört jetzt schon, daß die Witwenpension auch 
schon zur Diskussion gestellt wird. Aber ich darf 
Ihnen versichern, wir werden uns zu wehren wissen. 
(Abg. Sponer: „Wo hör t man das?") Ich möchte 
auch fragen, was ist denn aus dem angekündigten 
Kampf gegen die Armut in Österreich geworden? 
Die Zahl der Armen in Österreich hat sich in den 
Jahren der sozialistischen Alleinregierung, also 
innerhalb der letzten zehn Jahre , ka*um merklich 
verringert. Sie sagen von 450.000 auf 430.000. In der 
Steiermark allein, das haben die Erhebungen erge­
ben, gibt es 130.000 Personen, die unter der Armuts­
grenze leben. Die Armen, meine Damen und Herren, 
sind heute nachgewiesenermaßen die Mehrkinder­
familien, die Mindestrentner, die alten Gewerbe­
treibenden, die alten Bauern. 40 Prozent der Bauern­
pensionisten haben ein Einkommen von knapp 
2000 Schilling im Monat, ü b e r 400.000 Menschen 
in Österreich leben somit im Schatten der Wohl­
standsgesellschaft. (Abg. Sponer: „Sagen Sie die 
Ursachen auch dazu!" — Abg. Dr. Schlichen „Die Re­
gierung!" — Abg. Brandl: „Weil die ÖVP so konser­
vativ ist und sich gewehrt hat!" — Abg. Dr. Maitz: 
„Gott sei Dank!") Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, für diese Menschen ist es nicht nur traurig, 
sie müssen es auch als eine Provokation empfinden, 
wenn immer wieder gesagt wird, wie gut es heute 
allen in Österreich geht. (Beifall bei der ÖVP. — 
Abg. Schrammel: „Das ist die Wahrheit!") Aber, über 
den materiellen Bereich hinaus gibt es heute auch 
andere soziale Probleme, die mit der quantitativen 
Sozialpolitik oder mit der materiellen Absicherung 
allein nicht zu lösen sind. Immer s tärker und immer 
deutlicher wird die neue soziale Frage, die Frage 
von mehr Menschlichkeit, von dem Bedürfnis nach 
mehr Nächstenliebe, die Frage nach mehr mit­
menschlicher Hilfe gestellt. Mit dem Sozialhilfe-
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gesetz haben wir im Land Steiermark viele Wege 
eröffnet und gewiesen, allein für den Ausbau und 
die Errichtung neuer sozialer Dienste im Sinn der 
mitmenschlichen Betreuung und' der menschlichen 
Nähe. In einigen Bereichen gibt es hier auch eine 
überaus gute Entwicklung. Wir haben eine Fami­
lienhilfe, wir haben ein Altenhilfswerk, wir haben 
seit dem Vorjahr über den Verein „Sozialmedizini­
scher Pflegedienst" auch eine Hauskrankenpflege, 
und die Hauskrankenpflege wird heute im Bezirk 
Fürstenfeld, in Neumarkt, und dort für acht Ge­
meinden, und in der Stadt Mürzzuschlag schon 
durchgeführt. Derzeit laufen Gespräche mit den Be­
zirken Leoben und Graz-Umgebung. Die Hauskran­
kenpflege ist also erfreulicherweise in unserem 
Bundesland im Aufbau. Andere Länder sind hier 
schon vorausgegangen, und wenn wir in Österreich 
verbleiben, um hier ein Beispiel herauszunehm-
men, in Vorarlberg gibt es in 45 Gemeinden Haus­
krankenpflegevereine. Wir werden bei uns noch 
vieles an Initiativen mobilisieren müssen, um in 
der Steiermark allen Mitbürgern, die Hilfe erwar­
ten, die Hilfe brauchen, Hilfe in Anspruch nehmen 
müssen, diese Hilfe auch zu bringen, über die 
Hauskrankenpflege, aber auch über die anderen 
sozialen Dienste, und wir müssen vor allem dafür 
sorgen, daß die Anspruchnahme dieser Dienste 
auch möglich ist, daß sie allen Leuten, auch örtlich 
gesehen, zugänglich ist. In ider Bundesrepublik 
Deutschland, meine Damen und Herren, und zwar 
in verschiedenen Ländern, gibt es eine Reihe von 
sozialen Vereinigungen, und man hat dort einen 
neuen Weg beschritten, indem man beispielsweise 
für einen Einzugsbereich von 20.000 Einwohnern 
Sozialstationen errichtet hat, und in diesen Sozial­
stationen sind sämtliche vorhandenen sozialen Dien­
ste zusammengeschlossen, also unter einem Dach 
vereinigt. Wie etwa die Hauskrankenpflege, Fami­
lienhilfe, Altenhilfe usw. Ich glaube, meine Damen 
und Herren, auch wir sollten bei uns eine solche 
Lösung anstreben, weil die Betreuung unserer Mit­
bürger durch die verschiedenen sozialen Dienste 
und auch durch die verschiedenen Träger dieser 
sozialen Dienste über die Errichtung von Sozial­
stationen, und zwar auch für abgegrenzte Einzugs­
bereiche, besser gesichert und auch besser koordi­
niert werden kann. Ich möchte damit konkret anre­
gen, daß wir darangehen, auch in der Steiermark 
solche Sozialstationen zu errichten. Nun ist mir 
klar, und ich glaube, es ist uns allen bewußt, daß 
die öffentliche Hand als Träger solcher Einrichtun­
gen allein zweifellos überfordert wäre. Daher soll­
ten hier, stärker noch als bisher, die private Initia­
tive und auch die freie Wohlfahrt noch stärker 
miteinbezogen werden. Meine Damen und Herren! 
Worauf es ankommt ist, daß viele, möglichst viele 
Kräfte in unserem Land hiefür mobilisiert werden, 
um unseren Mitbürgern, die das allein nicht schaf­
fen, mit verstärkter mitmenschlicher Hilfe ein Stück 
mehr an Lebensqualität und ein menschenwürdiges 
Leben zu sichern. (Beifall bei der ÖVP undTPO.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Schilcher. : 

Abg. Dr. Schilcher: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! 

Ich habe mich gemeldet, einmal, weil der Herr 
Abgeordnete Horvatek heute vormittag in einer, 
glaube ich, sehr eindrucksvollen Weise darauf hin­
gewiesen hat, daß es uns guttut, in der vorweih­
nachtlichen Konsumzeit darüber nachzudenken, daß 
es eigentlich eine ganze Reihe von Völkern gibt, 
denen es weitaus schlechter geht als uns. Er hat 
darauf hingewiesen, daß wir solidarischer sein müs­
sen und daß wir vielleicht den Anteil an Entwick­
lungshilfe erhöhen müßten. Er hat auch darauf 
hingewiesen, daß das Land eigentlich mit seiner 
Hilfe für senegalesische Lehrer etwas tut. Nur ein 
Wort zur Art und Weise, wie man es tut: ein Wort 
zur offiziellen Entwicklungspolitik. Ich glaube, daß 
wir davon abgehen sollten, bei Entwicklungshilfe 
so zu reagieren, wie ein reicher Mann, der ent­
weder durch seine Gaben noch ein bißchen reicher 
werden möchte, oder der seine Gaben sozusagen 
aus schlechtem Gewissen gibt. Beides tun wir leider 
und beides ist nicht sehr zielführend. Wenn wir 
also hergehen und sagen, wir investieren Groß­
projekte in Entwicklungsländer, weil wir sonst 
keine Märkte mehr finden im Westen, ohne Rück­
sichtnahme, ob den Ländern diese Projekte gefallen 
oder nicht, ob wir dort vielleicht gewachsene Situa­
tionen zerstören, ob wir dort in Strukturen ein­
greifen, die wir gar nicht mehr aufbauen können, 
wenn wir sie einmal zerstört haben, dann ist das 
in Wahrheit keine Hilfe. Wahrscheinlich nicht 
einmal eine Hilfe für uns, wenn wir etwa große 
Industrieanlagen exportieren, die uns dann selber 
irgendwo einmal konkurrenzieren. Ich würde mei­
nen, es sollte die offizielle EntwicklungspoUtik 
nachdenken, ob diese Großtechnologien, die wir 
exportieren, eine wirkliche Entwicklungshilfe sind. 
Ich bin in diesem Zusammenhang auch nicht sicher, 
ob es sehr günstig ist, daß der zuständige Staatsse­
kretär für die verstaatlichte Industrie gleichzeitig 
der zuständige Staatssekretär für die Entwicklungs­
hilfe ist, weil das dann pausenlos eben Projekte 
der zuständigen Großtechnologien sein werden. 

Ein Zweites: Ich glaube auch nicht, daß es ziel­
führend ist, wenn wir die Entwicklungshilfe geben, 
wie ein reicher Mann mit schlechtem Gewissen. 
Das heißt, so gut und wirklich beifallswert die Idee 
in Mürzzuschlag ist, nämlich Regionalpartherschaft 
zu machen, so problematisch ist es, einfach durch 
eine Geldzahlung, ohne es sich an Ort und Stelle 
angesehen zu haben, was damit gemacht werden 
kann, sozusagen das eigene Gewissen zu entlasten. 
Ich würde den Vorschlag machen, daß man diese 
Regionalpartnerschaft umdreht und zuerst vielleicht 
die Dinge anschaut, schaut, was die da unten wirk­
lich brauchen, oder das tut, was das Land sehr 
verdienstvoll macht, nämlich Leute heraufholt und 
sie schult und Leuten dieses Wissen und die not­
wendigen Kenntnisse beibringt, damit sie im eige­
nen Land, wo sie sich auskennen, segensreich wir­
ken. Denn dieser Export, dieses Glücklich-Machen an 
Hand der eigenen Vorstellungen, sei es jetzt um • 
zu verdienen, sei es um sein schlechtes Gewissen 
abzureagieren, ist, glaube ich, keine günstige Art. 
Trh weiß von einer ganzen Reihe von Gruppen 
junger Menschen in der Steiermark, daß sie bereit 
ist, sich an solchen Projekten mit echter Hilfe zu 
beteiligen. Es gibt viele junge Menschen, die ideali-
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stisch sind und e twas tun wollen. Horvatek hat 
h ingewiesen auf die Initiativen etwa der katholi­
schen Kirche in diesem Bereich, die Dritte-Welt-
Läden, die s i e . auch in Graz haben und schon in 
einigen Bezirksstädten, weisen in dieselbe Rich­
tung. Ich sage das alles, weil ich glaube, daß man 
diese Entwicklungshilfe weg von bloßen Geldzahlen 
bringen sollte, und leite damit gleich über zum 
eigentlichen Kapitel, wo wir gerade die obligate 
Bischofs-Hymne gehört haben, auf die steirische So­
zialpolitik. 

Ich meine jetzt, das, was wir langsam bemerken 
in der Entwicklungshilfe, was dort nicht stimmt, 
nämlich einfach mehr Geld in mehr Institutionen 
zu geben, das bekommen wir auch hier in der 
Steiermark zu spüren. Der Herr Landesrat Gruber 
hat in verdienstvoller Weise, wie Sie wissen, vor 
einiger Zeit eine IFES-Studie machen lassen, nur 
müßte man sich wieder einmal erinnern, was da 
drinnen steht. Da steht drinnen, daß die immerhin 
zirka 940 Millionen Schilling genau jene Menschen 
nicht erreichen, die sie eigentlich brauchen. Nur 
5 Prozent j ener 130.000 Steirer, die bis 2000 Schilling 
gewichtetes Nettofamilieneinkommen haben, bekom­
men eine Sozialhilfe. Das heißt, es ist die Bemer­
kung gerechtfertigt, daß genau die, die es am drin­
gendsten hätten, nichts bekommen. Wenn Sie diese 
an sich sehr verdienstvolle Studie durchlesen, dann 
bekommen Sie eine Beklommenheit, denn hier wer­
den Armutsbilder geschildert, wie die Situation 
eines einundvierzigj ährigen alleinstehenden Man­
nes, Rückgradverletzung, mehrere Kinder, der sagt: 
„Um Sozialhilfe kann ich mich nicht kümmern". 
Nächste Familie sagt: „Von der Sozialhilfe habe ich 
nichts zu erwarten." Die nächste Familie sagt: „Wir 
haben von der Sozialhilfe noch nichts bekommen." 
Nächste Familie sagt: „Ich will mit der Sozialhilfe 
nichts zu tun haben." Daraus ist ganz offensichtlich 
doch der Schluß zu ziehen, daß diejenigen Sozialhilfe 
beziehen, die sich besonders auskennen und offen­
bar nicht immer die sind, die sie brauchen würden. 
Das allein ist schon ein Tatbestand, der uns sehr 
wachsam machen sollte, weil da Gelder ganz offen­
bar dann in die falschen Kanäle kommen. Ich habe 
Dinge erlebt bei Enqueten und bei Besprechungen 
mit Sozialhelfern, die ebenso bedenklich waren. Ein 
junger Sozialhelfer, der in Graz begonnen hat, 
sagt: „Ich habe nach einem halben Jahr aufgehört, 
denn ich habe mir Sozialhilfe anders vorgestellt. Ich 
habe dort fast den ganzen Tag Berichte schreiben 
müssen. Einen Bericht nach dem anderen, und viel 
Zeit zum wirklichen Helfen ist mir nicht geblieben." 
Er ist weggegangen und ist jetzt bei der Caritas. 
Viele junge Menschen, die mit viel Optimismus an 
dieses Werk gehen, werden von einer zunehmend 
unverständlicheren Bürokratie erdrückt. Ich möchte 
auf dieses Problem aufmerksam machen. Bei einer 
Studententagung mit dem Bürgermeister Stoisser 
ist das har te Wor t von der „Sozialgestapo" gefallen, 
daß Menschen oft nicht mehr den Kontakt mit 
anderen Menschen haben, daß sie nur mehr sagen: 
wann geboren, wieviel Einkommen, wieviel Kinder 
und, und, und . . . notieren, Bericht schreiben. Ich 
glaube, daß das sicher nicht verallgemeinert werden 
darf, aber ich glaube, man muß vor Tendenzen 
warnen, die es hier offenbar in Ansätzen bereits 

gibt. Denken Sie an den kürzlich ereigneten Fall 
der jungen Witwe, die nichts bekam, von jedem 
Amt weggeschickt wurde, nur als sie einmal in der 
Zeitung stand, haben sich am nächsten Tag die 
Ämter telefonisch gerauft,. ihr plötzlich zu helfen. 
Ich glaube, daß diese Erscheinungen dazu angetan 
sind, nachzudenken, ob wir mit der nötigen Mensch­
lichkeit das viele Geld in die Sozialhilfe stecken. 

Ein letztes Beispiel, das ich persönlich erlebt 
habe: Kinderreiche Familie in der Nähe von Birk-
feld. Menschen, die diese Familie nie gesehen 
haben, in dem Fall haben auch Höchstgerichte ent­
schieden, weil der Vater nicht ganz „astrein" ist, 
er ist ein paarmal eingesessen, die Kinder werden 
abgenommen und verteilt auf mehrere SOS-Kinder­
dörfer. Wir haben gewarnt . . . (Abg. Premsberger: 
„Es ist bedauerlich, daß der Vater nicht in Ordnung 
war!" — Dr. Maitz: „Was können die Kinder da­
für?") Statt der Familie zu helfen, statt dorthin zu 
gehen, wie es zum Beispiel eine Gruppe von 
selbstlosen Frauen gemacht hat. Sie sind dorthin 
gegangen und haben der Frau waschen geholfen, 
kochen geholfen, haben versucht, die Kinder, die 
nicht auseinander wollten, beisammen zu halten. Da 
hat die Bürokratie gesagt nichts, weg mit ihnen. 
Ergebnis: Als die Kinder aufgeteilt waren, hat ein 
Sohn Selbstmord begangen. Ich meine nicht, daß 
das der Regelfall ist. Ich sage nur wieder: Solche 
Fälle sollten zu denken geben, daß wir einfach mit 
der Erhöhung der Budgetansätze für Sozialhilfe 
unser Gewissen noch nicht beruhigen dürfen, son­
dern daß wir wahrscheinlich diese Menschlichkeit 
aufbringen sollten, um Privatinitiativen, die bereit 
sind, auch mit persönlichem Engagement zu helfen 
und nicht nur mit den fremden Steuermitteln, daß 
wir die wenigstens nicht behindern und ihnen För­
derung angedeihen lassen, damit die Sozialhilfe 
auch jene erreicht, die sie eigentlich erreichen soll. 
Danke. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Zinkanell. 

Abg. Zinkanell: Meine Damen und Herren! Ich 
habe mich eigentlich zu Problemen der älteren Ge­
neration zu Wor t gemeldet, aber aufgrund der sehr 
negat iven Darstellung der sozialen Situation 
durch die Frau Kollegin Jamnegg habe ich in mei­
nen Unterlagen nachgeschaut und die Kriegsopfer­
zeitung vom Dezember dieses Jahres herausgeholt. 
Ich habe den Eindruck, daß dort förmlich in voraus­
schauender Weise die Antwort zu lesen,ist, die auf 
die Ausführungen der Frau Kollegin notwendig ist. 
Ich bitte, einige Sätze aus dieser Zeitung in diesem 
Zusammenhang zitieren zu dürfen. Es heißt hier: 
„72,5 Milliarden Schilling oder 24 Prozent der Ge­
samtausgaben des Budgets werden 1980 für soziale 
Einrichtungen ausgegeben. Davon allein 21,5 Mil­
liarden Schilling für Pensionen, Renten und Aus­
gleichszulagen. 1980 werden aus dem Bundeshaus­
halt zu jedem Schilling ausbezahlter Bauernpension 
70 Groschen, zu jedem Schilling ausbezahlter Selb-
ständigenpension 62 Groschen und zu jedem Schil­
ling ausbezahlter Arbeiterpension 14 Groschen dazu-
bezahlt." (Abg. Schrammel: „Das ist der soziale 
Ausgleich!") Das ist eine reihe Feststellung. (Abg. 
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Jamnegg: „Das ändert nichts an den Fakten!" — 
Abg. Schrämmel: „Sie polemisieren!") Ich polemi­
siere nicht, ich zitiere nur. (Abg. Jamnegg: „Sie 
zitieren etwas anderes!") Die dafür aufgewendeten 
Mittel entsprechen 78 Prozent der dem Bund 1980 
verbleibenden Einnahmen aus der Lohnsteuer. Zu 
Beginn des Jahres 1980 werden die Renten und 
Pensionen generell um 5,6 Prozent angehoben. Für 
den Bundeshaushalt bedeutet dies einen Mehrauf­
wand von 3,5 Milliarden Schilling. (Abg. Jamnegg: 
„Insgesamt 17 Milliarden Schilling!") Die durch­
schnittliche'Alterspension nach dem ASVG wird ab 
dem 1. Jänner 1980 5264 Schilling betragen. Seit 
1970 bedeutet dies eine Steigerung von 151,5 Pro­
zent und eine reale Einkommensverbesserung von 
40 Prozent. (Abg. Jamnegg: „Von den Mindest­
rentnern gesprochen!") Das ist eine unverdächtige 
Aussage aus der Kriegsopferzeitung. (Abg. Brandl: 
„Die Reallohnsteigerung ist noch höher!") Besonders 
viel, darf ich das vielleicht noch dazu sagen, wurde 
für die Bezieher von Mindestpensionen getan. Ab 
1. Jänner 1980 werden ihnen monatlich 3493 Schil­
ling ausbezahlt, das sind um 2160 Schilling oder 
um 50 Prozent real mehr als vor zehn Jahren. (Abg. 
Brandl: „Das ist erfolgreiche Sozialpolitik!" — Abg. 
Pöltl: „Das sind unsere Steuergelder!") Das ist 
eine sehr beachtliche Aussage als Antwort auf das, 
was von Ihnen gebracht wurde. 

Ein kleiner Absatz weiter: Die bäuerliche Alters­
versorgung wurde erst in den siebziger Jahren ein­
geführt, das ist nicht ganz zutreffend; eingeführt 
schon früher, aber wie, und ausgebaut, so kam es 
von einer landwirtschaftlichen Alterszuschußrente 
Mitte 1976 von 996 Schilling zu einer Bauernpen­
sion ab Mitte 1980, die 2170 Schilling im Schnitt 
betragen wird. Diese Umstellung bedingt für den 
Bundeshaushalt seit 1977 eine zusätzliche Ausgabe 
von fast 2 Milliarden Schilling. (Abg. Brandl: „Das 
ist enorm!" — Abg. Jamnegg: „Das ist eine Dema­
gogie!") Das ist eine ganz andere Darstellung und 
ein ganz anderes Bild, liebe Kollegin, als das, was 
Sie uns vorzudemonstrieren versucht haben. (Abg. 
Dr.. Eichtinger: „Trotzdem ist die Mindestrente zu 
gering!") Wer bestreitet denn das? Das bestreitet 
ja gar niemand. Es kommt nur darauf an, wieviel 
gegeben werden kann und wo man allenfalls von 
anderen Möglichkeiten her abzwickt und abzwängt, 
um hier noch zu verbessern. Sie können versichert 
sein, daß sozial zwar nicht unbedingt sozialistisch 
ist, aber daß sozialistisch auf jeden Fall sozial ist. 
Da können Sie sicher sein. (Beifall bei der SPÖ. — 
Abg. Schrammel: „Nicht immer!") Solange Sie das 
erlebt haben, lieber Kollege, und solange wir das 
noch erleben, ganz bestimmt. Da müßten ganz 
andere Leute kommen, die das nicht mehr so halten 
würden, als es jetzt praktiziert wurde und praktiziert 
wird. 

Nun darf ich mich dem eigentlich von mir vor­
gesehenen Thema zuwenden, der älteren Genera­
tion, und darauf hinweisen, daß durch den medizi­
nischen Fortschritt, durch die Verbesserung der 
sozialen Sicherheit, aber auch durch die Erkennt­
nisse bezüglich einer gesunden Ernährung, nicht nur 
der Anteil an alten Menschen, an der Gesamtbevöl­
kerungszahl immer höher wird, sondern sie be­
wahren sich erfreulicherweise bis ins hohe Alter 
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auch ihre geistige und körperliche Frische. Dieser 
Tatsache tragen insbesondere die Pensionistenver­
bände Rechnung. Durch Maßnahmen der Aktivie­
rung bemüht man sich, . einer möglichst großen 
Zahl alter Menschen den Zustand der eigenen 
Aktivität möglichst lange zu erhalten. Die Pen­
sionistenorganisationen wissen, daß sie mit ihren 
Aktivitäten den älteren Menschen sehr viel Gutes 
tun. Das Tätigsein, geistig und körperlich, gibt den 
Pensionisten ein neues Selbstgefühl, und man 
möchte fast sägen, ein verstärktes Selbstbewußt­
sein. Es ist ein großer Unterschied zwischen unserer 
älteren Generation und der alten Generation vor 
uns, meine Damen und Herren. Die aktivierten 
älteren Menschen sind durchaus aber auch gewillt, 
ihr Schicksal, so weit es irgendwie möglich ist, 
selbst zu gestalten und ihre Angelegenheiten auch 
selbst zu besorgen. Aus dem Wissen, daß die älteren 
Menschen selbst tätig und verantwortlich sein wol­
len, formulieren die Pensionistenorganisationen, und 
hier darf ich sagen, insbesondere der Pensionisten­
verband der Steiermark mit seinen 42.000 Mitglie­
dern (Abg. Dr. Maitz: „Der Seniorenklub!".— Abg. 
Brandl: „Sind viel weniger!") — ist nicht ausge­
nommen. Ich nehme ihn nicht aus — die Forderung, 
überall mitsprechen zu können, wo übergeordnete 
Instanzen in Altenschicksale eingreifen und wo 
über ihre Angelegenheiten entschieden wird. Selbst­
verständlich wollen sie ihre Organisationen und 
Einrichtungen, wie ich bereits erwähnt habe, selbst 
führen. Das heißt allerdings nicht, daß sich die 
Alten in ein Ghetto zurückziehen möchten. Sie 
wollen volle Integration in die Gesellschaft, wobei 
es gewiß Aktivitäten, wie zum Beispiel beim Sport, 
gibt, wo die älteren Menschen ohne Zweifel lieber 
unter sich bleiben möchten. In diesem Sinn' hat 
auch der Pensionistenverband Steiermarks, und ich 
habe nur diese Unterlage, wenn ich eine andere 
zur Verfügung hätte, würde ich sie gerne mitver­
wenden, seine Aufgabe verstanden und seine Tätig­
keit und Altenpolitik danach ausgerichtet. (Abg. 
Jamnegg: „In den gewerkschaftlichen Nachrichten 
steht alles drinnen!") Erlauben Sie mir, meine Da­
men und Herren, daß ich Ihnen einige Details aus 
der Tätigkeit des Pensionistenverbandes sage; zum 
Beispiel 280.000 ältere Menschen haben an den 
Veranstaltungen teilgenommen, das sind um rund 
50.000 mehr, oder 20 Prozent mehr, als im Jahr 
1977. Mit mehr als 2000 Autobussen sind über 
91.000 Pensionisten auf Reisen gewesen. (Abg. 
Premsberger: „Gut für die Wirtschaft!") Für so viele 
waren die Reiseerlebnisse eine wertvolle Bereiche­
rung ihres Alltags. 14.000 Teilnehmer konnten bei 
Schwimm- und Gymnastikstunden verzeichnet wer­
den. Großer Beliebtheit erfreuen sich auch die Pen­
sionistennachmittage, an denen 45.700 Personen 
teilgenommen haben. (Abg. Feldgrill: „Beim Senio­
renbund waren es über 100.000.") Es ist, glaube ich, 
sehr beachtlich, wenn man hört, daß bei den Turn-
nachmittageii ein sprunghaftes Ansteigen verzeich­
net werden konnte. Im Jahre 1977 hat es 188 Nach­
mittage mit 2300 Teilnehmern gegeben. Im Jahre 
1978 sind es 333 Nachmittage mit 7600 Teilnehmern 
gewesen. Das ist ein sehr beachtlicher Aufschwung. 
(Abg. Ing. Turek: „Ein Turnverein!") Wir haben 
hier noch keinen Turnverein, Herr Kollege Turek. 


